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Umfragen als Instrument der kommunalen
Informationsgewinnung

Befragungen sind in vielen größeren Städten seit langem ein 
etabliertes Instrument, um Informationen zu einer Vielzahl 
städtischer Fragestellungen zu gewinnen. Mehr und mehr 
halten sie in den letzten Jahren auch in die (kommunalstatis-
tischen) Arbeitsbereiche mittlerer und kleinerer Kommunen 
Einzug, hier jedoch häufig durch personelle und finanzielle 
Mittel limitiert. Um sich zu umfragespezifischen Themen aus-
zutauschen, gibt es seit vielen Jahren im VDSt und im KOSIS-
Verbund mehrere Arbeitsgemeinschaften und Projekte.1 Be-
fragungen bilden damit in vielen Städten ein fest etabliertes 
Tätigkeitsfeld innerhalb der Kommunalstatistik, das sich per-
manent in inhaltlicher, organisatorischer und methodischer 
Hinsicht weiterentwickelt. 
Im Rahmen dieses Beitrags sollen Antworten auf die folgenden 
Fragen gefunden werden:
Wie ist der Stand bei kommunalen Befragungen in den Städ-
ten? Wofür und in welchem Umfang wird dieses Instrument 
genutzt, wofür ist es besonders wertvoll? Wie werden Befra-
gungen methodisch und technisch durchgeführt und was hat 
sich hier in den letzten Jahren getan? Inwieweit ist fachliche 
Unabhängigkeit gewährleistet? Was sind aktuelle und zukünf-
tige Herausforderungen? 
Eine Bestandsaufnahme zu diesen Fragen liefert eine Städte-
Befragung des VDSt, die von der verbandsinternen AG Um-
fragen initiiert wurde. Von den im Verband vertretenen 102 
Städten und 11 Landkreisen haben insgesamt 59 Städte und 
2 Kreise teilgenommen.2 Dies entspricht einer Beteiligungs-
quote von 54 Prozent (58 Prozent bezogen nur auf Städte). 

Die in der Befragung vertretenen Städte decken sowohl geo-
graphisch als auch von der Einwohnerzahl die Bandbreite der 
Städtelandschaft in Deutschland gut ab (vgl. Abb. 1 und 2). Alle 
Bundesländer sind vertreten mit Ausnahme des Stadtstaates 
Berlin. Die Mehrzahl der Städte zählt zwischen 100.000 bis 
400.000 Einwohnerinnen und Einwohner, aber auch kleinere 
(ab ca. 40.000) und größere Städte (bis max. knapp unter 2 
Millionen) sind vertreten. 

Stefanie Neurauter, Falk Abel

Kommunale Befragungen heute und morgen
Ein Survey

Die Zahl an Befragungen, die durch Statistikstellen konzipiert, 
durchgeführt oder fachlich begleitet werden, hat in den letzten 
Jahren deutlich zugenommen. Eine vom VDSt durchgeführte 
Umfrage zeigt, dass von 61 befragten Städten knapp 80 Prozent 
regelmäßig Umfragen durchführen. Das Spektrum an Themen 
und Zielgruppen ist dabei sehr breit und geht deutlich über die 
klassischen Mehrthemenumfragen hinaus. Von der Mehrzahl 
der Städte werden zudem (fast) alle Arbeitsschritte in Eigenregie 
durchgeführt. Das Aufkommen und die Relevanz von Umfra-
geprojekten wird nach Einschätzung der befragten Umfrage-
Expertinnen und -Experten in den Kommunen weiter Bestand 
haben. Neben klassischen Fragen von Repräsentativität und 
Validität der generierten Informationen sind dabei zunehmend 
weitere Herausforderungen im Bereich kommunaler Umfragen 
zu meistern, um diese auch künftig in erforderlicher Quantität 
wie Qualität zu realisieren.

Schwerpunkt Kommunale Befragungen

Stefanie Neurauter 
Dipl. Soziologin, seit 2001 wissenschaftliche Mitarbeiterin im 
Amt für Statistik und Stadtforschung der Landeshauptstadt 
Wiesbaden im Team Stadtforschung und Umfragen. Projektlei-
tung der regelmäßigen Bürgerumfrage „Leben in Wiesbaden“ 
sowie zu Befragungen zu verschiedensten kommunalen The-
men und Zielgruppen. Ko-Moderation und Leitung der VDSt 
AG Umfragen seit 2016/2019. Weitere Themenschwerpunkte 
Lebensqualität, Wohnungsmarkt, Sozialstrukturanalyse.
:	stefanie.neurauter@wiesbaden.de

Falk Abel 
M. A. (Soziologie, Psychologie und Medien- und Kommunikati-
onswissenschaften), zunächst Tätigkeit in zwei Umfrageinstitu-
ten und ab 2012 Mitarbeiter in der Abteilung Stadtforschung 
im Amt für Statistik und Wahlen der Stadt Leipzig. In der Ab-
teilung Stadtforschung wird seit 1991 jährlich die Kommu-
nale Bürgerumfrage als Mehrthemenumfrage durchgeführt. 
Daneben werden jährlich über 20 weitere Umfrageprojekte 
realisiert.
:	 falk.abel@leipzig.de

Schlüsselwörter:
Kommunale Befragungen – Städtebefragung – Geschäftsfeld 
Umfragen – Methodische Beratung – Online-Befragungen



	 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK     1|2024	 3

Abb. 1 Teilnehmende Städte/Kreise nach Zahl der Einwohner/-innen

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen Oktober/November 2023, 61 Städte

Abb. 2 Teilnehmende Städte

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen Oktober/November 2023, 61 Städte

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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Ergebnisse der Befragung

Was läuft an kommunalen Befragungen und wie?
Wie stellt sich das Umfragegeschehen in den Statistikstellen 
konkret dar? Um diese Frage beantworten zu können, sollten 
die teilnehmenden Kommunen zunächst den Status Quo be-
schreiben. Die meisten der 61 befragten Städte führen eigene 
Befragungen durch, nur 11 (18 Prozent) haben in den letzten 
Jahren keine Umfragen selbst konzipiert, durchgeführt und 
ausgewertet (vgl. Abb. 3).

Abb. 3 Zahl der Umfragen, die in der jeweiligen Statistikstelle im 
Durchschnitt pro Jahr bearbeitet werden (in %)

Ø Zahl der Mitarbeitenden in der Statistikstelle: 
	 10,5 (Range von 0,6 bis 99)
Ø Zahl der Mitarbeitenden, die sich mit Umfragen beschäftigen: 
	 1,1 (Range von 0 bis 4)

Frage 4:	 Wie viele Umfragen werden in Ihrer Statistikstelle durchschnitt-
lich pro Jahr bearbeitet?

Frage 6:	 Wie viele MitarbeiterInnen gibt es in Ihrer Statistikstelle, und 
wie viele beschäftigen sich schwerpunktmäßig mit Umfragen 
(Angaben in Vollzeitäquivalenten)

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen 
Oktober/November 2023, 61 Städte

In der Mehrzahl der teilnehmenden Städte werden bis zehn 
Umfragen pro Jahr durch die Statistikstelle bearbeitet. Fünf 
der 61 Städte (entspricht 8 Prozent) geben an, mehr als 25 
Umfragen pro Jahr zu betreuen. Dabei handelt es sich über-
wiegend um größere Kommunen bzw. Städte mit personell 
stärker besetzten Statistikstellen: Die Zahl der Mitarbeiten-
den ist dort mit durchschnittlich 22 doppelt so hoch wie im 
Durchschnitt der befragten Städte. In knapp jeder fünften 
befragten Stadt werden hingegen keine Umfragen von der 
Statistikstelle bearbeitet. Dies sind häufig auch Städte mit 
sehr kleinen Statistikstellen (durchschnittlich 2,5 Mitarbeiten-
de). Zusammengefasst zeigt sich: Je mehr Mitarbeitende in 
einer Statistikstelle tätig sind, desto mehr Umfragen werden 
dort auch durchgeführt. Durchschnittlich beschäftigen sich 
in Statistikstellen, die Umfragen durchführen, knapp zwei 
Personen bzw. Vollzeitäquivalente überwiegend mit umfra-
gebezogenen Aufgaben. In diesen Kommunen ist etwa jede 
vierte Person, die in einer Statistikstelle arbeitet, mit Umfra-
gen beschäftigt.

Befragungsarten, Befragungsthemen und 
Bearbeitungstiefe der Projekte
Das Spektrum an Umfragen in den Städten ist sehr groß. Mehr 
als 50 Prozent der befragten Städte geben an, mindestens 
fünf verschiedene Befragungsarten durchgeführt zu haben. 
Mehr als jede zweite Stadt (56 Prozent) führte in den vergan-
genen fünf Jahren Befragungen zu speziellen Themen durch 
(vgl. Abb. 4). Besonders häufig genannte Themen sind dabei 
Wohnen bzw. Stadtentwicklung, Sicherheit und Verkehr. Da-
rüber hinaus gibt es auch weitere Nennungen zu aktuellen 
Themen, wie Befragungen zu Smart City, zum Klimawandel 
oder zur Aufstellung von Sozialen Erhaltungssatzungen.
Klassische Mehrthemenumfragen werden ebenfalls von 56 
Prozent der Städte durchgeführt. Befragungen zu speziellen 
Zielgruppen werden von 54 Prozent der Städte genannt. Be-

Frage 7:
Welche Arten von Befragungen haben Sie 
innerhalb der letzten 5 Jahre durchgeführt 
bzw. planen Sie derzeit und für die kom-
menden 2 Jahre?

Frage 7a: 
Zu welchen Themen haben Sie innerhalb 
der letzten 5 Jahre vertiefend Befragun-
gen durchgeführt?

Frage 7b: 
Zu welchen Zielgruppen haben Sie inner-
halb der letzten 5 Jahre vertiefend Befra-
gungen durchgeführt?

Basis: VDSt-Befragung 
zu kommunalen Befragungen 
Oktober/November 2023, 61 Städte

Abb. 4 Durchgeführte Befragungsarten (in %)

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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sonders häufig genannte Zielgruppen sind dabei Jugendliche 
bzw. Schüler/-innen, Kunden/-innen bzw. Besucher/-innen 
städtischer Einrichtungen und Senior/-innen. Aber auch Schul
hausmeister/-innen, Besucher/-innen von Weihnachtsmärkten 
oder Hausärzte bzw. Hausärztinnen und Angehörige von Per-
sonen in Pflegeeinrichtungen wurden in den letzten Jahren 
von Statistikstellen befragt.

Ein Thema, das inzwischen in mehr als der Hälfte aller befrag-
ten Städte eine wichtige Rolle spielt sind zudem Befragungen 
von Mitarbeitenden. Das Spektrum reicht dabei von Befragun-
gen aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Kommune 
bis zu kleinteiligen Sonderumfragen in speziellen Organisati-
onseinheiten. Hier liefern Statistikstellen häufig Kennzahlen 
zur Zufriedenheit von Mitarbeitenden, die wichtige Größen 
für die Arbeitgeberattraktivität sind.
Insgesamt neun der befragten 61 Städte (entspricht 15 Pro-
zent) haben in den letzten fünf Jahren hingegen keine Be-
fragungen durchgeführt bzw. planen dies auch mittelfristig 
nicht.

Die einzelnen Arbeitsschritte von Befragungsprojekten wer-
den von den Mitarbeitenden in den Statistikstellen häufig 
selbst oder zumindest in Kooperation mit anderen Ämtern 
erledigt (vgl. Abb. 5). Ein knappes Drittel der Städte (19) führen 

Frage 9: Führen Sie bzw. Ihre Statistikstelle bei Befragungen in der Regel …

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen Oktober/November 2023, 61 Städte

alle vier abgefragten Arbeitsschritte fast immer selbst durch, 
weitere zehn Städte führen meistens zumindest drei der vier 
Arbeitsschritte selbst durch. Lediglich zwei Städte vergeben 
alle Arbeitsschritte an Dienstleister.

Ausstattung mit Befragungssoftware und Finanzierung 
der Befragungsprojekte
Gut zwei Drittel der befragten Städte (70 Prozent) verfügen 
selbst über eine Befragungssoftware (vgl. Abb. 6). Unter den 
Städten, die regelmäßig Umfragen durchführen sind es so-
gar 80 Prozent. Besonders häufig im Einsatz sind LimeSurvey 
und Questor Pro. Vereinzelt wird auch DUVA aus dem KOSIS-
Verbund genutzt. 
Mehrthemenbefragungen sind bei mehr als der Hälfte der 
Städte, die diese durchführen, auch vollständig durch eige-
nes Budget gedeckt (vgl. Abb. 7). Für Spezialbefragungen im 
Auftrag anderer Ämter müssen diese auftraggebenden Ämter 
hingegen eigene finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. 

Steigendes Aufkommen an kommunalen Befragungen
Befragungen haben weiter Konjunktur: Bei mehr als der Hälfte 
der auskunftgebenden Städte hat die Anzahl an Befragungen, 
die die Statistikstellen bearbeiten, innerhalb der letzten fünf 
Jahre zugenommen (57 Prozent, siehe Abb. 8), bei etwa ei-
nem Fünftel war das Volumen gleichbleibend. Nur 8 Prozent 
berichten von einer abnehmenden Tendenz. 

Abb. 5 Bearbeitungstiefe der Befragungsprojekte (in % von 52 Städten, die derzeit Umfragen durchführen oder planen)

Frage 8: 
Verfügen Sie über eine eigene Umfrage-
Software /Befragungstool?

Frage 8a: 
Welche Umfrage-Software/Befragungs-
tool wenden Sie an?

Basis: VDSt-Befragung 
zu kommunalen Befragungen 
Oktober/November 2023, 61 Städte

Abb. 6 Ausstattung mit einer Befragungssoftware (in %)

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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Neben den durch die Statistikstellen selbst konzipierten und 
durchgeführten Befragungen haben vor allem auch die An-
fragen aus verschiedensten Fachbereichen zugenommen, in 
denen es um eine Beratung zu Umfragevorhaben geht. Mehr 
als zwei Drittel der Städte berichten von einer Steigerung 
innerhalb der letzten Jahre. Der Umfang dieser Beratungsan-
fragen kann sehr unterschiedlich ausfallen, bezieht sich nicht 
nur auf große bevölkerungsrepräsentative Umfragen, sondern 
vermehrt auch auf kleinere Befragungen zu sehr speziellen 
Themen und Zielgruppen, wie z. B. stadtinterne Pilotprojekte. 
Auch der Beratungsbedarf kann hierbei je nach Vorkenntnis-
sen der jeweils anfragenden Bereiche sowie Art des Umfrage-
vorhabens sehr unterschiedlich ausfallen: Mal geht es um eine 
erste Klärung und Beratung hinsichtlich sinnvoller Konzeption 
sowie organisatorischer und methodischer Grundsatzfragen 
zu einem möglichen Befragungsprojekt, ein andermal um 
einen reinen Fragebogencheck eines bereits eigenständig sehr 
weit konzipierten Projektes, eventuell unter Beteiligung Exter-
ner. Um dies einfach und kostengünstig online umzusetzen 
ist dies immer öfter dann verbunden mit der Bitte um Unter-

Frage 5: Wie ist die Tendenz der letzten 5 Jahre in Ihrer Stadt hinsichtlich der Menge an Befragungen? Die Anzahl an … ist …

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen Oktober/November 2023, 61 Städte

Abb. 8 Tendenz der letzten 5 Jahre bei kommunalen Befragungen (in %)

stützung der Statistikstellen bei der technischen Umsetzung 
in Form der Programmierung eines Online-Befragungstools 
und Administration des Befragungsablaufes, Bereitstellung 
einer Grundauswertung oder auch Hilfestellung bei der Auf-
bereitung und Interpretation der Ergebnisse.

Nutzen kommunaler Befragungen
Welchen Nutzen generieren kommunale Befragungen aus 
Sicht der befragten Städte? Auf diese offen ohne Antwortvor-
gaben gestellte Frage werden von den befragten Städten eine 
Reihe von Aspekten genannt, die sowohl fachlich-inhaltlicher 
Art sind aber auch organisatorische Vorteile umfassen (vgl. 
Abb. 9). Befragungen sind eine wichtige Grundlage, um fak-
tenbasierte Entscheidungen von Politik und Fachplanungen 
zu ermöglichen. Sie generieren Informationen, die vielfach aus 
anderen Quellen vor Ort nicht verfügbar sind. Dies umfasst 
neben „Hard Facts“ z. B. zu Mietkosten, Bildung, Einkommenssi-
tuation oder Nutzung kommunaler Infrastruktur insbesondere 
„subjektive“ Indikatoren wie die Zufriedenheit mit kommuna-
len Angeboten sowie Präferenzen und Prioritäten hinsicht-

Frage 10: Wie sind Umfragen in Ihrer Statistikstelle in der Regel hinsichtlich der Sachkosten finanziert?

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen Oktober/November 2023, 61 Städte

Abb. 7 Finanzierung der Befragungsprojekte (in % von 52 Städten, die derzeit Umfragen durchführen oder planen)

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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lich verschiedener kommunalpolitischer Aspekte. Auch zu 
bestimmten Zielgruppen lassen sich hier viele passgenauere 
Informationen generieren, z. B. zur Lebenssituation älterer 
Bürgerinnen und Bürger, Jugendlicher, Eltern, Vereinen oder 
anderen Akteuren vor Ort. Darüber hinaus können mit Befra-
gungen oft relativ schnell Informationen zu aktuellen Fragen 
und Trends erhoben werden, was über die klassischen Daten-
quellen wenn überhaupt erst mit wesentlichem Zeitverzug 
erfassbar ist. Wichtig ist hierbei auch die lokale Passung, denn 
selbst wenn thematisch ähnliche Umfragen vorliegen, etwa 
aus den großen sozialwissenschaftlichen Erhebungen wie 
SOEP oder ALLBUS, sind solche bundesdeutschen oder auch 
länderspezifischen Durchschnittswerte oft keine hilfreichen 
Bezugspunkte für die kommunalpolitische Fachplanung. Das 
gilt insbesondere dann, wenn auch noch eine kleinräumige 
Heterogenität innerhalb des Stadtgebietes zu berücksichti-
gen ist, beispielsweise wenn es um Betreuungsbedarfe, Woh-
nungsversorgung oder Mobilitätsverhalten geht. Oft fehlen 
solchen überregionalen Erhebungen Frageformulierungen, 
die die spezielle Situation vor Ort gut abbilden können, sowie 
die entsprechende Kontextinformation zur Interpretation der 
Ergebnisse und Ableitung von konkreten Handlungsempfeh-
lungen für die jeweilige Stadt.

Ein weiterer Aspekt, der neben der passgenauen, flexiblen und 
zügigen Versorgung von Politik und Verwaltung mit Informa-
tionen häufiger genannt wird, ist der der Bürgerbeteiligung. 
Repräsentativ angelegte Umfragen ermöglichen eine syste-
matischere Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger, was 
die darauf basierenden Entscheidungen treffsicherer machen 
und die Akzeptanz erhöhen kann.

Abb. 9 
Nutzen kommunaler Befragungen

Frage 11: 
Was sind aus Ihrer Sicht die wichtigsten 
Vorteile von kommunalen Umfragen für 
Ihre Stadt? Wofür sind sie unverzichtbar? 
Haben Sie konkrete Beispiele? (Offene 
Frage, Mehrfachnennungen möglich, 40 
Befragte mit Nennungen

Basis: VDSt-Befragung 
zu kommunalen Befragungen 
Oktober/November 2023, 61 Städte

Zusätzliche Vorteile, die angeführt werden, gelten insbesonde-
re bei Durchführung von Befragungsprojekten durch die Kom-
munen bzw. die Statistikstellen selbst. Genannt werden etwa 
die Schnelligkeit, Flexibilität und Kosteneffizienz gegenüber 
einer Beauftragung externer Dienstleister, sowie umfassende-
re Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten und der Akteure, die 
sowohl in der Konzeptionsphase als auch in der Auswertung 
und Ergebniskommunikation häufig eine bessere Passung für 
die kommunalspezifischen Fragen ermöglichen. Gleichwohl 
kann es für viele Fragestellungen und Situationen sinnvoll 
sein, auf eine externe Durchführung zurückzugreifen. Auch 
hierbei sind die lokalen Statistikstellen aber häufig hilfreiche 
Wegbegleiter der Projektbeteiligten im gesamten Prozess.
 
Fachliche Unabhängigkeit der Statistikstellen 
bei Umfragen
Sind Umfragen immer ein rein fachlich nützliches Instrument 
oder werden diese auch für andere (politische) Zwecke ins-
trumentalisiert? Umfragen scheinen noch weitaus häufiger 
als andere „tradierte“ Formen kommunalstatistischer Daten-
quellen diesem Vorwurf ausgesetzt zu sein - geht es doch 
häufig um „subjektive“ Indikatoren wie Meinungen der Bür-
gerinnen und Bürger und steht und fällt die Aussagekraft der 
Ergebnisse mit der methodischen Konzeption wie auch der 
inhaltlichen Interpretation. Hierbei können kleine Faktoren 
oft erheblichen Einfluss auf die Ergebnisse haben, was für 
Außenstehende nicht immer vollständig transparent ist bzw. 
ist das methodische Know-How nicht ausreichend, um dies 
einordnen zu können.

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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Abb. 10 Einschätzung der fachlichen Unabhängigkeit und Umgang mit Umfrageergebnissen 
durch Politik und Verwaltung in der eigenen Stadt (in %)

Frage 12:
Bitte bewerten Sie folgende Aussagen zur 
fachlichen Unabhängigkeit und dem poli-
tischen Umgang mit Umfrageergebnissen 
in Ihrer Stadt:
-	 Bei der Erstellung der Fragebogen kann 

unsere Statistikstelle vollkommen frei/
ohne politische Einflussnahme agieren.

-	 Bei der Erstellung von Berichten zu 
Befragungsprojekten und der Ergeb-
niskommunikation nach außen kann 
unsere Statistikstelle vollkommen frei/
ohne politische Einflussnahme agieren.

-	 Auch wenn Befragungsergebnisse nicht 
vorteilhaft für die Stadt oder einzelne 
kommunale Akteure sind, werden sie 
von der Stadtpolitik offen kommuniziert.

-	 In den letzten Jahren nehmen Versuche 
der Einflussnahme auf die Ergebniskom-
munikation unserer Statistikstelle durch 
andere in Verwaltung und Politik zu.Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen Oktober/November 2023, 61 Städte

Wie schätzen die beteiligten Städte die fachliche Unabhängig-
keit in Bezug auf kommunale Umfrageprojekte ein? Im Großen 
und Ganzen sind die Städtevertreterinnen und -vertreter der 
Ansicht, dass die fachliche Unabhängigkeit der Statistikstellen 
in Bezug auf Umfragen nach wie vor gewahrt ist, vor allem in 
Hinblick auf die Konzeption, aber auch die Aufbereitung der 
Ergebnisse (vgl. Abb. 10). Nur vereinzelte Städte nehmen hierzu 
wahr, dass dies vor Ort nicht gegeben sei (absolut betrachtet 
stimmen den ersten beiden Aussagen der Abfrage insgesamt 
nur 3 Städte eher nicht oder überhaupt nicht zu). Etwas gerin-
ger wird die Zustimmung beim Umgang mit Ergebnissen, die 
unvorteilhaft für die Stadt oder einzelne kommunale Akteure 
sind, und ob diese von der Stadt offen kommuniziert werden. 
Auch hier sind jedoch negative Einschätzungen weit in der 
Minderzahl. Etwas geteilter sind die Ansichten zur Frage, ob 
Versuche der Einflussnahme durch Politik und Verwaltung auf 
die Ergebniskommunikation der Statistikstellen in den letzten 
Jahren zugenommen haben. Es überwiegt aber auch hier die 
Sicht, dass dies in der jeweiligen Stadt nicht der Fall sei.

Herausforderungen für kommunale Befragungen 
und künftiger Stellenwert
In der Befragung wurden die kommunalen Umfrage-Ex-
pertinnen und -Experten auch gebeten, die aus ihrer Sicht 
wichtigsten derzeitigen und künftigen Herausforderungen 
zu benennen, die es im Bereich kommunaler Befragungen 
gibt. Deutlich wird in den Antworten zu dieser ebenfalls of-
fen gestellten Frage, dass zu den immer schon bestehenden 
Anforderungen im Bereich kommunaler Befragungen aktuell 
und in den kommenden Jahren einige neue dazu kommen 
(werden): Grob zusammenfassen lässt sich dies in der Zielfor-
mulierung, die methodische und fachliche Qualität aufrecht-
zuerhalten bei gleichzeitig begrenzten bzw. in vielen Kommu-
nen schrumpfenden finanziellen und personellen Ressourcen 
sowie sich wandelnden technischen Rahmenbedingungen 
und Erwartungshaltungen an die kommunalen Statistikstellen 
sowie sich ändernden Rollenzuschreibungen im Kontext von 
Befragungsprojekten. 

So gibt es die Beobachtung und Befürchtung, dass sich der 
Trend sinkender Beteiligungsquoten weiter fortsetzt, während 
die soziale Selektivität der Befragten weiter zunimmt, da ins-
besondere jüngere oder weniger gebildete Personengruppen 
sowie Zielgruppen mit Sprachbarrieren immer schwieriger zu 
erreichen sind. Mit dem Beliebtheitszuwachs des Instruments 
Befragungen geht negativ einher, dass die Beteiligungsbereit-
schaft bei einzelnen Befragungen sinkt und die Kapazitäten 
der kommunalen Statistikstellen teils „überstrapaziert“ wer-
den, um diese konzeptionell gut ohne allzu große qualitative 
Abstriche umzusetzen. Mit einer Vielzahl von (kleineren) Be-
fragungsprojekten, die dezentral an verschiedenen Stellen 
der städtischen Organisation „sprießen“, teils in Eigenregie 
der jeweiligen Fachbereiche, ändert sich auch die Rolle der 
Statistikstellen, die in den meisten Städten von den Kapazitä-
ten her gar nicht in der Lage wären, alle Befragungsprojekte 
zentral zu entwickeln und durchzuführen. Gleichwohl sind sie 

Abb. 11 Einschätzung zum Stellenwert kommunaler Umfragen 
(in %)

Frage 14: 
Wird der Stellenwert kommunaler Umfragen als Geschäftsfeld der kom-
munalen Statistikstellen Ihrer Einschätzung nach in Ihrer Stadt in den 
kommenden Jahren …

Basis: VDSt-Befragung zu kommunalen Befragungen 
Oktober/November 2023, 61 Städte
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als Dienstleister und in der fachlichen Beratung umso mehr 
gefragt. Gleichzeitig steigen Ansprüche etwa hinsichtlich zeit-
licher Realisierung, schnell wechselnder / neu zu erarbeitender 
Inhalte und Fragestellungen sowie datenschutzrechtlicher 
Belange und technischer Anforderungen weiter an.
Einige Befragte äußern zudem die Einschätzung, dass damit 
das Risiko einer „De-Professionalisierung“ und sinkendes Ver-
trauen in die Fachlichkeit und Unabhängigkeit von Umfra-
geprojekten befördert wird. Weitere genannte Aspekte sind 
enorme Kostensteigerungen (massiv gestiegene Druck- und 
Portokosten), die bei Umfrageprojekten in den letzten Jahren 
zu beobachten waren. Diese können auf absehbare Zeit noch 
nicht vollständig über den Umstieg auf Online-Befragungen 
aufgefangen werden. Hoffnungen werden dennoch auf wei-
tere Effizienzgewinne durch Online-Formate und künftigen 
Einsatz von KI gesetzt. 

Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung und Open Data 
Aktivitäten der Städte wird sich die Datenlandschaft weiter 
verändern. Verlieren kommunale Umfragen angesichts dessen 
an Bedeutung? Dieser Ansicht sind die wenigsten befragten 
Städtevertreter/-innen (8 Prozent, 5 Städte absolut vgl. Abb. 
11). Die meisten gehen davon aus, dass dieses Arbeitsfeld der 
Statistikstellen zumindest gleich wichtig bleiben (36 Prozent) 
wenn nicht gar eher weiter an Bedeutung gewinnen wird 
(41 Prozent).

Fazit und Ausblick
Umfragen sind aus dem Repertoire kommunaler Statistikstel-
len nicht mehr wegzudenken. Längerfristige Trends wie ein 
Mehr an Beteiligung, der Bedeutungsgewinn von Evaluatio-
nen und die schnelle Verfügbarkeit von Umfrageergebnissen 
führen zu einer gestiegenen Nachfrage nach Befragungsdaten, 
die durch Statistikstellen bedient wird. Allein die 61 Städte, die 
sich an der Befragung beteiligt haben, führen hochgerechnet 
insgesamt jährlich ca. 500 Umfragen durch. Die befragten 
Expert/-innen in den Kommunen gehen zudem davon aus, 
dass der Stellenwert von Umfragen mittelfristig gleichbleibt 
bzw. noch zunimmt. Gleichwohl zeigt sich, dass dieses Arbeits-
feld auch mit Herausforderungen umgehen muss:

Zur klassischen „Repräsentativitätsproblematik“ von Befragun-
gen gesellen sich neue Herausforderungen technischer wie 
inhaltlicher Art, der Erfüllbarkeit externer Ansprüche sowie 
der eigenen Relevanz, bei gleichzeitig gerade aktuell wieder 
stärker limitierten finanziellen Ressourcen und personellen 
Engpässen in vielen Kommunen. Der Einsatz von KI bei kom-
munalen Befragungen wird voraussichtlich weiter dazu bei-
tragen, das Spannungsfeld in dem sich kommunale Umfragen 
bewegen - zwischen fachlichen Ansprüchen und ressourcen-
geschuldeten Limitationen - weiter zu transformieren.

Bei allen „kreativen“ wie pragmatischen Lösungen für diese 
Herausforderungen sollten im fachlichen Selbstverständnis 
der kommunalen Statistikstellen die fachliche Unabhängigkeit 
und methodische Transparenz auch zukünftig oberste Priorität 
haben, nicht nur zur Abgrenzung gegenüber der „Konkurrenz“ 
externer Dienstleister, vielmehr auch um der ureigenen Auf-
gabe einer fachgerechten Informationsgewinnung und hilf-
reichen Steuerungsunterstützung für Politik und Fachplanung 
weiter gerecht zu werden. 

	
1	 Siehe https://www.staedtestatistik.de/arbeitsgemeinschaften/vdst/

ag-umfragen/kommunale-umfragenhilfe. In der VDSt AG Umfragen 
tauschen sich Mitglieder mehrmals jährlich in (teils virtuellen) Ar-
beitstreffen zu aktuellen Themen, methodischen und organisatori-
schen Fragen aus. Die Koordinierte Umfrage zur Lebensqualität wird 
seit 2006 alle 3 Jahre von zuletzt rund 20 Städten gemeinsam durch-
geführt, siehe https://www.staedtestatistik.de/arbeitsgemeinschaf-
ten/vdst/ag-umfragen/koordinierte-umfrage-zur-lebensqualitaet. 
Die Kosis-Gemeinschaft KOumfrage https://www.staedtestatistik.
de/arbeitsgemeinschaften/kosis/koumfrage beschäftigt sich mit der 
Organisation und Durchführung von Umfragen mittels Softwarelö-
sungen.

2	 Die Teilnehmerschaft an der Befragung wird im Folgenden sprachlich 
vereinfachend als (deutsche) Städte bezeichnet, wobei die Antworten 
der zwei Kreise und einer Stadt außerhalb des bundesdeutschen 
Gebiets eingeschlossen sind. Da die organisatorische Ansiedelung 
der Kommunalstatistik und damit auch kommunaler Befragungen 
je nach Stadt unterschiedlich ist, wird im Folgenden einheitlich der 
Begriff Statistikstelle verwendet. Gemeint ist damit ein Amt für Sta-
tistik gleichermaßen wie ein Bereich innerhalb eines übergeordneten 
Amtes z. B. für Stadtentwicklung.

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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Einleitung

Effektiver Klimaschutz und Klimaanpassung sind zwei der zent-
ralen Aufgaben für Kommunen in den kommenden Jahrzehnten. 
Energiewende, Mobilitätswende oder Maßnahmen zur Anpas-
sung an extreme Wetterereignisse wie Starkregen oder Hitze-
wellen werden zu bedeutenden Teilen auf kommunaler Ebene 
umgesetzt werden müssen. Die Umsetzung auf kommunaler 
Ebene wird jedoch mit Einschränkungen und erforderlichen 
Verhaltensänderungen seitens der Bürger*innen einhergehen 
müssen, wie z. B. die Re-Orientierung der Mobilität weg vom 
motorisierten Individualverkehr hin zum Umweltverbund. Das 
ruft teils erhebliche Widerstände hervor, die wiederum zu Verzö-
gerungen oder einer Abkehr von Klimaschutz- oder Anpassungs-
maßnahmen führen können (StZPlus 2023; Zeit Online 2023).
Dass der Klimawandel existiert ist in der deutschen Bevölke-
rung zu sehr großen Teilen akzeptiert, auch wenn es einen 
bedeutenden Anteil gibt, der die menschliche Verursacherrolle 
dabei in Frage stellt oder sich hierzu noch keine Meinung 
gebildet hat (Ipsos 2022; Zandt 2023). Es besteht aber eine 
Diskrepanz zwischen der allgemeinen Erkenntnis, dass zur 
Begrenzung des Klimawandels und seiner Folgen Handlungen 
und Maßnahmen – auch auf individueller Ebene – erforderlich 
sind und der konkreten Durchführung oder Akzeptanz solcher 
Maßnahmen (Hunecke 2022; Haubach et al. 2013).
Der persönliche Einsatz für mehr Klimaschutz ist häufig mit in-
dividuellen Kosten verbunden, z. B. Mehrausgaben für energie-
effiziente Geräte, klimafreundliche Produkte oder den Verzicht 
auf klimaschädliche Aktivitäten wie Autofahren oder private 
Flugreisen (Falk et al. 2022). Aber auch für die Kommunen 
bedeuten Maßnahmen zum Klimaschutz (monetäre) Kosten, 
wie beispielsweise im Fall der Förderung von Grün- und Was-
serflächen in der Stadt. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Faktoren 
die Handlungsbereitschaft in der Bevölkerung für Maßnahmen 
gegen die Klimakrise begünstigen bzw. schwächen. Unter dem 
Begriff Handlungsbereitschaft werden in der PACE-Studie (Pla-
netary Health Action Survey) drei Aspekte zusammengefasst 
(Lehrer et al. 2023): 
-	 Individuelles Verhalten (z. B. Verzicht auf umweltschädi-

gendes Verhalten)
-	 Akzeptanz gesellschaftlicher und politischer Klimaschutz-

maßnahmen
-	 Politische Partizipation (z. B. die Teilnahme an Demonst-

rationen für mehr Klimaschutz)

Jan Philipp Starcke, Jan Dohnke

Untersuchung der persönlichen 
Handlungsbereitschaft gegen die Klimakrise
anhand der Darmstädter Bürgerumfrage 2023

Wie groß sind die Sorgen in der Darmstädter Bevölkerung hin-
sichtlich der Veränderung von Umwelt- und Klimabedingungen? 
Wie hoch ist die Bereitschaft, sich für den Umwelt- und Klima-
schutz einzusetzen? Und wovon hängt diese Bereitschaft ab? 
Diese Fragen werden anhand von Ergebnissen der „Allgemeinen 
Bürgerumfrage“ in Darmstadt aus dem Sommer 2023 erörtert 
(Größe des Samples: N = 2.034). Insgesamt 56 % der befragten 
Bürgerinnen und Bürger zeigen sich angesichts der zukünftigen 
Umweltbedingungen besorgt. Allerdings sind nur 38 % bereit, 
zugunsten des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzich-
ten. Eine Regressionsanalyse gibt Aufschluss, welche Faktoren die 
persönliche Handlungsbereitschaft für Klimaschutzmaßnahmen 
begünstigen bzw. schwächen. Hieraus hervorgehende Hand-
lungsfelder und mögliche Maßnahmen seitens der Kommune 
werden diskutiert.

Schwerpunkt Kommunale Befragungen
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Der vorliegende Beitrag stellt den ersten Punkt „individuelles 
Verhalten“ in den Mittelpunkt. Folgende Fragen werden im 
Folgenden erörtert:
-	 In welchem Ausmaß sind Bürgerinnen und Bürger bereit, 

ihr individuelles Verhalten für den Klimaschutz anzupas-
sen?

-	 Wovon hängt die Veränderungsbereitschaft im eigenen 
Verhalten ab?

-	 Welche Handlungsempfehlungen ergeben sich hieraus 
für die Politik?

Zur Beantwortung der Fragen werden Daten einer näherungs-
weise repräsentativen Bürgerumfrage in Darmstadt aus dem 
Jahr 2023 ausgewertet. Dabei wird der Einfluss von soziode-
mografischen Merkmalen, der Wahrnehmung von Klima- und 
Umweltbelastungen, der Sorgen hinsichtlich des Klimawan-
dels und der sozialen Einbindung/des sozialen Kapitals auf die 
Bereitschaft der Befragten untersucht, zugunsten von mehr 
Klimaschutz auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Ergebnisse aktueller Studien

Soziodemografie und die Bereitschaft zum Klimaschutz
Verschiedene soziodemografische Merkmale wie Alter, Ge-
schlecht oder Bildungsgrad haben sich als relevante Einfluss-
größen für die Bereitschaft zu Anpassungen des persönlichen 
Verhaltens zugunsten des Klimaschutzes erwiesen (bpb 2021). 
In einer Studie von Infratest dimap (SWR – Report Mainz 2022) 
zeigten sich beispielsweise formal höher Gebildete, Frauen 
und jüngere Altersgruppen eher dazu bereit, angesichts des 
Klimawandels ihren Fleischkonsum zu reduzieren. Frauen und 
Ältere signalisierten außerdem eine höhere Bereitschaft, sel-
tener oder gar nicht mehr mit dem eigenen Auto zu fahren. 
Formal höher Gebildete stimmten außerdem häufiger dem 
Vorschlag einer CO2-Steuer auf Produkte, Güter und Dienstleis-
tungen zu. Andere Studien zeigen, dass Personen mit hohem 
Haushaltseinkommen zugunsten strengerer Umweltvorschrif-
ten höhere Preise für Produkte und Dienstleistungen in Kauf 
nehmen würden (Deloitte 2022). Dies würde die Annahme 
stützen, dass die persönliche Handlungsbereitschaft gegen 
die Klimakrise mit verbesserter wirtschaftlicher Situation 

steigt. Dem entgegen steht jedoch die Tatsache, dass es häu-
fig gerade die einkommensstärkeren Teile der Bevölkerung 
sind, die für ihre täglichen Wege das Auto nutzen oder einen 
großen CO2-Abdruck durch private Flugreisen hinterlassen. 
Um dieses Merkmal zu erfassen wurde nicht das verfügbare 
Haushaltseinkommen, sondern stattdessen die Frage nach der 
empfundenen Wohnkostenbelastung für die nachfolgende 
Analyse operationalisiert. Denn – so die Annahme – je geringer 
die wahrgenommene finanzielle Belastung, desto größer die 
subjektiv wahrgenommenen finanziellen Spielräume, z. B. um 
höhere Preise in Kauf nehmen zu können.
Ein weiteres relevantes Merkmal ist der Migrationshintergrund: 
Menschen mit Migrationshintergrund weisen u. a. aufgrund 
ihrer spezifischen sozialen Netzwerke zudem häufig eine ge-
ringere Bereitschaft zu Klimaschutz auf als Menschen ohne 
Migrationshintergrund (Nies et al. 2015). Dementsprechend 
wird die Annahme geprüft, ob Menschen mit Migrationshin-
tergrund eine geringere Bereitschaft aufweisen, zugunsten 
des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.
Ein letztes Merkmal das für die Analyse genutzt wird ist die 
Wohndauer. Das basiert auf der Annahme, dass Menschen 
mit einer längeren Wohndauer eine höhere Identifikation mit 
ihrem Wohnort Darmstadt aufweisen, da sie die klimabeding-
ten Veränderungen in ihrem Wohnort, u. a. in Form von Wald-
sterben und zunehmendem Hitzestress in den vergangenen 
Jahren direkt erleben konnten.

Die Betroffenheit durch Umweltbelastungen 
und die Sorge vor dem Klimawandel und die 
Bereitschaft zum Klimaschutz

Der Klimawandel beeinflusst in vielfältiger Weise die Umwelt 
und führt z. B. vermehrt zu extremer Hitze am Tag und in der 
Nacht (Umweltbundesamt 2024). Auch in Darmstadt hat die 
Zahl an Sommertagen und heißen Tagen in den letzten Jah-
ren erkennbar zugenommen (Wissenschaftsstadt Darmstadt 
2022).1 Gerade für ältere Menschen und Kinder ist Hitzestress 
eine Gefährdung für die Gesundheit (z. B. durch Dehydration). 
Es kann daher angenommen werden, dass Personen, die sich 
stark durch Umweltprobleme belastet fühlen, eine hohe Hand-
lungsbereitschaft bezüglich Klimaschutz aufweisen. 

Einflussfaktoren Verzicht auf Annehmlichkeiten zugunsten von mehr Klimaschutz

Frauen (+) Frauen haben eine höhere Bereitschaft zugunsten des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Alter (-) Ältere Menschen haben eine geringere Bereitschaft zugunsten des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten 
zu verzichten.

Migrationshintergrund (-) Mitbürgerinnen und Mitbürger mit Migrationshintergrund haben eine geringere Bereitschaft zugunsten 
des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Bildung (+) Menschen mit hohem Bildungsabschluss haben eine höhere Bereitschaft zugunsten des Klimaschutzes 
auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Wohnkostenbelastung (-) Je größer die subjektive Belastung durch Mietkosten/Kosten für Wohneigentum ist, desto geringer ist die 
Bereitschaft zugunsten des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Wohndauer in Darmstadt (+) Je länger die Wohndauer in Darmstadt ist, desto höher ist die Bereitschaft zugunsten des Klimaschutzes 
auf Annehmlichkeiten zu verzichten.
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Mit Fortschreiten der Klimakrise und der steigenden Aufmerk-
samkeit für das Thema in den Medien nimmt die Sorge ums 
Klima – „Eco-Anxiety“ – in Teilen der Bevölkerung zu. Ob und 
wie stark der Klimawandel als Risiko wahrgenommen wird, 
bestimmt das individuelle Klimaverhalten maßgeblich mit. 
Wer sich durch den Klimawandel persönlich bedroht fühlt, ist 
eher bereit auf klimaschädigendes Verhalten zu verzichten 
und Maßnahmen zur Vermeidung oder Milderung der Risiken 
des Klimawandels zu ergreifen (Ratter u. Runge 2022). Auch 
gesellschaftliche Klimaschutzmaßnahmen werden eher ak-
zeptiert und unterstützt. Empirisch zeigt sich, dass Menschen 
in Deutschland als Folge von Sorgen über den Klimawandel 
verstärkt zu nachhaltigeren Produkten wechseln und vielfach 
bereit sind, dafür höhere Preise zu bezahlen. Die persönliche 
Bereitschaft sich für den Klimaschutz einzusetzen wird nicht 
zuletzt auch durch die eigene Selbstwirksamkeitserwartung 
beeinflusst (Hamann et al. 2016). Demnach kann angenom-
men werden, dass ein optimistischer Blick in die Zukunft die 
Wahrnehmung verstärkt, selber den Klimawandel und seine 
Folgen (noch) beeinflussen zu können, was wiederum klima-
schützendes Verhalten begünstigt.

Das soziale Umfeld und die Bereitschaft zum 
Klimaschutz

Die Einstellungen zu Klimaschutzmaßnahmen und die per-
sönliche Handlungsbereitschaft gegen die Klimakrise werden 
durch das soziale Umfeld mitgeprägt. Eine Beeinflussung des 
Klimaschutzverhaltens könne entweder durch das Beobachten 
klimafreundlicher Handlungen erfolgen oder durch Gespräche 
mit den entsprechenden Vorbildern (Hamann et al. 2016). 
Vorbilder können Personen aus der direkten Umgebung, z. B. 
Familie oder Freunde, aber auch Personen des öffentlichen 
Lebens sein, welche ihre Einstellung mit der Welt teilen. Soziale 
Normen und Verhaltenserwartungen von Freunden spielen 
– gerade bei jungen Personen – eine große Rolle für das Um-
weltschutzverhalten (Mielke 1985). Verhält sich der Großteil 
der Mitglieder einer Gruppe Gleichaltriger klimafreundlich, ist 
die Wahrscheinlichkeit hoch, dass auch der Rest der Gruppe 
mitzieht (etwa unter Studierenden). Auch dem sozialen Mitei-
nander in der Nachbarschaft kommt eine wichtige Bedeutung 
für den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu. So wurden 
im Projekt COOLCITY Maßnahmen für den Umgang mit Hit-

Einflussfaktoren Verzicht auf Annehmlichkeiten zugunsten von mehr Klimaschutz

Hitzebelastung im Wohnumfeld (+) Je höher die Hitzebelastung im Wohnumfeld ist, desto höher ist die Bereitschaft zugunsten des Klima-
schutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Hitzebelastung in der Wohnung (+) Je höher die Hitzebelastung in der Wohnung ist, desto höher ist die Bereitschaft zugunsten des Klima-
schutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Klimasorgen/-beunruhigung (+) Je höher die Sorgen um die Entwicklung des Klimas und der Umwelt sind, desto höher ist die Bereitschaft 
zugunsten des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Erwartete Lebensqualität in 
Darmstadt in 5 Jahren (+)

Je besser die Lebensqualität in Darmstadt in den nächsten 5 Jahren eingeschätzt wird, desto höher ist 
die Bereitschaft zugunsten des Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

zestress entwickelt, vor allem Aktivitäten und Programme zur 
Vernetzung in der Nachbarschaft, welche gegenseitige Unter-
stützung und das Teilen von Tipps zur Anpassung erleichtern 
(Muhr u. Anetzhuber 2023). 

Einflussfaktoren Verzicht auf Annehmlichkeiten 
zugunsten von mehr Klimaschutz

Lebensphase: 
Student*in (+)

Studentinnen und Studenten haben 
eine höhere Bereitschaft zugunsten des 
Klimaschutzes auf Annehmlichkeiten zu 
verzichten.

Soziale Kohäsion in 
der Nachbarschaft (+)

Je stärker der soziale Zusammenhalt in 
der Nachbarschaft ist, desto höher ist die 
Bereitschaft zugunsten des Klimaschut-
zes auf Annehmlichkeiten zu verzichten.

Datengrundlage und Operationalisierung

Die Grundlage des vorliegenden Beitrags bildet die allgemeine 
Bürgerumfrage zur Lebensqualität in Darmstadt 2023, die 
von der Abteilung Statistik und Stadtforschung im Amt für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung durchgeführt wurde. Der 
Fragebogen enthält neben vielen weiteren Themen auch Fra-
gen zu unterschiedlichen Umweltbelastungsfaktoren (Lärm, 
Hitze etc.) sowie zu Einstellungen und Verhaltensweisen in 
Bezug auf Klima und Umwelt.
Die Bürgerumfrage fand über einen Zeitraum von fünf Wochen 
im Sommer 2023 statt. Die Grundgesamtheit der Befragung 
bilden alle Einwohner*innen im Alter von 18 bis 84 Jahren mit 
Hauptwohnsitz in Darmstadt. Insgesamt wurden per Zufalls-
ziehung aus dem Einwohnermelderegister 10.242 Personen 
gezogen, die per postalischem Anschreiben um eine Teilnah-
me an der Umfrage gebeten wurden. Die Teilnahme erfolgte 
primär online, ein Papierfragebogen konnte auf Anfrage an-
gefordert werden („online first – paper on demand“). Mithilfe 
eines individuellen Zugangscodes wurde sichergestellt, dass 
jede angeschriebene Person nur einmal an der Umfrage teil-
nehmen konnte. 
Insgesamt haben 2.438 Personen an der Umfrage teilgenom-
men, was einem Rücklauf – nach Abzug unzustellbarer Erstan-
schreiben – von 25 % entspricht. Das für die nachfolgende 
Analyse verwendete Sample – nach Abzug aller hierfür nicht 
verwendbaren Fragebogen – umfasst 2.034 Fragebogen. Die 
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erzielte Stichprobe weist hinsichtlich der soziodemografischen 
Merkmale der Befragten eine hohe Anpassungsgüte an die 
zugrunde liegende Grundgesamtheit auf, bei geringen Ver-
zerrungen hinsichtlich einzelner Merkmale. Wo die Sollstruk-

Tab. 1 Deskriptive Statistiken der verwendeten Variablen (N = 2.034)

Variable Beschreibung

Indikatoren der Handlungsbereitschaft Min Max MW SD

Verzicht auf Annehmlichkeiten 
zugunsten von mehr Klimaschutz

„Zugunsten unseres Klimas bin ich bereit auf Annehmlichkeiten zu 
verzichten“
1 = „stimme überhaupt nicht zu“ bis 4 = „stimme voll und ganz zu“

1 4 3,12 0,90

Soziodemographie Anteil in %

Geschlecht (Dummy) „weiblich“
„männlich“ (inkludiert Antwortmöglichkeit „divers“)

49,4 %
50,6 %

Alter 
(Dummy)

Altersgruppe 18–34 Jahre
Altersgruppe 35–64 Jahre
Altersgruppe 65–85 Jahre

29,8 %
50,4 %
19,8 %

Migrationshintergrund (Dummy) Deutsch
Deutsch mit Migrationshintergrund
Ausländer*in

65,7 %
17,3 %
17,0 %

Bildung (Dummy) Niedrige Bildung
Mittlere Bildung
Hohe Bildung

4,3 %
39,7 %
56,0 %

Wohndauer in Darmstadt 
(Dummy)

0 bis 4 Jahre
5 bis 9 Jahre
10 bis 19 Jahre
20 Jahre und länger

19,1 %
15,1 %
17,8 %
48,0 %

Betroffenheit durch Umweltbelastungen Min Max MW SD

Hitzebelastung im Wohnumfeld „Wie stark fühlen Sie sich bei anhaltend hohen Temperaturen in 
Ihrem Wohnumfeld von Hitze belastet?“
1 = „überhaupt nicht“ bis 5 = „sehr stark“

1 5 3,57 0,97

Hitzebelastung in der Wohnung „Wie stark fühlen Sie sich bei anhaltend hohen Temperaturen in 
Ihrer Wohnung von Hitze belastet?“
1 = „überhaupt nicht“ bis 5 = „sehr stark“

1 5 3,35 1,06

Klimasorgen/-beunruhigung Min Max MW SD

Sorgen über zukünftige 
Umweltverhältnisse

„Es beunruhigt mich, wenn ich daran denke, unter welchen Um-
weltverhältnissen meine Kinder und Enkelkinder bzw. nachfolgen-
de Generationen wahrscheinlich leben werden.“ 
1 = „stimme überhaupt nicht zu“ bis 4 = „stimme voll und ganz zu“

1 4 3,33 0,89

Soziales Umfeld/Anderes Min Max MW SD

Lebensphase Student*in Sind Sie gegenwärtig … Studentin/Student? (nein/ja) 0 1 0,12 0,32

Soziale Kohäsion „Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen zu?“ Mittelwertindex 
der Items „Den Leuten in meiner Nachbarschaft kann man vertrau-
en“, „Die Leute in meiner Nachbarschaft sind bereit, sich gegen-
seitig zu helfen und zu unterstützen“ und „Die Leute in meiner 
Nachbarschaft kenne ich gut“
1 = „stimme überhaupt nicht zu“ bis 4 = „stimme voll und ganz zu“

1 4 2,88 0,61

Lebensqualität in Darmstadt 
(Dummy)

„Denken Sie bitte an die Lebensqualität in Darmstadt generell: Wie 
verändert sich Ihrer Meinung nach die Lebensqualität in Darmstadt 
in den nächsten 5 Jahren?“
1 = „verbessert sich“ bis 3 = „verschlechtert sich“

1 3 2,11 0,71

Wohnkostenbelastung „Wie schätzen Sie die Belastung Ihres Haushaltes durch die Miet-
kosten/Kosten für Wohneigentum ein?“ 
1 = „sehr gering“ bis 5 = „sehr hoch“

1 5 3,51 1,05

tur der Grundgesamtheit über die amtliche Statistik bekannt 
ist, wurden die Verzerrungen in der Stichprobe mittels einer 
Gewichtung der Umfragedaten (hier: nach Altersgruppen, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Stadtteil) ausgeglichen.
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Ergebnisse

In der Darmstädter Bevölkerung 
sind Sorgen um die Folgen des Kli-
mawandels weit verbreitet. Mit 82 % 
stimmt die überwiegende Mehrheit 
der Befragten der Aussage eher bzw. 
voll und ganz zu, dass es sie beun-
ruhigt, wenn sie an die Umweltver-
hältnisse denken unter denen ihre 
Kinder und Enkelkinder wahrschein-
lich einmal leben werden. Ebenfalls 
hohe Zustimmungswerte erhielt 
mit 80 % die Aussage, dass man be-
reit sei, zugunsten des Klimas auf 
Annehmlichkeiten zu verzichten. 
Während allerdings 56 % der Be-
fragten voll und ganz der Aussage 
zustimmen, dass sie die zukünftigen 
Lebensbedingungen beunruhigen, 
stimmen nur 38 % voll und ganz der 
Aussage zu, zugunsten des Klima-
schutzes auf Annehmlichkeiten zu 
verzichten. Eine erste Diskrepanz 
zwischen Wahrnehmung und Hand-
lungsabsicht ist bereits festzustellen.
Zur Untersuchung der verschiede-
nen Einflussfaktoren auf die Hand-
lungsbereitschaft zum Klimaschutz 
wurde eine lineare Regression ge-
schätzt (vgl. für ein entsprechen-
des Vorgehen z. B. Hanslmaier et al. 
2022). Dieses Verfahren ermöglicht 
es den Effekt eines Einflussfaktors 
auf die Handlungsbereitschaft je-
weils unter Kontrolle der anderen in 
das Modell einbezogenen Variablen 
zu bestimmen. Um die Effektstärke 
der Einflussfaktoren miteinander 
vergleichen zu können, werden die 
standardisierten Regressionskoef-
fizienten ausgegeben. Die ermit-
telten Koeffizienten geben an, um 
wieviel Punkte/Einheiten die Bereit-
schaft wegen des Klimawandels auf 
Annehmlichkeiten zu verzichten zu- 
bzw. abnimmt, wenn die unabhän-
gige Variable um eine Einheit steigt. 
Bei sogenannten Dummyvariablen 
(Variablen mit nur zwei Ausprägun-
gen) verdeutlicht der Koeffizient 
den Unterschied zur Referenzka-
tegorie. Das Signifikanzniveau (p 
< 5 %) zeigt an, ob die festgestell-
ten Zusammenhänge auch für die 
Grundgesamtheit angenommen 
werden können.
Die Ergebnisse bestätigen die 
meisten Hypothesen zum Einfluss 
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Abb. 1 Klimaeinstellungen und Klimaverhalten (Mittelwerte in Klammern)

gewichtete Ergebnisse, Quelle: Darmstädter Bürgerumfrage 2023, eigene Berechnung
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Abb. 2 Verzicht auf Annehmlichkeiten – Regressionsanalyse (Standardisierte Effekte)

N = 2034, adjustiertes R² = 0,461%, signifikante Werte (p < 5%, fett dargestellt)

soziodemografischer Merkmale. Frauen haben im Durchschnitt eine um 0,05 Punkte 
höhere Handlungsbereitschaft zugunsten des Klimaschutzes als Männer. Deutsche 
mit Migrationshintergrund weisen eine um 0,14 Punkte niedrigere, Mitbürgerinnen 
und Mitbürger ohne deutsche Staatsangehörigkeit eine um 0,22 Punkte niedrigere 
Handlungsbereitschaft auf als Deutsche ohne einen Migrationshintergrund. Personen 
mit hohem formalem Bildungsabschluss weisen im Durchschnitt eine um 0,11 Punkte 
höhere Handlungsbereitschaft auf als Personen mit mittlerem Bildungsabschluss. Ein 
niedriger Bildungsabschluss macht dagegen keinen signifikanten Unterschied gegenüber 
der Referenzkategorie aus. 
Für die hohen und niedrigen Altersjahrgänge sind keine signifikanten Unterschiede ge-
genüber der mittleren Altersgruppe festzustellen. Die Wohnkostenbelastung (Belastung 
Ihres Haushaltes durch die Mietkosten/Kosten für Wohneigentum) wird hier als Indikator 
für eine prekäre wirtschaftliche Situation der Befragten herangezogen. Steigt die wahrge-
nommene Wohnkostenbelastung um eine Einheit, sinkt die Handlungsbereitschaft zum 
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Klimaschutz um 0,04 Punkte ab. Bezüglich der Wohndauer in 
Darmstadt zeigt sich ein signifikanter und negativer Effekt für 
die Gruppe der am längsten in Darmstadt Ansässigen (> 20 
Jahre) gegenüber der Referenzkategorie der 5 bis 9 Jahre in 
Darmstadt lebenden Bevölkerung. Die Langansässigen weisen 
eine im Durchschnitt um 0,18 Punkte geringere Handlungs-
bereitschaft zum Umweltschutz auf. 
Bei der Betroffenheit durch Umweltbelastungen bestätigt sich 
nur die Hypothese für Hitze im Wohnumfeld. Steigt die wahr-
genommene Hitze im Wohnumfeld um eine Einheit, steigt die 
Handlungsbereitschaft zum Klimaschutz um 0,04 Punkte. Der 
mit Abstand stärkste Effekt zeigt sich für die Klimasorgen bzw. 
die Beunruhigung mit Blick auf die zukünftigen Auswirkun-
gen des Klimawandels für die nachfolgenden Generationen. 
Steigen die Sorgen vor den Folgen des Klimawandels um eine 
Einheit, steigt die Bereitschaft, auf Annehmlichkeiten zu ver-
zichten um 0,61 Punkte.
Die Bedeutung des sozialen Umfelds wird ebenfalls deutlich. 
Studierende weisen eine im Durschnitt um 0,05 Punkte höhere 
Bereitschaft zu Klimaschutzverhalten auf als nicht Studieren-
de. Auch der soziale Zusammenhalt in der Nachbarschaft wirkt 
sich entsprechend der Ausgangshypothesen positiv auf die 
Handlungsbereitschaft zum Klimaschutz aus. Steigt der soziale 
Zusammenhalt in der Nachbarschaft um eine Einheit steigt die 
Handlungsbereitschaft um 0,07 Punkte. 
Befragte, die an eine Verbesserung der Lebensqualität in Darm-
stadt in den nächsten 5 Jahren glauben, haben eine um 0,10 
Punkte höhere Handlungsbereitschaft zum Klimaschutz. Perso-
nen die von einer Verschlechterung ausgehen, haben eine um 
0,13 Punkte geringere Handlungsbereitschaft gegenüber Per-
sonen, die davon ausgehen die Lebensqualität bleibt gleich.2

Zusammenfassung und Diskussion

Das Ziel dieses Beitrags war es am Beispiel der Darmstädter 
Bevölkerung herauszufinden, welche Faktoren die individu-
elle Handlungsbereitschaft zugunsten von mehr Klimaschutz 
fördern bzw. schwächen. Ein breiteres Wissen um die individu-
ellen und sozialen Wirkmechanismen für positives Klima- und 
Umweltverhalten kann auch Städten und Kommunen wichtige 
Anknüpfungspunkte für erfolgreichen Klimaschutz liefern. 
Die Analysen zeigen zudem, dass die Sorgen um die zukünf-
tigen Lebensbedingungen aufgrund des Klimawandels in der 
Darmstädter Bevölkerung größer sind als die Bereitschaft des 
Einzelnen, mehr zugunsten des Klimaschutzes zu tun. Der 
deutlichste Zusammenhang besteht zwischen der Bereit-
schaft, für den Klimaschutz zu handeln – verdeutlicht durch die 
Frage, ob für den Klimaschutz auf Annehmlichkeiten verzichtet 
werden würde – und den Sorgen bzw. der Beunruhigung über 
die zukünftige Entwicklung auf Grund des Klimawandels. Die 
Regressionsanalyse zeigt zudem, dass individuelle Merkmale 
– oft entsprechend der eingangs formulierten Hypothesen – 
sich förderlich oder hemmend auf die Bereitschaft auswirken. 
Dazu gehören ein hoher Bildungsabschluss sowie die gute 
Integration in die Nachbarschaft.
Die Zugehörigkeit zu einem bestimmten Milieu oder sozia-
len Gruppe wirkt sich ebenfalls förderlich oder hemmend auf 
die Handlungsbereitschaft aus. Deutsche mit Migrationshin-

tergrund und Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
haben eine geringere Handlungsbereitschaft, Studierende 
hingegen eine höhere. Von Bedeutung ist ebenfalls die subjek-
tiv wahrgenommene finanzielle Belastung durch Wohnkosten, 
stellvertretend für die individuelle Einkommenssituation. Je 
geringer die wahrgenommene Belastung, desto größer die 
Handlungsbereitschaft. Die durch Einkommensarmut oder 
hohe finanzielle Belastung entstehenden Problemlagen ste-
hen der Bereitschaft, zu Gunsten des Klimaschutzes auf An-
nehmlichkeiten zu verzichten diametral gegenüber.
Das Ergebnis, dass ein positiver Blick auf die zukünftige Le-
bensqualität mit einer erhöhten Bereitschaft zu handeln 
einhergeht, bestätigt die entsprechende Hypothese. Im Ge-
gensatz dazu überrascht, dass eine längere Wohndauer (20 
Jahre und mehr) in Darmstadt mit einer signifikant geringeren 
Bereitschaft korreliert, auf Annehmlichkeiten zu Gunsten des 
Klimaschutzes zu verzichten. Die Gründe hierfür sind erstmal 
unklar und erfordern weitere Nachforschungen.
Die Ergebnisse legen nahe, dass der Zugang zu Informationen 
über die Folgen des Klimawandels auf lokaler Ebene sowie 
die Handlungsmöglichkeiten für mehr Klimaschutz weiter 
verbessert werden sollte. Ziel sollte es sein, die „awareness“ in 
der Bevölkerung für den Klimawandel, seine zu erwartenden 
Folgen sowie die eigenen Handlungsmöglichkeiten durch 
gezielte Maßnahmen und Projekte zu erhöhen. 
Besondere Zielgruppen hierbei wären insbesondere sozioöko-
nomisch schlechter gestellte Teile der Bevölkerung sowie Per-
sonengruppen mit Migrationshintergrund und ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit, die ggf. bisher nicht mit der Thematik gut 
erreicht werden konnten. 
Wo Kommunen konkret handeln können (und es i.d.R. bereits 
tun) ist die Stärkung des sozialen Zusammenhalts in Stadt-
quartieren und die Verbesserung der dort vorzufindenden 
Lebensbedingungen. Das gilt insbesondere für Stadtquartiere 
mit einem hohen Anteil von Menschen mit Migrationshinter-
grund bzw. ohne deutsche Staatsangehörigkeit, die häufig von 
vielfältigen Problemlagen gekennzeichnet sind. Der soziale 
Zusammenhalt in der Nachbarschaft ist ein wichtiger Faktor, 
der Verhalten zu Gunsten des Klimaschutzes begünstigen 
kann. Gute soziale Netzwerke im Stadtteil begünstigen zudem 
den Austausch von Informationen über die Folgen des Klima-
wandels und die eigene Handlungsmöglichkeiten.
Gleichzeitig müssen Lösungsansätze gefunden werden, die es 
Menschen mit hoher finanzieller Belastung und häufig gerin-
gem Einkommen ermöglichen, zu Gunsten des Klimaschutzes 
überhaupt handlungsfähig zu werden. Eine Situation hoher 
individueller Belastung ist kein guter Ausgangspunkt für einen 
möglichen Verzicht zu Gunsten des Klimaschutzes. An dieser 
individuellen Lebenswirklichkeit können auch Kommunen 
versuchen anzusetzen.

	
1	 Sommertage sind Tage, an denen die Tageshöchsttemperatur 25 Grad 

Celsius überschreitet. An heißen Tagen liegt die Tageshöchsttem-
peratur bei mind. 30 Grad Celsius. Zwischen Juni 2022 und August 
2022 waren beispielsweise im hessischen Oberrheingraben 77 von 
92 Tagen Sommertage (83,7 %), von diesen waren wiederum mehr 
als die Hälfte heiße Tage (39 von 77).

2	 Das Regressionsmodell weist keine Anzeichen für ein gravierendes 
Multikollinearitätsproblem auf.
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Einleitung

Seit dem 1. August 2013 – also mittlerweile über 10 Jahre – be-
steht ein Rechtsanspruch auf die Betreuung von Kindern von 
1 bis 3 Jahren in einer Kindertageseinrichtung (im folgenden 
auch KiTa genannt) oder einer Kindertagespflege, die von ein-
zelnen Kindertagespflegepersonen organisiert wird. Diese und 
die weitere Betreuung bis zum Übergang in die Schule, welche 
nach dem 3. Lebensjahr nur noch in KiTas geleistet wird, ist 
nicht nur eine wesentliche Säule zur Gewährleistung der Teil-
nahme von Eltern am Arbeitsmarkt. Kindertageseinrichtungen 
sind die zentrale Begegnungsstätte der Kinder untereinander 
und darüber hinaus der Ort, an dem durch eine zuverlässige 
und hochwertige Betreuung und Erziehung, eine adäquate 
Sprach- und Gesundheitsförderung sowie Maßnahmen früh-
kindlicher Bildung die ersten Bausteine für die Zukunft der 
Allerjüngsten gelegt werden. 

Die Gewährleistung des Anspruchs auf Betreuung und da-
mit die Organisation der verschiedenen Betreuungsformen 
obliegt den Kommunen und wird meist durch das Jugend-
amt koordiniert. Dabei können KiTas in öffentlicher (also z. B. 
städtischer) oder freier Trägerschaft liegen, wobei letztere 
weiter in Wohlfahrtsverbände, kirchliche und kommerzielle 
Träger oder Elterninitiativen differenziert werden können. In 
Nordrhein-Westfalen gab es zum 01.03.2023 insgesamt 10.722 
Tageseinrichtungen öffentlicher und freier Träger mit 661.648 
betreuten Kindern, auf die Stadt Bielefeld entfielen davon 
13.009 Kinder in 210 Einrichtungen (IT.NRW 2023). Davon ob-
liegen wiederum 43 Einrichtungen, in denen ca. 3.200 Kinder 
betreut werden, der kommunalen Aufsicht1. 

Für diese Kindertageseinrichtungen formuliert das Jugend-
amt der Stadt Bielefeld organisatorische und pädagogische 
Standards in Form gemeinsam festgeschriebener Grundsätze 
aller städtischen KiTas sowie eines Leitbildes für die Bildung 
im KiTa-Alltag (vgl. Stadt Bielefeld 2019 und 2021). Insgesamt 
13 der Bielefelder Einrichtungen verfügen darüber hinaus 
über das Gütesiegel „Familienzentrum NRW“. Dieses nord-
rhein-westfälische Förderprogramm zertifiziert Kindertages-
einrichtungen, welche ein überdurchschnittliches Angebot 
frühkindlicher und familialer Förderung bereitstellen können. 
Hierbei wird ein besonderes Augenmerk auf die Sozialraumori-
entierung und kooperative Gestaltung der Maßnahmen gelegt 
(vgl. MKJFGFI NRW 2023).

Jakob Weil

Elternbefragung städtischer 
Kindertageseinrichtungen in Bielefeld

Die Stadt Bielefeld verwaltet 43 Kindertageseinrichtungen, in de-
nen rund 3.200 Kinder betreut werden. Pädagogische Standards 
werden durch ein systematisches Qualitätsmanagement sicher-
gestellt. Das Qualitätsmanagement umfasst unter anderem eine 
Elternbefragung, welche 2023 erstmals als hybride Befragung 
(online & Papier) in neun Sprachen durchgeführt wurde. Es er-
gab sich ein zufriedenstellender Rücklauf von 41,3 %, wobei über 
90 % der 1.106 Rückmeldungen online eingingen. Die meisten 
Eltern urteilten positiv über ihre Einrichtung, die Übersetzungen 
wurden jedoch selten genutzt. Dieser Beitrag beschreibt die In-
halte, Methodik und Durchführung der Umfrage als Kooperation 
kommunaler Organisationseinheiten und stellt den Nutzen der 
Erhebung sowohl für die Trägerin als auch für die einzelnen Ein-
richtungen heraus.
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Zu den organisatorischen Standards der städtischen KiTas im 
Allgemeinen und den spezifi schen Anforderungen der Fami-
lienzentren im Speziellen gehört im Rahmen der Qualitätssi-
cherung eine Befragung der Eltern, in der subjektive Bedarfe 
und individuelle Rückmeldungen erfragt werden. Bis zum Jahr 
2022 wurden zu diesem Zweck Fragebogen-Vorlagen aus dem 
Jugendamt von den KiTa-Leitungen verteilt und anschließend 
händisch ausgewertet. Im Jahr 2023 wurde diese Elternbe-
fragung nun erstmals in einer Kooperation der kommunalen 
Statistikstelle und dem Geschäftsbereich der städtischen Ta-
geseinrichtungen für Kinder des Jugendamts (im folgenden 
nur „Jugendamt“) als standardisierte Befragung mit Teilnahme-
möglichkeit sowohl online als auch auf Papierbögen realisiert. 
Dieser Artikel beschreibt in den folgenden Abschnitten die 
methodische Umsetzung sowie ausgewählte Ergebnisse der 
Befragung und schließt mit einer Refl ektion der Umsetzung der 
ersten Befragungsrunde in diesem neuen Format.

Methodisches Vorgehen

Für die Neuaufl age der KiTa-Befragung in Bielefeld wurden 
folgende Ziele formuliert: Erstens sollte der Befragungsprozess 
soweit möglich digital, online und automatisiert erfolgen. 
Gleichzeitig sollte weiterhin die Möglichkeit bestehen via 
Papierbogen teilzunehmen. Zweitens sollte die Umfrage in 
mehreren Sprachen angeboten werden. Schließlich sollte die 
Auswertung der erhobenen Daten individuell je Einrichtung 
für die KiTa-Leitungen sowie aggregiert für das Jugendamt 
erfolgen. Um dies zu erreichen, wurde für die Kooperation zwi-
schen Statistikstelle und Jugendamt in einem ersten Schritt die 
Aufteilung der Verfahrensschritte festgelegt. Der Statistikstelle 
oblag hierbei die Sicherstellung der datenschutzrechtlichen 
Anforderungen der anonymen Umfrage, die methodische 
Beratung sowie die technische Umsetzung, welche mit der 
Software QuestorPro realisiert wurde. Die Bereitstellung der 
inhaltlichen Grundlagen, einige organisatorische Schritte und 
die Kommunikation mit den KiTas wurde vom Jugendamt 
selbst übernommen (siehe Abb. 1).

Fragebogenkonstruktion

Umsetzung Online- & 
Papierbefragung

Statistikstelle
Geschäftsbereich der städtischen 

Tageseinrichtungen für Kinder

• Kommunikation
• Verteilung der Anschreiben, 

Links und Papierbögen

• Digitalisierung Papierbögen
• Datenaufbereitung & -analyse
• KiTa-spezifische und aggregierte 

Ergebnisdarstellung

Weitergabe der KiTa-spezifischen 
Ergebnisse & inhaltliche Auswertungen

Durchführung durch:

Abb. 1 Vorgehen und Arbeitsteilung der Erhebung

Quelle: Presseamt/Statistikstelle der Stadt Bielefeld, eigene Darstellung

Tab. 1 Inhalte der Bielefelder KiTa-Befragung 2023

Themenblock Beispiel-Items

Soziale Kohäsion
Die Atmosphäre in der Kindertageseinrichtung empfi nde ich als einladend.

Die Aktivitäten der KiTa kann ich mitgestalten.

Organisatorische Regelungen
Die bestehenden Öff nungszeiten der KiTa entsprechen meinen persönlichen Bedürfnissen.

Mit dem Verpfl egungsangebot für die Kinder in der KiTa bin ich zufrieden (Mittagessen, Imbiss).

Räumliche Ausstattung
Die Ausstattung der Räumlichkeiten entspricht den Bedürfnissen meines Kindes (Mobiliar, Spiel-
material etc.).

Das Außengelände entspricht den Spielbedürfnissen meines Kindes.

Pädagogische Arbeit
Die KiTa legt Wert auf die Bildung und Förderung meines Kindes.

Über die pädagogische Arbeit werde ich durch Aushänge, Fotos, Elternbriefe, E-Mails oder Ähnliches 
gut informiert.

Interaktion von Eltern und Personal
Die KiTa bietet mir jederzeit eine*n Ansprechpartner*in bei Fragen und Anliegen.

Zu allgemeinen Erziehungs- und Entwicklungsfragen werde ich auf Wunsch kompetent beraten.

Quelle: Erhebung „KiTa-Befragung 2023“, Presseamt/Statistikstelle der Stadt Bielefeld
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Die in den Vorjahren genutzten Fragebogen des Jugendamtes 
wurden als inhaltliche Grundlage für die Weiterentwicklung 
der Befragung verwendet. In der Endfassung bestand der Fra-
gebogen aus zwei Komponenten: In der ersten Komponente 
wurde zunächst der Gruppenname erfragt, in der das eigene 
Kind betreut wurde, woraufhin thematische Blöcke mit jeweils 
mehreren Items folgten, die über eine 4-stufige Likert-Skala 
(1 = „stimme voll und ganz zu“ bis 4 = „stimme gar nicht zu“) 
operationalisiert wurden (siehe Tab. 1).

Eltern eines demnächst schulpflichtigen Kindes erhielten zwei 
gesonderte Bewertungsfragen zum pädagogischen Angebot 
für Schulanfänger*innen. Zum Schluss konnten die Befragten 
in einer Freitextfrage noch eine individuelle Rückmeldung an 
ihre KiTa geben („Haben Sie Verbesserungsvorschläge, Wünsche 
oder sonstige Anregungen für Ihre KiTa?“).

Die zweite Fragebogenkomponente ist nur in Familienzentren 
zum Einsatz gekommen. Sie beinhaltete Fragen zur Teilnahme 
(oder Begründung der Nichtteilnahme) an konkreten Veran-
staltungen, Kursen, Kooperations- und Beratungsangeboten, 
die den Eltern in diesen Einrichtungen angeboten wurden. Au-
ßerdem wurden in Familienzentren zusätzliche Fragen zu Be-
treuungszeiten und zur Kommunikation mit der KiTa gestellt.

Neben der Onlinevariante des Fragebogens wurde für jede 
KiTa bzw. jedes Familienzentrum ein Papierfragebogen mit den 
entsprechenden Komponenten, Ausfüll- sowie Datenschutz-
hinweisen sowie einem individualisierten Anschreiben erstellt. 
Dieses enthielt auf der ersten Fragebogenseite auch einen 
QR-Code, der den Eltern ermöglichen sollte, spontan online 
für ihre KiTa teilzunehmen (z. B. über ein vorhandenes Handy). 

Die Fragebogeninhalte, Ausfüllhinweise und Datenschutz-
erklärung wurden neben Deutsch in acht weitere Sprachen 
übersetzt. Die Auswahl der Sprachen ergab sich aus einer 

Auszählung des städtischen Melderegisters der am häufigs-
ten vorkommenden korrespondierenden Bezugsländern von 
Personen unter 6 Jahren mit Migrationshintergrund: Türkisch, 
Russisch, Arabisch, Kurdisch, Polnisch, Albanisch (Auflistung 
nach Häufigkeit). Englisch und Französisch wurden außer-
dem ausgewählt, weil sie nicht nur europaweit stark verbreitet 
sind, sondern auch im afrikanischen Raum genutzt werden. 
Kasachisch und Ukrainisch konnten aufgrund der Menge der 
Übersetzungen und technischer Restriktionen nicht mehr 
berücksichtigt werden. Diese Auswahl der Sprachen wurde 
zusätzlich in Gesprächen mit KiTa-Leitungen in Bezug auf die 
Erfahrungen in der Praxis diskutiert und bestätigt. Während 
in der Onlineversion jederzeit zwischen den Sprachen um-
geschaltet werden konnte, mussten für die Papierversion für 
jede Sprache eigene druckbare PDFs erstellt werden. Drei 
Übersetzungen konnten in diesem Jahr noch nicht für die 
Papiererhebung genutzt werden, da sie zu spät eingegangen 
waren oder technische Probleme bei der PDF-Darstellung 
bestanden (Arabisch).

Die Statistikstelle stellte dem Jugendamt 43 KiTa-spezifische 
Links zur Onlineteilnahme sowie insgesamt 6 PDFs für jede 
Einrichtung zur Verfügung, welche das Jugendamt wieder-
um mit den entsprechenden Informationen zum Ablauf der 
Befragung an die einzelnen KiTa-Leitungen kommunizierte. 
Die Erhebungsphase vom 31.05. bis zum 16.07.2023 wurde 
bewusst lang gewählt, um den Einfluss von Ferienzeiten und 
etwaiger Fluktuation von Eltern und Personal kompensieren 
zu können. Die KiTa-Leitungen konnten während dieser Zeit 
die Eltern zur Onlineteilnahme über den KiTa-spezifischen Link 
anregen, abhängig vom lokalem Bedarf Ausdrucke der jewei-
ligen Sprachversion an die Eltern aushändigen oder sich über 
das Jugendamt über den bislang eingegangenen Rücklauf der 
Onlinebefragung informieren. Die ausgefüllten Papierfrage-
bogen wurden nach der Erhebungsphase in der Statistikstelle 
digitalisiert und als gemeinsamer Datensatz ausgewertet. 

Tab. 2 Kennzahlen zur Anzahl der Kinder und Familien in städtischen Kindertagesstätten sowie zum Rücklauf der Bielefelder KiTa-
Befragung 2023

Merkmal Minimum Maximum Mittelwert Standardabweichung Summe aller KiTas

Betreute Kinder 35 123 74,5 22,2 3.203

Anzahl Familien 19 115 62,3 19,9 2.679

Rücklauf online 0 50 23,4 11,3 1.008

Rücklauf Papier 0 25 2,3 5,3 98

Rücklauf gesamt 10 61 25,7 11,1 1.106

Onlinequote 0 % 100 % 90,6 % 20,8 % 91,1 %

Rücklaufquote1 18,5 % 94,7 % 42,4 % 15,5% 41,3 %

Hinweis 1: Die Grundgesamtheit basiert auf Auszählungen des Jugendamts zur Anzahl der Familien, welche ein oder mehrere Kinder in einer städti-
schen KiTa betreuen lassen.

Quelle: Erhebung „KiTa-Befragung 2023“, Presseamt/Statistikstelle der Stadt Bielefeld 
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Ergebnisse

Insgesamt beteiligten sich bei der Erhebung 1.106 Perso-
nen, davon nutzte der allergrößte Teil den Onlinefragebogen 
(91,1 %; siehe Tabelle 2). Im Durchschnitt gingen pro Einrich-
tung somit 25,7 Rückmeldungen ein. Die Spannweite war mit 
10 bis 61 Rückläufern relativ groß, was sich aber unter ande-
rem durch unterschiedlich große Einrichtungen erklären lässt. 
Auffallend ist, dass es sowohl KiTas gibt, deren Eltern komplett 
online teilgenommen haben, als auch KiTas, in denen nur via 
Papierbogen partizipiert wurde. 

Nach Auszählung des Jugendamtes wurden in den städtischen 
Kindertageseinrichtungen zur Erhebungszeit 3.203 Kinder be-
treut. Die Zielpersonen der Umfrage sind jedoch deren Erzie-
hungsberechtigte, deren Zahl sich durch Geschwisterkinder, 
die in der selben Einrichtung betreut werden, auf insgesamt 
2.679 Familien beläuft. Somit ergibt sich für die Befragung eine 
Rücklaufquote von ca. 41,3 %. Auch diese variierte zwischen 
den Einrichtungen stark von 18,5 % bis zu 94,7 %.

Die Übersetzungen der Umfrage wurden in der ersten hy-
briden KiTa-Befragung nur sehr selten in Anspruch genom-
men – insgesamt gingen nur 43 Fragebogen in einer anderen 
Sprache als Deutsch ein, 42 davon online. Die meist genutzten 
Sprachen waren Russisch (15 Eingänge), Arabisch (15) und 
Englisch (5). Die Summe entspricht einem Anteil von nur 3,9 % 
und erscheint bei erster Betrachtung gering, da die prakti-
schen Erfahrungen des KiTa-Personals von einem deutlich 
höheren Anteil unterschiedlicher gesprochenen Sprachen 
innerhalb der Familien zeugen. In Bielefeld wiesen nach eige-
ner Analyse des Einwohnermelderegisters zur Erhebungszeit 
insgesamt 63,4 % der unter 6-Jährigen einen Migrationshin-
tergrund auf – dies belegt zwar nicht zwingend die Nutzung 
einer Fremdsprache innerhalb der Familie, führte im Vorfeld 
aber dennoch zu höheren Erwartungen bezüglich der Nut-
zungszahlen der Übersetzungsangebote.

Zwei methodische Aspekte können mitverursachend für die-
sen geringen Anteil sein: Zum einen wurde im Onlinefrage-
bogen über ein entsprechendes Auswahlfeld hinaus nicht 
gesondert auf die Möglichkeit der Übersetzung hingewiesen. 
Technisch wurde dann lediglich die abschließend gewähl-
te Sprache, nicht aber eventuelle zwischenzeitliche Wechsel 
registriert. Zum anderen kam laut Rückmeldung des Jugend-
amtes einige Male die Situation auf, dass KiTa-Personal die 
Eltern beim Ausfüllen von Papierbogen unterstützte, was 
insbesondere bei Sprachschwierigkeiten der Fall war. Die un-
terschiedlichen Sprachversionen wurden in diesen Szenarien 
jedoch eher als Übersetzungshilfe anstatt Erhebungsbogen 
genutzt, was sich daran ablesen lässt, dass nur ein übersetzter 
Papierbogen in der Statistikstelle einging. 

Trotz dieser initial niedrigen Nutzungszahlen schätzen wir 
die Investition in die Übersetzungen als lohnenswert ein: Zu-
nächst war die Erarbeitung der Texte dank der internen Un-
terstützung durch das Kommunale Integrationszentrum der 
Stadt Bielefeld in Bezug auf Kosten und Arbeitsaufwand gut zu 
realisieren. Durch die gleichbleibende Struktur der Befragung 

werden bei den zukünftigen Wiederholungen zudem keine 
erneuten Kosten für Übersetzungen anfallen. Wir gehen des 
Weiteren von einer Steigerung der Kenntnis und Akzeptanz 
des Instrumentariums in den nächsten Jahren aus, welche 
wir mit zusätzlichen Informationsmaßnahmen unterstützen 
werden. Ob eine andere Auswahl von Sprachen besser ange-
nommen worden wäre, ließ sich aus den uns zur Verfügung 
stehenden Informationen nicht ableiten. Im Selbstverständnis 
einer offenen und von Einwanderung geprägten Stadt erach-
ten wir die Bereitstellung von Übersetzungen aber weiterhin 
grundsätzlich als sinnvoll, um die größer werdende Gruppe 
von Menschen mit Migrationshintergrund in kommunalen 
Befragungskontexten besser zu erreichen. Wir hoffen somit 
auch auf eine gewisse integrative Signalwirkung der Überset-
zungen, die vielleicht nicht direkt anhand der Nutzungszahlen 
abzulesen ist.

In Abbildung 2 sind nun Box-Plots zu den vorher exempla-
risch benannten Inhalten der Befragung aufgeführt, wobei 
ein niedriger Wert jeweils eine hohe Zustimmung und damit 
eine positive Bewertung kennzeichnet. Auffallend ist zunächst 
die durchgehend eher zustimmende Bewertung: Selbst beim 
„schlechtesten“ Item („Die Aktivitäten der KiTa kann ich mitge-
stalten.“) stimmten aggregiert 31 % bzw. 42 % der Befragten 
der Aussage voll und ganz bzw. eher zu, was einen Mittelwert 
von 2,04 über alle KiTas ergibt. Trotz aller im KiTa-Alltag auf-
kommenden Unstimmigkeiten, die in den Freitextantworten 
benannt wurden, urteilen die meisten Eltern wohlwollend 
über ihre Betreuungseinrichtung.  

In der Betrachtung der Ergebnisse zeigen sich dennoch nu-
ancierte Unterschiede in den verschiedenen Themenblöcken. 
Während die generelle Erreichbarkeit des Einrichtungsperso-
nals mit einem Mittel von 1,32 über alle KiTas sehr gut bewertet 
wurde („Die KiTa bietet mir jederzeit eine*n Ansprechpartner*in 
[…]“), weisen die Items 7 und 8 (Themenblock pädagogische 
Arbeit) mit Durchschnittswerten von 1,63 bzw. 1,66 sichtbar 
höhere Werte auf. Dies könnte darauf hindeuten, dass der 
erzieherische Aspekt der Kindertageseinrichtungen als beson-
ders wichtig erachtet und entsprechend eine durchaus kriti-
sche Auseinandersetzung der Eltern diesbezüglich stattfindet.

Noch deutlicher werden die Bewertungsunterschiede, wenn 
die individuellen Einrichtungen vergleichend analysiert wer-
den. So gibt es einzelne KiTas, die bezüglich der Öffnungs-
zeiten oder der Gestaltung des Außengeländes von allen der 
über 20 Teilnehmenden eine „perfekte“ Einschätzung erhalten 
haben, während in anderen Einrichtungen der Großteil der 
Elternschaft Unzufriedenheit signalisiert hat, was sich an den 
Ausreißern in den entsprechenden Box-Plots ablesen lässt.

Hierzu muss aber einschränkend erwähnt werden, dass die 
Bewertungen einzelner Items in einzelnen Einrichtungen 
auf sehr wenigen Nennungen basieren kann, somit sind die 
detaillierten Auswertungen pro KiTa stets mit Bedacht zu in-
terpretieren und im Kontext zu betrachten. Auch ist nicht aus-
zuschließen, dass es durch die Einbindung der KiTa-Leitungen 
sowie Erzieherinnen und Erzieher in den Befragungsprozess zu 
Verzerrungen (ähnlich bekannter Interviewereffekte) kommen 
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Die Atmosphäre in der Kindertageseinrichtung 
empfinde ich als einladend.

Die Aktivitäten der KiTa kann ich mitgestalten.

Die bestehenden Öffnungszeiten der KiTa entsprechen 
meinen persönlichen Bedürfnissen.

Mit dem Verpflegungsangebot für die Kinder in der KiTa 
bin ich zufrieden (Mittagessen, Imbiss).

Die Ausstattung der Räumlichkeiten entspricht den 
Bedürfnissen meines Kindes (Mobiliar, Spielmaterial etc.).

Das Außengelände entspricht den Spielbedürfnissen 
meines Kindes.

Die KiTa legt Wert auf die Bildung und Förderung 
meines Kindes.

Über die pädagogische Arbeit werde ich durch Aushänge, 
Fotos, Elternbriefe, E-Mails oder Ähnliches gut informiert.

Die KiTa bietet mir jederzeit eine*n 
Ansprechpartner*in bei Fragen und Anliegen.

Zu allgemeinen Erziehungs- und Entwicklungsfragen 
werde ich auf Wunsch kompetent beraten.
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Mittelwerte der einzelnen KiTas Mittelwerte über alle KiTas

Interquartilsabstand mit Median
Spanne Minimum bis Maximum 
(ohne Ausreißer)

Hinweis: Skala aller Items reichte von 1 = „stimme voll und ganz zu“ bis 4 = „stimme gar nicht zu“

Quelle: Erhebung „KiTa-Befragung 2023“, Presseamt/Statistikstelle der Stadt Bielefeld

Abb. 2 Box-Plots exemplarischer Ergebnisse der Bielefelder KiTa-Befragung 2023

kann, zumal die Bewertung der Einrichtung auch als Bewer-
tung des Personals verstanden werden kann. Ferner ist der Ver-
gleich von Einrichtungen nicht immer sinnvoll, da bestimmte 
standortabhängige Begebenheiten mitunter nicht von der 
Kommune oder KiTa beeinfl usst werden können.

Insgesamt 511 Rückmeldungen sind auf die abschließende 
off ene Frage der Befragung eingegangen. Erwartungsgemäß 
variiert die Art und Qualität der Antworten äußerst stark und 
reicht von kurzen Ausdrücken der (Un)Zufriedenheit bis zu 
ausführlichen, diff erenzierten und konstruktiven Beiträgen. Ein 
großer Vorteil in der Struktur der Befragung liegt nun darin, 
dass diese enorme Informationsmenge nicht zwangsläufi g 
zentral analysiert werden muss. Vielmehr erreichen die Rück-
meldungen durch die Zuteilung auf die jeweils betroff enen 
Einrichtungen die relevanten Akteure vor Ort und können 
dort mit entsprechender Sachkenntnis ausgewertet werden.

Fazit der ersten Elternbefragung 
im Hybridmodus

Die erstmalige Umsetzung der Elternbefragung in 43 Bielefel-
der Kindertageseinrichtungen in städtischer Trägerschaft als 
hybride Befragung, größtenteils digital und übersetzt in acht 
Sprachen, war für die beteiligten Stellen mit einigem Arbeits-
aufwand verbunden. Neben der Erarbeitung der notwendigen 

Materialien und Prozesse entfi el ein nicht zu unterschätzender 
Anteil auf Abstimmungs- und Kommunikationsprozesse mit 
den einzelnen Einrichtungen durch das Jugendamt. Nichtsdes-
toweniger führt diese Neuaufstellung des Evaluationsprozes-
ses global gesehen zu einer Ressourcenersparnis, da Arbeiten, 
die bislang individuell in einzelnen KiTas verrichtet wurden, 
nun zentral durchgeführt und vielfach digital genutzt werden 
können. Darüber hinaus kann ein Großteil der erarbeiteten 
Strukturen, Materialien und Programmbestandteile wiederver-
wendet werden, was für die von nun an jährlich durchgeführte 
KiTa-Befragung eine deutliche Effi  zienzsteigerung bedeutet.

Die Teilnahmebereitschaft der Eltern schätzen wir für diese 
Beteiligungsform als sehr zufriedenstellend ein. Man kann 
zwar davon ausgehen, dass Betreuung der eigenen Kinder 
generell einen hohen Stellenwert hat und somit eine intrin-
sische Motivation zur Teilnahme gegeben ist, andererseits 
sind die Rahmenbedingungen für Befragungen in den KiTas 
vor dem Hintergrund von Ablenkung und Zeitmangel nicht 
immer optimal. 

Bemerkenswert ist die sehr hohe Quote von 91,1 % an Online-
teilnahmen. Off ensichtlich sind die Eltern im Kontext von Kin-
dertageseinrichtungen spätestens seit der Corona-Pandemie 
geübt in der digitalen Kommunikation, was dank der damit 
einhergehenden Arbeitsersparnis stark für die Umsetzung als 
Onlinefragebogen spricht. Trotzdem gibt es Einrichtungen, 
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welche insbesondere zur Einbindung fremdsprachiger Fami-
lien auf Papierbögen zurückgegriffen haben, weshalb dieser 
Modus in Bielefeld auch weiterhin angeboten werden wird.

Einen bedeutsamen Faktor im Befragungsprozess stellen ent-
sprechend die KiTa-Leitungen und das übrige KiTa-Personal 
dar. Sie sind nicht nur das Bindeglied zwischen Jugendamt 
und Zielpersonen der Befragung, sondern gleichzeitig Bewer-
tete sowie Empfänger*innen der Auswertungen und über-
nehmen somit in unterschiedlichem Ausmaß die Rollen von 
Multiplikator*innen, Interviewer*innen, Übersetzer*innen und 
Studienleitungen. Zur Vermeidung methodischer Verzerrun-
gen kann es hierzu sinnvoll sein, den KiTa-Leitungen neben 
den Fragebogen Handouts mit Hinweisen und Best Practices 
zur Erhebung mitzugeben.

Bezüglich der Einbindung von Eltern, die Fremdsprachen 
nutzen, ergeben die Nutzungszahlen der Übersetzungen ein 
ernüchterndes Bild. Dies kann als Bestätigung für den vielfach 
beobachteten Umstand interpretiert werden, dass Menschen 
mit Migrationshintergrund im Kontext kommunaler Umfragen 
schwieriger zu erreichen sind als Menschen ohne diesen. In 
den Wiederholungsbefragungen wird es notwendig sein, noch 
deutlicher auf das Angebot der Übersetzungen hinzuweisen, 

um ihr Potential auszuschöpfen. Zu diesem Zweck werden 
aktuell bspw. mehrsprachige Werbeposter für die Befragung 
gestaltet, die in den KiTas aufgehängt werden können.

Die von der Statistikstelle automatisiert erstellten Ergebnisbe-
richte der Befragung stellen für das Jugendamt und ebenso für 
die einzelnen Einrichtungen ein zusätzliches, standardisiertes 
Monitoringtool für das interne Qualitätsmanagement dar. In 
diesem Sinne erfüllen sie für einen Teil der Einrichtungen eine 
Voraussetzung für die Einwerbung von Fördermitteln im Rah-
men der Zertifizierung als Familienzentrum. Die Ergebnisse der 
Elternbefragung erlauben sowohl eine zusammenfassende 
Einschätzung aller Einrichtungen in städtischer Trägerschaft 
als auch die Berücksichtigung konkreter Rückmeldungen zur 
Situation in einzelnen KiTas vor Ort. Nicht zuletzt stellt die 
KiTa-Umfrage für die Eltern eine Möglichkeit dar, individuelles 
Feedback zu geben und auf diese Weise an der Gestaltung der 
Betreuungssituation ihrer Kinder zu partizipieren. 

	
1	 Eine Einrichtung wird eigenständig von einer Stiftung getragen, aber 

durch die Stadt Bielefeld verwaltet.
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Einleitung

Die Welt in Zahlen darzustellen und zu deuten – dafür ha-
ben Städtestatistikerinnen und Städtestatistiker ein (beruf-
lich bedingtes) Faible. Aber über das Erstellen von langen 
Datentabellen sowie bunten Diagrammen und Karten hinaus 
versteht sich die Statistikstelle der Stadt Osnabrück nicht nur 
als Datenlieferantin, sondern vielmehr als Dienstleisterin, die 
die unterschiedlichen Fachplanungen oder von der Verwal-
tung beauftragte Unternehmen in ihrer praktischen Arbeit 
sowie deren Weiterentwicklung unterstützt. Ein wesentlicher 
Bestandteil ist dabei die Durchführung diverser empirischer Er-
hebungen, von denen eine im Folgenden vorgestellt wird. Zur 
besseren Einordnung des konkreten Vorgehens wird zunächst 
ein Einblick in den allgemeinen Ablauf, der bei der Statistik-
stelle der Stadt Osnabrück in Auftrag gegebenen Befragungen 
vermittelt. Anschließend wird ein Praxiseinblick anhand der 
2021 durchgeführten Elternbefragung zur Kinderbetreuung 
in Osnabrück gegeben.

Kommunale Erhebungen durch die 
Statistikstelle der Stadt Osnabrück

Allein im Jahr 2022 führte die Statistikstelle 41 Erhebungen 
durch. Dabei sind sowohl die Auftraggebenden als auch die 
Rahmenbedingungen der Erhebungen sehr unterschiedlich. 
Unter anderem wurden bereits Erhebungen für den Fach-
bereich Soziales, das Jugendamt, die Stadtentwicklung, wie 
beispielsweise das Stadtentwicklungsprogramm (kurz: STEP) 
und eine Evaluation zur Weiterentwicklung der Bürgerforen, 
oder auch den Kulturbereich durchgeführt. Darüber hinaus 
wird die Verwaltungsarbeit als solche durch die Arbeit aus 
der Statistikstelle unterstützt. Dies gilt insbesondere auch in 
Krisenzeiten. So wurde im Februar 2022 eine stadtweite Er-
mittlung von Wohnungsangeboten für Geflüchtete aus der 
Ukraine gestartet, welche fortgehend fortgeschrieben wird.
Die verschiedenen Projekte unterscheiden sich dabei nicht 
nur durch die vielfältigen Akteurinnen und Akteure. Je nach 
Kontext werden unterschiedliche Erhebungen durchgeführt, 
sodass neben klassischen Befragungen, Repräsentativerhe-
bungen und Bedarfsabfragen auch Bewerbungsformulare 
oder auch Beteiligungsprozesse durch die Bürgerinnen und 
Bürger umgesetzt werden.

Stephanie Huber, Frank Westholt

Welche Betreuung wünschen sich Eltern 
für ihre Kinder? 
Eine Befragung aus der Praxis der Kita-Planung

Die Statistikstelle der Stadt Osnabrück unterstützt die Verwaltung 
und externe Dienstleister bei der Durchführung von empirischen 
Erhebungen. Dabei findet eine Begleitung von der Fragebogen-
entwicklung über die Datenerhebung und -aufbereitung bis zur 
Ergebnisauswertung statt. Die Formate umfassen Repräsentativ-
erhebungen, Evaluationen, Bedarfsabfragen und Bewerbungsfor-
mulare. Die Durchführung der Projekte erfolgt mittels LimeSur-
vey. Als Beispiel wird in diesem Beitrag die Elternbefragung zur 
Betreuungssituation in Kindertageseinrichtungen aus dem Jahr 
2021 vorgestellt, in deren Rahmen eine mehrwöchige Erhebung 
in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und einer Studieren-
dengruppe durchgeführt wurde. Das Jugendamt verwendet die 
Ergebnisse im Rahmen der Kita-Planung.
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Durch das breite Angebot werden die Erkenntnisse auf Grund-
lage der traditionellen Quellen, wie beispielsweise dem Mel-
deregister oder der Bundesagentur für Arbeit, um die persön-
lichen Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger ergänzt. Es 
wird in gewisser Weise eine Brücke zwischen der Verwaltungs-
arbeit der Stadt und ihren Bewohnerinnen und Bewohnern 
geschlagen. Diese können sich aktiv an der Stadtplanung und 
-weiterentwicklung beteiligen, indem sie am Stadtentwick-
lungsprogramm (STEP), dem Freiraumentwicklungskonzept 
oder der Weiterentwicklung der Bürgerforen teilnehmen und 
ihre ganz persönlichen Anmerkungen und Ideen einbringen. 
Gleichzeitig wird die praktische Arbeit der Stadtverwaltung 
erleichtert. Beispielsweise wurde für die Rekrutierung von 
Erhebungsbeauftragten für den Zensus 2022 oder auch von 
Wahlhelfenden für die Landtagswahl 2022 eine digitale Be-
werbungsmaske erstellt, über welche sich rund 400 Helferin-
nen und Helfer gemeldet haben. Auch Bewerberinnen und 
Bewerber für das Schöffenamt konnten ihre Bewerbung hier 
einreichen. Dieses Angebot wurde sehr gut angenommen 
– insgesamt gingen 772 Bewerbungen digital ein. Darüber 
hinaus wird u. a. das Jugendamt durch verschiedene Bedarfs-
ermittlungen via Onlineabfragen in seiner Planungsarbeit 
unterstützt. Dazu gehören sowohl Kinderbetreuungsmöglich-
keiten als auch sozialpädagogische Förderbedarfe.

Allgemeine Vorgehensweise

Für die Umsetzung der Online-Erhebungen wird das Tool Lime 
Survey (Community Edition Version 5.6.3+230130) verwendet. 
Die Ergebnisse stehen den Fachbereichen anschließend als 
.pdf, .csv und .xlsx zur Verfügung, wobei die Statistikstelle bei 
der Auswertung und Ergebnisaufbereitung in Form von Dia-
grammen mit Hilfe der Programme Excel und SPSS unterstützt. 
Die Arbeit aus der Statistikstelle ist kostenfrei, anfallende Por-
tokosten durch den postalischen Versand von Einladungen 

Abb. 1 Ablaufschema der Erhebungen durch die Statistikstelle

Quelle: Statistikstelle der Stadt Osnabrück 2023

oder Übersetzungsarbeiten durch externe Büros werden von 
den Auftraggebenden übernommen.
Der Erhebungsprozess lässt sich in vier Phasen gliedern, die 
bei allen Projekten durchlaufen werden. Abbildung 1 stellt 
eine Übersicht des Prozesses dar:

Interessierte wenden sich mit ihrer Projektidee und einem 
ersten Fragebogenentwurf an die Statistikstelle. Im Rahmen 
der Vorbereitungsphase werden die Rahmenbedingungen der 
Erhebung sowie der Fragebogenentwurf besprochen. Dabei 
berät die Statistikstelle die Auftraggebenden hinsichtlich der 
Frageformulierung und kümmert sich im Anschluss um das 
Layout sowie die Digitalisierung des Selbigen. Darüber hinaus 
kann sie prüfen, inwiefern eine Übersetzung des Fragebogens 
in weitere Sprachen sinnvoll erscheint und diese in Einzelfällen 
auch übernehmen.
Je nach Fragestellung, und insbesondere bei geschlossenen 
Erhebungen, ist es zudem notwendig, eine repräsentative 
Stichprobe zu ziehen, da nicht jede Bürgerin und jeder Bürger 
die gleichen Berührungspunkte mit den Themen hat. Eine 
kinderlose Person ist beispielsweise nicht die passendste 
Ansprechperson im Rahmen einer Bedarfsabfrage von Kin-
derbetreuungsplätzen. Falls die Antworten personen- oder 
projektgebunden ausgewertet werden sollen, erfolgt darüber 
hinaus die Erstellung individueller Tokens. Hierdurch wird si-
chergestellt, dass jede eingeladene Person die Befragung ge-
nau einmal durchführen kann. Die Einladung erfolgt entweder 
postalisch an die gezogene Stichprobe, offen per E-Mail über 
einen Verteiler der Auftraggebenden oder an alle Bürgerinnen 
und Bürger über einen Aufruf via der städtischen Homepage, 
Projektwebsites, Instagram und Word of Mouth Empfehlung. 
Dabei werden stets ein Link sowie ein QR-Code zur Verfügung 
gestellt, über den Interessierte direkt teilnehmen können. 
In der daran anknüpfenden Erhebungsphase wird die Betreu-
ung der Teilnehmenden bei (technischen) Rückfragen ebenso 
wie die Übermittlung von Zwischenständen an die jeweiligen 
Auftraggebenden übernommen. Dadurch bleiben der Rück-
lauf und auch das wiedergegebene Feedback der Teilnehmen-
den im Blick, sodass ggf. eine Erinnerung versendet oder der 
Erhebungszeitraum verlängert werden kann.
Die Auswertung der Daten obliegt grundsätzlich den Auf-
traggebenden selbst, doch bietet die Statistikstelle bei Bedarf 
ein Schulungsangebot zu den Themen Datenbereinigung 
und -aufbereitung mit Excel an. Sie unterstützt außerdem 
bei der Datenauswertung und statistischen Interpretation 
der Ergebnisse.
Zum Abschluss werden die erhobenen Rohdaten sowie eine 
Kurzauswertung an die jeweiligen Auftraggebenden übermit-
telt. In Einzelfällen kann hier auch bei der Visualisierung der 
Ergebnisse unterstützt werden.
Die an dieser Stelle beschriebene allgemeine Vorgehensweise 
ist die Grundlage jeder umgesetzten Befragung. Die einzel-
nen Phasen gestalten sich dabei je nach Projekt individuell, 
sodass einzelne Schritte, wie etwa die Stichprobenziehung, 
entfallen und weitere Schritte im Bereich der Aufarbeitung 
hinzukommen können. Für eine bessere Veranschaulichung 
wird im Folgenden der Ablauf exemplarisch anhand der 2021 
durchgeführten Elternbefragung dargestellt. 
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Beispiel Elternbefragung zur 
Betreuungssituation und -bedarfen

Rahmenbedingungen
Ziel der Elternbefragung 2021 ist es, Wünsche und Bedar-
fe von Eltern bzw. Erziehungsberechtigten zum Thema Kin-
derbetreuung zu ermitteln, um eine zielorientierte Planung 
von Kindertageseinrichtungen (Krippe, Kindergarten, Horte, 
Kooperative Horte, Kindertagespflege) zu ermöglichen. An-
lass für die Befragung ist dabei §80 Abs. 1 SGB VIII, laut dem 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer Pla-
nungsverantwortung dazu verpflichtet sind, den Bedarf unter 
Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen 
der jungen Menschen und der Personensorgeberechtigten 
für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln (Bundesminis-
terium für Justiz o. J.).
Beteiligt sind neben dem auftraggebenden Jugendamt und 
der Statistikstelle auch vier Studierende des Bachelorstudien-
ganges Öffentliche Verwaltung der Hochschule Osnabrück, 
welche ihr Praxisprojekt zum Thema „Der bedarfsgerechte Aus-
bau von Plätzen in der Kindertagesbetreuung“ absolvieren. In 
jedem Wintersemester wird ein Praxisprojekt angeboten, im 
Rahmen dessen Studierende eine wissenschaftliche Frage-
stellung aus den Bereichen Recht, Betriebswirtschaftslehre 
oder Sozialwissenschaften bearbeiten. Dadurch ergibt sich das 
Potential, weiterführende empirische Erhebungen in Zusam-
menarbeit mit Studierenden durchzuführen und insbesondere 
auswerten zu lassen. Ein Praxisbericht sowie dessen Präsen-
tation ist als Prüfungsleistung vorgesehen. Im Statistikalltag 
fehlt es für eine tiefer gehende Interpretation der erhobenen 
Daten an zeitlichen Ressourcen und z. T. fachplanerischer Ex-
pertise. In diesem Fall haben wir das Glück, durch eine Stu-
dierendengruppe unterstützt zu werden. Diese können unter 
wissenschaftlicher Anleitung und in enger Zusammenarbeit 
mit der Statistikstelle Fachplanungen durch ihr Praxisprojekt 
somit ganz gezielt unterstützen.

Die Umsetzung und Auswertung der Elternbefragung erfolgt 
von Juni 2021 bis Januar 2022, der genaue Zeitplan ist Ab-
bildung 2 zu entnehmen. Als Besonderheit kann vorwegge-
nommen werden, dass der Erhebungszeitraum in das zweite 
Jahr der Corona-Pandemie fällt, sich die Antworten der Teil-
nehmenden jedoch auf die Normalsituation beziehen sollen. 
Durch einen vorgeschalteten Hinweis in der Einladung bzw. 
der Erhebung selbst werden die Teilnehmenden explizit darauf 
hingewiesen.

Vorbereitungsphase

Im Juni 2021 startet die Fragebogenerstellung und -umset-
zung in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt. Der Bogen 
besteht aus den folgenden sechs Frageblöcken:

Abb. 2 Ablaufschema 
der Elternbefragung 2021

Quelle: Statistikstelle 
der Stadt Osnabrück 2023

Abb. 3 Fragebogenaufbau der Elternbefragung 2021

Quelle: Statistikstelle der Stadt Osnabrück 2023

I	 Aktuelle Betreuungssituation des Kindes
II	 Fragen an Eltern mit Kindern in Kindertagesbetreuung
	 Skizzierung der Rahmenbedingungen in der Betreuung 

(Betreuungszeiten/-ort, Träger und pädagogische Ausrichtung)
	 Evaluation der Betreuungssituation
III	 Fragen an Eltern mit Kinderbetreuungsbedarf allgemein
IV	 Fragen an Eltern mit Kinderbetreuungsbedarf speziell im 
	 Bereich Grundschule
V	 Evaluation der Informationsmöglichkeiten
VI	 Skizzierung der Rahmenbedingungen im Familienleben

Es werden sowohl allgemeine Fragen zur bestehenden Be-
treuungssituation als auch Fragen zu zusätzlichen Bedarfen 
gestellt. Darüber hinaus werden die bestehenden Informa-
tionsmöglichkeiten evaluiert und die familiären Lebensum-
stände erhoben. Insgesamt besteht der Bogen aus 71 Fragen. 
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Durch eine gezielte Filterführung werden allerdings nicht allen 
Teilnehmenden alle Fragen angezeigt, wodurch sich die Bear-
beitungszeit auf rund elfeinhalb Minuten reduziert.
Um möglichst viele Eltern anzusprechen, wird der Fragebo-
gen neben der deutschen auch in sechs weiteren Sprachen 
angeboten. Die hier ausgewählten Sprachen stellen die am 
häufigsten vertretenen Zweitsprachen in der Stadt Osnabrück 
dar. Ein extern beauftragtes Büro übersetzt die Fragen ins 
Englische, Kurdische, Polnische, Russische und Türkische. Die 
Statistikstelle übernimmt darüber hinaus die Übersetzung ins 
Arabische und pflegt alle Übersetzungen in LimeSurvey ein.
Die Grundgesamtheit der Erhebung bilden alle Kinder bis ein-
schließlich 10 Jahren, die in der Stadt Osnabrück leben. Ihre Eltern 
und Erziehungsberechtigten sollen für jedes Kind einen Erhe-
bungsbogen ausfüllen. Insgesamt leben zum Erhebungszeit-
punkt 15.261 Kinder zwischen null und zehn Jahren in der Stadt 
Osnabrück, deren Familien sich auf die verschiedenen Stadtteile 
aufteilen. Um später Aussagen bezüglich der Repräsentativität 
der Erhebung auf kleinräumiger Ebene treffen zu können, wird 
deren Verteilung auf die einzelnen Stadtteile im Vorfeld bedacht:
 

Die meisten Kinder leben in den innerstädtischen Stadtteilen. 
Hier sticht insbesondere der Schinkel mit 1.510 0–10-Jährigen 
hervor. Deutlich weniger Kinder leben in den äußeren Stadt-
teilen wie beispielsweise Pye (246) und Nahne (245). Auch im 
gewerbegeprägten Hafen leben weniger Kinder (167). 
Insgesamt werden Anfang Juli alle 9.289 Eltern und Erzie-
hungsberechtigte mit einem Brief zur Teilnahme an der Be-
fragung eingeladen.

Erhebungsphase

An die Vorbereitungsphase knüpft die Erhebungsphase an. 
Der Erhebungszeitraum startet Anfang Juli und ist zunächst 
für eine Woche vorgesehen. Insbesondere in den ersten fünf 
Erhebungstagen zeigt sich eine rege Teilnahme, welche im 
Anschluss daran allerdings abflacht. Dies ist auch auf die Som-
merferien zurückzuführen. Um möglichst viele Antworten 
berücksichtigen zu können, wird der Erhebungszeitraum um 
acht Wochen, bis zum 17.09.2021, verlängert.

Abb. 4 Verteilung der 0–10-Jährigen nach Stadtteilen zum 31.12.2020.

Quelle: Statistikstelle der Stadt Osnabrück 2023
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Da die Einladungen postalisch und zudem nicht mit einem 
individualisierten Token versendet wurden, erfolgt in diesem 
Fall keine Erinnerung. Diese würde zum einen nicht zielgenau 
verlaufen, da alle eingeladenen Elternteile nochmals kontak-
tiert werden müssten – darunter auch diejenigen, die bereits 
an der Befragung teilgenommen haben. Ein Monitoring ist 
bei einer solch offen gestalteten Erhebung nicht umsetzbar. 
Zum anderen wären mit einer postalischen Erinnerung weitere 
Kosten verbunden. 
Insgesamt gehen 1.940 vollständig und 761 teilweise ausge-
füllte Bogen ein, was bezogen auf die Anzahl der 0 bis 10-Jäh-
rigen eine Antwortquote von 17,7 % entspricht. In die spätere 
Auswertung fließen jedoch nur die vollständigen Antwortbo-
gen ein, die eine Antwortquote von 12,7 % ausmachen. Dabei 
verteilt sich die Teilnahme nicht gleichmäßig auf das Stadt-
gebiet. Abbildung 5 stellt die relativen Anteile der jeweiligen 
Stadtteile an den 0 bis 10-jährigen Kindern in der gesamten 
Stadt den ausgefüllten Bogen gegenüber:

Quelle: Statistikstelle der Stadt Osnabrück 2023

Wie bereits aus Abbildung 4 hervorgeht, leben die meisten 
Kinder in den Stadtteilen Schinkel (9,9 %), Schölerberg (8,3 %) 
und der Dodesheide (8,2 %). Für eine möglichst repräsentative 
Erhebung müssten aus diesen Stadtteilen die meisten Frage-
bogen in die Auswertung einfließen. Allerdings stammen nur 
4,4 %, 7,7 % bzw. 6,2 % aus den betreffenden Stadtteilen. Die 
kinderreichsten Stadtteile werden folglich unter- und andere 
Stadtteile dafür überrepräsentiert. Dies trifft insbesondere 
auf die Wüste zu, in der 6,3 % der 0 bis 10-Jährigen leben, 
aus der aber 10,1 % der erhobenen Kinder stammen. Bei der 
Auswertung der Daten gilt dies zu berücksichtigen, da sich 
sowohl Profil als auch Rahmenbedingungen der einzelnen 
Stadtteile zum Teil stark voneinander unterscheiden. In den 
eher bürgerlich geprägten Stadtteilen sind die Antworten er-
wartungsgemäß eher höher als in den diverser strukturierten.

Abb. 5 Verteilung der 0-10-Jährigen sowie der eingegangenen Fragebogen nach Stadtteilen zum 31.12.2020.
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Auswertung der Daten

Die Datenbereinigung und -aufbereitung erfolgt zum Großteil 
durch die Studierenden. Als Unterstützung führt die Statistik-
stelle dabei im Oktober 2021 eine Excelschulung rund um die 
Themen Datenbereinigung, -aufbereitung und -auswertung 
für die Studierenden und Vertreterinnen des Jugendamtes 
durch. Nach der Datenbereinigung ergeben sich 1.928 ver-
wertbare Antwortbogen. 12 Bogen, die zum Teil leer sind, 
Testantworten beinhalten oder deren Angaben sich innerhalb 
des Bogens widersprechen, werden aus dem weiteren Aus-
wertungsprozess ausgeschlossen. 
Im Vordergrund der Auswertung stehen die Themenbereiche 
Evaluation der Betreuungssituation sowie die allgemeinen Be-
treuungsbedarfe und die Betreuungsbedarfe im Grundschul-
bereich. Innerhalb von acht Wochen setzen sich die Studieren-
den intensiv mit den Ergebnissen der Erhebung auseinander, 
wobei ein kontinuierlicher Austausch mit der Statistikstelle 
gewährleistet ist. 
Ergänzend zur studentischen Auswertung werden die weite-
ren Themenbereiche, darunter der Status Quo und die Evalu-
ation der Informationsmöglichkeiten, gemeinsam vom Fach-
dienst Kinder und der Statistikstelle aufbereitet. Dabei obliegt 
dem Fachdienst die inhaltliche Interpretation der Ergebnisse 
sowie die an die Auswertungsphase anknüpfende stadtinterne 
Ergebnispräsentation.

Aufbereitung

Als Abschluss der Elternbefragung werden die Ergebnisse 
sowohl im studentischen als auch im fachlichen Kontext prä-
sentiert. Die Studierenden stellen ihre Arbeit im Dezember 
2021 im Rahmen einer Onlineveranstaltung sowohl ihren 
Kommilitoninnen und Kommilitonen, Dozierenden als auch 
Gästen vor und bereiten die zentralen Erkenntnisse in einem 
Bericht auf. Zu den Kernaussagen zählen hier ein ungedeckter 
Betreuungsbedarf bei Krippen- und Kindergartenplätzen, der 
verstärkte Wunsch nach flexibleren Betreuungszeiten und 
einem Ausbau des Angebots von Ganztagsschulen. Insgesamt 
sind die Eltern und Erziehungsberechtigten mit den genutzten 
Betreuungsangeboten sehr zufrieden (Dröge et al. 2021).

Darüber hinaus erfolgt die fachliche Ergebnispräsentation 
durch das Jugendamt im Januar 2022. Es stellt dabei die Er-
gebnisse dem Jugendhilfeausschuss sowie dem Schul- und 
Sportausschuss vor. Die Ergebnisse stellen eine planungsrele-
vante Grundlage für den Krippen-, Kindergarten- und Kinder-
tagespflegebereich sowie den Grundschul- und Hortbereich 
dar. Die Resultate fließen in die laufende Kitaplanung ein und 
finden im Rahmen aktueller Arbeitsprozesse und zukünftiger 
Vorlagen Verwendung (Stadt Osnabrück 2022).

Fazit

Das Angebot der Statistikstelle, kommunale Befragungspro-
jekte wie beispielsweise Evaluationen, Bedarfsabfragen oder 
auch (Konferenz-)Anmeldungen mittels digitaler Befragungen 
durchzuführen bzw. zu ermitteln, wird von vielen städtischen 
Fachbereichen wahrgenommen. Durch die Digitalisierung 
können dabei verschiedene Zielgruppen erreicht und die Er-
gebnisse effizient aufbereitet werden. Gleichzeitig werden 
die Erhebungen von der Fragebogenerstellung bis hin zur 
Dateninterpretation wissenschaftlich betreut. Dadurch wird 
ein wichtiger Beitrag zur alltäglichen Praxisarbeit der einzel-
nen Bereiche – von der Kitaplanung bis hin zur Durchführung 
einer Wahl – geleistet. Durch den intensiven Austausch mit 
diversen Fachbereichen wird dabei gleichzeitig eine Brücke 
zwischen der Statistikstelle und den alltäglichen Aufgaben 
und Herausforderungen der Fachbereiche in Zusammenarbeit 
mit Bürgerinnen und Bürgern geschlagen, sodass die Statistik-
arbeit nicht theoretisch isoliert stattfindet. Vielmehr werden 
durch ganz konkrete Praxisbezüge wertvolle Einblicke in die 
unterschiedlichen Themenbereiche geschaffen.
Fortlaufend wird eine Vielzahl an Erhebungen durchgeführt, 
darunter interne Evaluationen zu den Arbeitsmodellen al-
ternierende Telearbeit und mobiles Arbeiten, ein digitales 
Anmeldeformular zur Bürgerbeteiligung zum Thema Vorreiter-
konzept Klimaschutz oder die Evaluation des Ferienpasses im 
Stadtgebiet Osnabrück. Die Begleitung und Durchführung der 
einzelnen Erhebungen durch die Statistikstelle ist weiterhin 
gefragt und wird auch in Zukunft eine wichtige Rolle für den 
Alltag der Stadtverwaltung spielen.

Literatur

Bundesministerium für Justiz (o. J.): Sozialge-
setzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- 
und Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes v. 26. 
Juni 1990, BGBl. I S. 1163) § 80 Jugendhilfepla-
nung. https://www.gesetze-im-internet.de/
sgb_8/__80.html (Stand: 15.09.2023).

Dröge, K., Hedding, L., Humbert, P. und Kob, E. 
(2021): Handlungsempfehlungen für die Kin-
dertagesstättenplanung der Stadt Osnabrück 
auf Basis der Auswertung und Interpretation 
der durchgeführten Elternumfrage in den 
Punkten: Betreuungsbedarf und Öffnungs-
zeiten in Relation zur Zufriedenheit befragter 

Eltern. (unveröffentl. Bericht). Osnabrück: Fa-
kultät Wirtschafts- und Sozialwissenschaften.

Stadt Osnabrück (2022): Vorlage – VO/2022/0503 
– Bedarfsgerechter Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung - Ergebnisse der Elternbefra-
gung. https://ris.osnabrueck.de/bi/vo020.
asp?VOLFDNR=1017660 (Stand: 15.09.2023). 

Schwerpunkt Kommunale Befragungen



	 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK     1|2024	 29

Dr. Luigi Droste
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Soziologie, Uni-
versität Münster, Themenschwerpunkte: Methoden der quan-
titativen empirischen Sozialforschung, Wirtschaftssoziologie, 
Politische Soziologie.
:	 luigi.droste@uni-muenster.de

Dr. Marko Heyse
Wissenschaftlicher Mitarbeiter und Leiter der Forschungs-
gruppe Bema am Institut für Soziologie, Universität Münster, 
Themenschwerpunkte: Methoden der quantitativen empiri-
schen Sozialforschung, Sozialstrukturanalyse, Stadtsoziologie.
:	heyse@uni-muenster.de

Schlüsselwörter:
Fahrrad – Verkehr – Mobilität – Bildung – 
Kommunale Umfragen

Einleitung

In diesem Beitrag wird auf Basis von Umfragedaten einer kom-
munalen Längsschnitterhebung, dem „Münsterbarometer“, 
über einen Zeitraum von 17 Jahren (2006–2022) untersucht, 
ob und inwiefern sich Bildungsunterschiede bei der Verkehrs-
mittelwahl beobachten lassen. Fahren Personen mit höheren 
Bildungsabschlüssen im Schnitt häufiger mit dem Fahrrad 
bzw. nutzen sie im Vergleich zu Personen mit niedrigeren Bil-
dungsabschlüssen gar zunehmend häufiger das Rad?
Was veranlasst uns dazu, dieser Frage nachzugehen? Zum 
einen lässt sich auf kommunaler Ebene, im Rahmen einer so-
genannten „Verkehrswende“, seit einigen Jahren vielerorts 
eine Förderung des Radverkehrs und eine Umverteilung des 
Straßenraums vom Auto zum Fahrrad beobachten. Was dies 
nun für die alltäglichen Routinen und Verhaltensstandards 
unterschiedlicher Gesellschaftssegmente konkret bedeutet, 
wurde bislang nur ansatzweise untersucht. Zum anderen ver-
weisen vorliegende empirische Analysen für Gesamtdeutsch-
land darauf, dass höher Gebildete im Schnitt häufiger Rad 
fahren und dieser Bildungsunterschied bei der Radmobilität 
im Zeitverlauf zugenommen hat (Hudde 2022a, 2022b). Bis-
lang ist aber noch ungeklärt, inwiefern sich dieser Zusam-
menhang auch in spezifischen kommunalen Kontexten über 
die Zeit beobachten lässt (siehe dazu: Hudde 2023) und ob 
höher Gebildete gleichzeitig auch zunehmend seltener das 
Auto oder den öffentlichen Nahverkehr nutzen. Hier soll uns 
im Folgenden Münster als Untersuchungsfall dienen. Müns-
ter ist durch eine günstige Infrastruktur für den Radverkehr 
und eine Normalisierung des Fahrradfahrens im Alltag ge-
kennzeichnet. Wenn sich also selbst in einer selbsterklärten 
„Fahrradhochburg“ (Stadt Münster 2023) wie Münster über 
die Zeit ein signifikanter Bildungseffekt beim Radfahren er-
gibt, dann können wir nahezu sicher sein, dass ein solcher 
Effekt statistisch tatsächlich vorliegt. Nicht zuletzt wird in so-
ziologischen Gegenwartsdiagnosen dem Bildungsabschluss 
eine zentrale Bedeutung für sozialstrukturelle Differenzierung 
und Konflikte in unserer Gegenwartsgesellschaft attestiert 
(Reckwitz 2017, 2019). Hier wird eine kulturelle Polarisierung 
zwischen dem Teil der Bevölkerung mit geringen Bildungs-
ressourcen („Unterklasse“ und „alte Mittelklasse“) und dem 
Teil der Bevölkerung mit höherwertigen Bildungsabschlüssen 
(„neue Mittelklasse“)1 ausgemacht. Diese Polarisierung findet 
in unterschiedlichen Formen der Lebensführung bzw. entge-
gengesetzten Wertvorstellungen Ausdruck. Denn während 
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Fahren höher Gebildete (zunehmend) 
mehr mit dem Fahrrad? 
Analysen mit einer kommunalen 
Längsschnittbefragung (2006–2022)

Auf Grundlage von Daten einer zweimal jährlich durchgeführten 
kommunalen Längsschnittbefragung in Münster (2006–2022) 
untersucht dieser Beitrag die Frage, ob und inwiefern höher ge-
bildete Bevölkerungsgruppen zunehmend häufiger das Rad im 
Straßenverkehr bevorzugen. Ausgehend von der Zeitdiagnose 
eines gesellschaftlichen Wertewandels und damit einhergehen-
den, zunehmend ethisch-moralischen Lebensführungsmodellen 
einer „neuen Mittelklasse“, verweisen Analysen für einen Zeitraum 
über 17 Jahre mit insgesamt mehr als 20.000 Befragten auf einen 
robusten und im Zeitverlauf zunehmenden Zusammenhang zwi-
schen höherem Bildungsstand und Radfahren.
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sich Unterklasse und alte Mittelklasse eher am Traditionellen, 
kulturell Homogenen und Materialistischen orientieren, ist 
in der neuen Mittelklasse das Libertäre, kulturell Diverse und 
Postmaterialistische relevant. Eine solche kulturell-geprägte 
Differenzierungslinie ist demnach dann auch folgenreich für 
Unterschiede im Mobilitätsverhalten.
Um zu überprüfen, ob und inwiefern sich ein Bildungsunter-
schied bei der Verkehrsmittelwahl und v. a. beim Fahrradfahren 
auch im kommunalen Kontext über die Zeit beobachten lässt, 
werden wir zuerst den Forschungsstand sichten und den the-
oretischen Hintergrund skizzieren. In Abschnitt 3 präsentieren 
wir Daten und methodisches Vorgehen, in Abschnitt 4 dann 
die Befunde unserer empirischen Analysen. Wir schließen den 
Beitrag mit einer knappen Diskussion der Befunde.

Forschungsstand und Hypothesen

Unter Bezugnahme auf vorliegende empirische Forschung 
und aktuelle soziologische Zeitdiagnosen ist davon auszu-
gehen, dass der Anteil von Befragten, die das Rad für ihre 
täglichen Wege in der Stadt nutzen, im Zeitverlauf angestie-
gen ist. Dies lässt sich zum einen auf rationale Aspekte und 
Sachzwänge zurückführen, zum anderen ist zu vermuten, dass 
hier zunehmend moralische Motive und Maßstäbe greifen.
Die Vermutung, dass es sich bei der Wahl des Verkehrsmittels, 
also auch des Fahrrads, vielmals um einen Akt rationaler Ent-
scheidungen handelt, geht auf gesteigerte Opportunitäten 
bzw. strukturell-situationale Bedingungen zurück (Franzen 
1997; Preisendörfer 2000). Dazu werden typischerweise Wet-
ter, Topgrafie, Verkehrsinfrastruktur, Sicherheit und Bevölke-
rungsdichte gezählt (überblickend: Heinen et al. 2010). Ob-
gleich der Radverkehr in Münster immer schon eine große 
Relevanz für Verkehrspolitik und Stadtidentität hatte, haben 
Stadtverwaltung und Lokalpolitik in Münster in den letzten 
Jahren diverse Anstrengungen unternommen, um den Rad-
verkehr zu fördern. Dazu zählen der Ausbau von sogenannten 
„Velorouten“ und einem „Fahrradnetz 2.0“ (speziell ausgebaute 
Fahrradwege, die die Vororte mit dem Stadtzentrum verbin-
den), die Einrichtung von Fahrradstraßen, die stellenweise 
Änderung der Verkehrsordnung zugunsten des Radverkehrs 
sowie die gänzliche Schließung bestimmter innerstädtischer 
Bereiche für den Autoverkehr oder die deutliche Preisanhe-
bung für sogenannte Anwohnerparkplätze (siehe dazu: Stadt 
Münster 2023). Da Münster derzeit außerdem zu den sechs 
größten „Pendlerstädten“ in NRW zählt (it.NRW 2021), stellt die 
tägliche Verkehrssituation die Münsteraner Bevölkerung sowie 
Ein- und Auspendelnde vor Probleme, da Staus und zähflie-
ßender Verkehr insbesondere zu Rush Hour-Zeiten ungemein 
zeitintensiv und nervenaufreibend sein können. Daneben ist 
gerade im Innenstadtbereich die Parkplatzsituation zu einem 
Problem geworden, da hier aktuell immer mehr öffentlicher 
Raum zu Lasten des Autoverkehrs umverteilt wird. In einem 
solchen Kontext sollte Radfahren für viele eine pragmatische 
Wahl sein, zumal die Rahmenbedingungen größtenteils ge-
geben sind und in den vergangenen Jahren sogar optimiert 
wurden. 
Neben rationalen Gründen für die Wahl des Fahrrads, auf die 
der Großteil der Forschung zur Radmobilität verweist (überbli-

ckend: Heinen et al. 2010), erscheinen allerdings auch verän-
derte moralische Überzeugungen ein wesentlicher Faktor zu 
sein, warum häufiger das Rad für Wege in der Stadt gewählt 
werden sollte. In den letzten Jahren lässt sich eine gesteiger-
te Aufmerksamkeit rund um Klimafragen beobachten. Im 
Zuge der in großen Teilen klimazentrierten Zuspitzung eines 
„postmaterialistischen Wertewandels“ (Inglehart 1977) und 
der Ausbreitung eines „neuen Liberalismus“ (Reckwitz 2019) 
scheint ein ökologisches Bewusstsein in großen Teilen der 
Bevölkerung vorherrschend zu sein (Hartmann u. Preisen-
dörfer 2021). In diesem Zusammenhang stellt Radfahren eine 
naheliegende Möglichkeit dar, den veränderten moralischen 
Standards gerecht zu werden bzw. sie für andere sichtbar, über 
das, was man tut, auch im Alltag zur Schau zu stellen. 
Aus der verkehrssoziologischen Forschung ist bekannt, dass 
Menschen nicht immer das Verkehrsmittel wählen, dass am 
schnellsten, kostengünstigsten oder sichersten ist (überbli-
ckend: Cairns et al. 2014; Heinen et al. 2010). Menschen wäh-
len ihr Verkehrsmittel auch danach, wofür es steht und was 
anderen damit signalisiert wird. Die Verkehrsmittelwahl stellt 
dementsprechend eine soziale Praktik für sich dar, die Teil 
eines „sozialen Habitus“ (Bourdieu 1984) sowie Bestandteil 
von Identität ist (Boterman 2020) und mit der eine Signal-
funktion für den eigenen sozialen Status und eine Befolgung 
sozialer Normen verbunden ist (Anantharaman 2017; Green 
et al. 2012; Steinbach et al. 2011). Symbolcharakter und damit 
Signalfunktion unterscheiden sich dabei allerdings je nach 
Gesellschaftssegment. Aus der verkehrssoziologischen For-
schung wissen wir nämlich ebenfalls, dass die Bedeutung der 
Verkehrsmittelwahl auch im karbonisierten „System of Auto-
mobility“ (Urry 2014) nicht zwingend einem gemeinsamen 
Nenner folgt, sondern zwischen sozialen Gruppen, lokalen 
und zeitlichen Kontexten variiert (überblickend: Cairns et al. 
2014; Heinen et al. 2010). Vorliegende Analysen verweisen bei 
Nutzungshäufigkeit und -intensität des Fahrrads auf nationale 
und kommunale Unterschiede (Goel et al. 2022; Goetzke u. 
Rave 2011), zeitlichen Wandel (Hudde 2022b) sowie Differen-
zen nach Einkommen (Heesch et al. 2014), Bildung (Hudde 
2022a) oder Alter (Konietzka u. Neugebauer 2023).
Auch unter Bezugnahme auf aktuelle Gegenwartsdiagnosen 
ist hier von einem differenzierten Bild auszugehen, da hier v.a. 
einer urbanen, „neuen Mittelklasse“ (Reckwitz 2019), die sich 
durch ihre hohe Bildung (ihr „kulturelles Kapital“) auszeichnet, 
attestiert wird, dass gerade hier klimafreundliche und „grüne“ 
Verhaltensweisen relevant sind (Reckwitz 2017). Ganz im Sin-
ne eines augenfälligen „grünen Statuskonsums“ (Kennedy u. 
Horne 2019) und Praktiken „ökologischer Distinktion“ (Neckel 
2018) geht es dabei darum, über die Wahl des Fahrrads als Ver-
kehrsmittel, einen entsprechenden Status und eine bestimm-
te Moralität nach außen für andere sichtbar zu signalisieren 
(Anantharaman 2017; Green et al. 2012; Steinbach et al. 2011). 
Demnach wird in Unterklasse und alter Mittelklasse, die sich 
zwar in ihrem Einkommen unterscheiden aber beide durch 
niedrige Bildungsabschlüsse gekennzeichnet sind, ein Auto als 
Statussymbol und Wohlstandssignal genutzt, ein teures Auto 
markiert hier Reichtum und ökonomischen Erfolg. Demgegen-
über zeigen sich Angehörige einer neuen Mittelklasse, die sich 
zwar ökonomisch nicht sonderlich von der alten Mittelklasse 
unterscheiden, jedoch über höhere Bildungsabschlüsse ver-
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fügen, ökologisch (und auch gesundheitlich) bewusst, wenn 
sie auf ihr Rad steigen. Je nachdem was für ein Rad sie nutzen, 
signalisieren sie gleichzeitig beispielsweise mit einem Lasten-
rad, Fixie oder Pedelec einer bestimmten Marke auch ökono-
mischen Status, zumindest bei wissenden Peers. In der neuen 
Mittelklasse kann man es sich nicht allein leisten, auf das Auto 
als Statussymbol geradezu demonstrativ zu verzichten, man 
hat es nicht nötig, es ist vielleicht sogar geschmacklos. Mehr 
noch: Man gewinnt hier an Status mit einem Rad, da es sich 
bei der neuen Mittelklasse – nach Reckwitz (2019) – um die 
„Trägerin“ eines ökologischen Wertewandels handelt und sich 
ändernde Wertigkeitsordnungen und moralische Standards 
hier am stärksten zu Buche schlagen.
Während also mit Blick auf den gegenwärtigen ökologischem 
Wertewandel sowie verkehrspolitische Maßnahmen und 
räumliche Umstrukturierung auf kommunaler Ebene davon 
auszugehen ist, dass die Nutzungshäufigkeit des Fahrrads 
im Allgemeinen zugenommen haben dürfte, verweisen so-
ziologische Gegenwartsdiagnosen darauf, dass hier aber (zu-
nehmend) Unterschiede nach Bildungsniveau erkennbar sein 
sollten.

Daten und Methoden

Grundlage unserer Analysen sind Daten des „Münsterbaro-
meters“ für die Jahre 2006 bis 2022. Beim Münsterbarometer 
handelt es sich um eine Längsschnittbefragung der in Pri-
vathaushalten lebenden, zur Kommunalwahl berechtigten 
Bevölkerung in Münster, die seit 1993 zweimal jährlich – je-
weils im Februar sowie im August – in Kooperation von Ins-
titut für Soziologie der Universität Münster und der größten 
Lokalzeitung in Münster, den Westfälischen Nachrichten (WN), 
durchgeführt wird. Bis 2020 wurde das Münsterbarometer 
im institutseigenen Telefonlabor mit computergestützten 
telefonischen Interviews (CATI) durchgeführt (Gabler-Häder-
Design), seit Frühjahr 2021 findet das Münsterbarometer als 
postalische Befragung (geschichtete Zufallsstichprobe nach 
Stadtbezirk) statt.
Normalerweise werden im Rahmen des Münsterbarometers 
zwischen 600 und 700 Befragte interviewt. Im Vorfeld von 
Wahlen basiert das Münsterbarometer auf ca. 1.000 Befrag-
ten, um sicherere Wahlprognosen zu ermöglichen. Etwa 300 
Interviews werden hier allerdings in einer Kurzversion geführt, 
bei der lediglich Wahlabsicht, retrospektive Wahlentscheidung 
und zentrale demografische Kennzahlen abgefragt werden. 
Da im Münsterbarometer leider erst seit 2006 Haushaltsein-
kommen und Wohngegend im Stadtgebiet erhoben werden, 
beziehen sich unsere Analysen lediglich auf den Zeitraum ab 
2006. Insgesamt basieren unsere Analysen dementsprechend 
auf Daten von 22.983 Befragten, wobei wir in den multivaria-
ten Analysen aufgrund fehlender Werte bzw. Items lediglich 
Informationen von 18.293 Befragten berücksichtigen können.
Seit 1993 wird den Befragten eine Single-Choice-Frage zu 
ihrem am häufigsten genutzten Verkehrsmittel in Münster 
vorgelegt: „Welches Verkehrsmittel benutzen Sie überwiegend, 
wenn Sie in Münster unterwegs sind?“. Also Antwortoptionen 
stehen den Befragten sechs Möglichkeiten zur Verfügung: 
Auto, Bus, Fahrrad (seit 2016: incl. E-Bike/Pedelec), Motorrad/

Roller, zu Fuß, sonstiges (Taxi, Skateboard, etc., seit 2016: incl. 
E-Scooter). 
Die Frage adressiert weder die Anzahl der Wege mit dem je-
weiligen Verkehrsmittel, oder die Länge der zurückgelegten 
Strecken, noch gibt sie in irgendeiner Art und Weise Auskunft 
darüber, wie ausgeprägt die Mobilität der Befragten über-
haupt ist. Die Frage hat aber den Vorteil, dass sie seit Beginn 
der Erhebung regelmäßig gestellt wurde, seitens der Befragten 
auch keinen großen kognitiven Aufwand erfordert und sich 
explizit auf den Stadtverkehr innerhalb Münsters bezieht.
Um nun zu überprüfen, ob Bildungsunterschiede in der Ver-
kehrsmittelwahl bestehen und wie sich diese im Zeitverlauf 
entwickelt haben, führen wir im Folgenden multivariate Ana-
lysen durch. Im Rahmen binärer logistischer Regressionsmo-
delle überprüfen wir den Einfluss des Bildungsstands auf das 
überwiegend gewählte Verkehrsmittel – und zwar unter Kon-
trolle für weitere relevante Faktoren, die in den Befragungsda-
ten enthalten sind (Geschlecht, Alter, Haushaltseinkommen, 
Wohngegend im Stadtgebiet, Parteipräferenz). Die zentrale 
unabhängige Variable ist der Bildungsstand der Befragten, 
die in die Analysen als binär codierte Dummyvariable (0 = kein 
Abitur/keine Hochschulzugangsberechtigung (HZB); 1 = Abi-
tur/HZB) eingeht. Über den Bildungsgrad der Befragten lässt 
sich dann demzufolge auch auf die Zugehörigkeit zur höher 
gebildeten, neuen Mittelklasse schließen. Auf eine weitere 
Differenzierung der Bildungsvariable nach akademischem 
Hochschulabschluss müssen wir leider verzichten, da dieser 
lediglich punktuell für bestimmte Erhebungswellen vorliegt.
Wie oben bereits erwähnt berücksichtigen wir in den Modellen 
daneben das Geschlecht der Befragten (binär codiert: männlich/
weiblich), die Altersgruppe als eine Reihe von Dummyvariablen 
mit der Kategorie „unter 30“ als Referenz sowie die Wohnge-
gend im Stadtgebiet (binär codiert: Vorort/Innenstadt). In den 
Daten liegt nicht durchgehend ein Indikator zur Messung des 
ökologischen Bewusstseins vor, so dass wir als (zugegebener-
maßen) sehr grobes Maß auf die Wahlabsicht der Befragten für 
die Grünen zurückgreifen müssen. Da Bildung zwar in großen 
Teilen über die Einkommenslage bestimmt, es sich jedoch – 
sowohl theoretisch (Reckwitz 2017, 2019) als auch empirisch 
(Hudde 2022a, b) – um unterschiedliche Konstrukte handelt, 
berücksichtigen wir in den Modellen das Personen gewichtete 
Haushaltseinkommen der Befragten. Dazu unterscheiden wir 
drei Einkommensgruppen auf Basis des Vorschlags der OECD: 
anhand ihres Nettoäquivalenzeinkommens teilen wir die Be-
fragten in obere Einkommensschicht (mehr als 200 Prozent des 
medianen Nettoäquivalenzeinkommens auf Basis der jeweili-
gen Einkommensverteilung in den Stichproben), Mittelschicht 
(75–200 Prozent) und untere Einkommensschicht (weniger als 
75 Prozent) ein. Um Fälle ohne Einkommensangabe nicht aus 
der Analyse auszuschließen, haben wir zusätzlich die Grup-
pe der Befragten berücksichtigt, die keine Angaben zu ihrem 
Haushaltseinkommen machen wollte. Haushaltseinkommen 
geht dementsprechend in die Analysen als eine Reihe von Dum-
myvariablen ein, mit der Mittelschicht als Referenzkategorie. 
Die Modelle beinhalten darüber hinaus eine binär-codierte 
Variable zur jeweiligen Welle im Erhebungsjahr (0 = Februar; 1 
= August), da Unterschiede in der Verkehrsmittelwahl je nach 
Jahreszeit zu erwarten sind. Zuletzt bilden wir den Zeitverlauf in 
den Modellen durch eine Trendvariable (in Jahren, metrisch) ab.
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Abb. 1 Entwicklung der Verkehrsmittelwahl in Münster 2006–2022 (Die gestrichelten Linien geben das 95 %-Konfidenzintervall an).

Daten: Münsterbarometer

Abb. 2 Unterschiede in der Verkehrsmittelwahl (Ergebnisse binärer logistischer Regressionsmodelle, dargestellt sind durchschnittliche 
Marginaleffekte mit 95 %-Konfidenzintervallen. Pseudo R² „Fahrrad“: 0,14, Pseudo R² „Auto“: 0,11, Pseudo R² „Bus“: 0,11).
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Ergebnisse

In einer zunächst deskriptiven Perspektive zeigt sich, dass 
die Befragten im Zeitverlauf zunehmend häufiger das Rad 
nutzen, wenn sie in Münster unterwegs sind, wohingegen die 
Nutzung des Autos und des öffentlichen Busverkehrs immer 
seltener wird (Abb. 1).
Während im Jahr 2006 etwa 50 % der Befragten angegeben 
haben, überwiegend das Fahrrad zu nutzen, lag der entspre-
chende Anteilswert für 2022 bei 61 %. In den letzten 17 Jahren 
hat die Radmobilität also allgemein zugenommen – zumin-
dest, wenn wir den hier verwendeten Indikator heranziehen. 
Gerade ab 2020 befindet sich hier die Radmobilität auf einem 
Allzeithoch, was vermutlich in Teilen auch auf einen Corona-
Effekt zurückzuführen ist, immerhin haben während der Co-
rona-Pandemie (insbesondere im Jahr 2020 gegenüber 2019) 
Umsatzzahlen im Radhandel und Radmobilität als solche stark 
zugenommen (dazu: Buehler u. Puchler 2023). Im Vergleich 
lässt sich für die KFZ-Nutzung zwischen 2006 und 2022 ein 
Rückgang um 6,5 Prozentpunkte beobachten, von etwa 33 % 
der Befragten auf nur noch etwas mehr als ein Viertel (26,5 %). 
Auch für den öffentlichen Busverkehr lässt sich eine rückläufi-
ge Tendenz ausmachen. Während im Jahr 2006 etwa 17 % der 
Befragten für ihre Wege überwiegend den Bus genutzt haben, 
waren es 2022 noch 12 %.
In einem nächsten Schritt überprüfen wir nun in logistischen 
Regressionsmodellen, unter Kontrolle anderer relevanter Fakto-
ren, ob und inwiefern sich ein Bildungsunterschied mit Blick auf 
die Verkehrsmittelwahl in den Daten beobachten lässt (Abb. 2).

Die Analysen zeigen, dass signifikante Bildungsunterschie-
de bei der Verkehrsmittelwahl bestehen. So fällt dem Modell 
nach – also unter Berücksichtigung der Kontrollvariablen – die 
durchschnittliche Wahrscheinlichkeit überwiegend das Rad zu 
nutzen bei Befragten mit niedrigerer Bildung im Vergleich zu 
Befragten um etwa 6 Prozentpunkte geringer aus. Obgleich 
wir einen positiven und statistisch signifikanten Bildungsef-
fekt ausmachen können, verweist das Modell darauf, dass die 
Effektstärken für Alter, Wahlabsicht und insbesondere Vorort 
weitaus höher (und negativ) ausfallen, bei der Wohngegend 
sogar um etwa das fünffache. Im Vergleich zur Fahrradnutzung 
haben Befragte mit niedrigerer Bildung eine um 2 Prozent-
punkte höhere mittlere Wahrscheinlichkeit überwiegend das 
Auto im Stadtverkehr zu nutzen. Auch hier ergeben sich für 
Alter, Wahlabsicht und Wohngegend abermals größere Effekt-
stärken, wenn nun auch in die entgegengesetzte Richtung. 
Für die Nutzung des öffentlichen Busverkehrs liegt die durch-
schnittliche Wahrscheinlichkeit bei Befragten mit niedrigerer 
Bildung im Vergleich um 4 Prozentpunkte höher. Zu beachten 
ist bei alledem, dass die Varianzaufklärung (Pseudo R²-Maße) 
über alle Modelle hinweg eher gering ausfällt und wir davon 
ausgehen müssen, dass die berücksichtigten unabhängigen 
Variablen dementsprechend für Unterschiede in der Verkehrs-
mittelwahl insgesamt lediglich eine Teilerklärung bieten.
Wir verfügen also über erste Hinweise darauf, dass die Wahl 
des Fahrrads einem Bildungsgradient folgt, auch wenn von 
einigen Kontrollvariablen durchaus ein ausgeprägter Effekt auf 
das Mobilitätsverhalten auszugehen scheint. Demzufolge gilt 
es nun zu überprüfen, ob und inwiefern sich dieser Bildungs-
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Abb. 3 Verkehrsmittelwahl und Unterschiede nach Bildungsstand (Dargestellt sind vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten mit 95 %-Kon-
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Daten: Münsterbarometer
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unterschied im Zeitverlauf entwickelt hat. Dazu haben wir 
jedes der drei Modelle aus Abbildung 2 mit einem zusätzlichen 
Interaktionsterm aus Bildungsstand und jährlichem Zeittrend 
berechnet. Die Ergebnisse haben wir in Abbildung 3 grafisch 
als konditionalen Effektplot dargestellt.
Über die Zeit lässt sich für beide Bildungsgruppen ein positiver 
Effekt beobachten. Die Daten verweisen allerdings erst ab dem 
Jahr 2012 auf einen signifikanten Bildungsunterschied, der 
dann jedoch über die Zeit immer weiter zunimmt. Bei Befrag-
ten mit niedriger Bildung lässt sich zwar auch eine ansteigen-
de Tendenz beobachten, das Fahrrad zu nutzen, der Anstieg 
in der Wahrscheinlichkeit das Fahrrad zu nutzen vollzieht sich 
aber nicht analog, denn Befragte mit höherer Bildung nutzen 
im Vergleich zunehmend häufiger das Rad. Die vorhergesag-
te Wahrscheinlichkeit ist hier im Zeitverlauf doppelt so stark 
gestiegen. Für die Wahrscheinlichkeit überwiegend mit dem 
Auto zu fahren, lässt sich auf Basis des Modells für beide Bil-
dungsgruppen zeitlich eine abnehmende Tendenz erkennen, 
wenngleich sich die Entwicklung bei Befragten mit höherer 
Bildung ausgeprägter darstellt. Ein signifikanter Bildungsun-
terschied lässt sich aber erst für die Gegenwart ausmachen. 
Auch für die Nutzung des öffentlichen Busverkehrs ergibt 
sich eine weitgehend parallel verlaufende, abnehmende Nut-
zungswahrscheinlichkeit über die Zeit für beide Bildungsgrup-
pen. Die Entwicklung vollzieht sich allerdings von vorneherein 
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Daten: Münsterbarometer

auf unterschiedlichen Niveaus, Befragte mit höherer Bildung 
sind im Jahr 2006 im Vergleich schon seltener Bus gefahren 
und tun dies immer noch. Ab dem Jahr 2012 ist hier dann ein 
signifikanter Unterschied in der Nutzungswahrscheinlichkeit 
zwischen beiden Bildungsgruppen erkennbar. 
Im Folgenden geht es uns darum, mit weiteren Analysen zu 
überprüfen, ob und inwiefern dieser Bildungsunterschied 
beim Radfahren auch dann noch besteht, wenn wir diesen 
jeweils in Abhängigkeit der beiden Faktoren Wahlabsicht bzw. 
Wohngegend betrachten. Dazu haben wir das Modell zum 
Radfahren aus Abbildung 2 jeweils mit einen Interaktionsterm 
aus Bildungsstand, Zeittrend und Wahlabsicht bzw. Wohn-
gegend berechnet. Die Ergebnisse haben wir in Abbildung 
4 wieder grafisch mit konditionalen Effektplots dargestellt.
Den Analysen nach, lässt sich selbst innerhalb der Wähler-
schaft der Grünen und innerhalb von Befragten, die in der 
Innenstadt wohnen, ein Bildungsgradient beobachten. Auf 
Basis der Berechnungen erweist sich der Bildungsunterschied 
hier im Zeitverlauf allerdings jeweils als weitgehend kons-
tant. Innerhalb der Wählerschaft der Grünen hat die vorher-
gesagte Wahrscheinlichkeit das Fahrrad zu nutzen bei bei-
den betrachteten Bildungsgruppen zugenommen, allerdings 
auf unterschiedlichen Niveaus. So liegt die vorhergesagte 
Wahrscheinlichkeit bei Befragten mit höherem Bildungsab-
schluss hier über den gesamten Zeitraum im Vergleich stets 
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6–8 Prozentpunkte höher. Interessanterweise lässt sich nun 
für Befragte mit höherer Bildung, die eine andere Partei als die 
Grünen wählen, ein Anstieg der vorhergesagten Wahrschein-
lichkeit beobachten, der in etwa dieselbe Größenordnung hat, 
wenngleich auf einem niedrigeren Niveau.
Mit Blick auf Bildungsunterschiede in der Fahrradnutzung zwi-
schen Befragten, die in der Innenstadt wohnen im Vergleich zu 
Befragten, die in einem Vorort wohnen, ergibt sich ein nahezu 
identisches Bild. In der Innenstadt fahren sowohl Befragte mit 
als auch ohne Abitur im Zeitverlauf immer häufiger Rad. Aber 
selbst in der Innenstadt ist der Bildungsunterschied im Zeit-
verlauf weitgehend konstant geblieben. Der ausgeprägteste 
Anstieg der Nutzungshäufigkeit des Fahrrads ist im Vergleich 
bei Befragten mit höherer Bildung, die in Vororten wohnen, 
zu beobachten. Hier hat die Nutzungshäufigkeit sogar stärker 
zugenommen als bei Befragten aus dem Innenstadtbereich, 
wenngleich weiterhin starke Niveauunterschiede bestehen.

Fazit

Was lässt sich nun in der Zusammenschau sagen? Unsere Ana-
lysen auf Basis kommunaler Umfragedaten im Längsschnitt 
zeigen erstens, dass in Münster in den letzten zwanzig Jahren 
die Mehrheit der Befragten im Straßenverkehr überwiegend 
das Rad genutzt hat, dieser Anteil aber gerade in den letz-
ten zwei Jahren weiter zugenommen hat. Mehrheitspolitisch 
betrachtet ist damit die Förderung des Radverkehrs seitens 
der Kommunalpolitik ein legitimes Unterfangen, das keine 

Partikularinteressen bedient, sondern dem Großteil der Stadt-
bevölkerung in ihrem Alltag zu Gute kommt.
Unsere Analysen zeigen zweitens, dass beim Radfahren aller-
dings Gruppenunterschiede bestehen. Befragte mit höherem 
Bildungsabschluss fahren häufiger Rad und zwar unabhängig 
von Jahreszeit, Alter, Wohngegend, Einkommen und grünen 
parteipolitischen Präferenzen. Ein solcher Bildungseffekt hat 
zudem über den beobachteten Zeitraum von fast zwanzig 
Jahren zugenommen. Offensichtlich scheint es in letzter Zeit 
gerade in einer höher gebildeten neuen Mittelklasse den im 
Vergleich am stärksten ausgeprägten Wandel des Mobilitäts-
verhaltens in Richtung Fahrradmobilität zu geben. Unter Be-
zugnahme auf aktuelle soziologische Gegenwartsdiagnosen 
und vorliegende Forschung zu ökologischem Statuskonsum 
lassen sich unsere Analysen dahingehend interpretieren, dass 
Fahrradfahren unter höher gebildeten Bevölkerungsgruppen 
immer mehr zu einer Art Statussymbol geworden ist.
Vermutlich wird die kommunalpolitische Förderung der Rad-
verkehrsinfrastruktur dazu führen, dass Radfahren zu einer in 
der Regel komfortableren, kostengünstigeren und schnelleren 
Verkehrsmittelwahl wird. Ob dies nun aber bedeutet, dass Be-
völkerungsgruppen, für die Autofahren Alltagsroutine ist und 
Symbolcharakter besitzt, dann aus rein rationalen Gründen auf 
das Fahrrad umsteigen, bleibt abzuwarten.

	
1	 Reckwitz (2017, 2019) erwähnt auch eine „Oberklasse“, die durch die 

Superreichen, das oberste ein Prozent (oder weniger) der Gesellschaft 
repräsentiert wird. Diese wollen wir aufgrund der Datenlage im Fol-
genden vernachlässigen.
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Ausgangspunkt

Die Antwort auf die Frage, was getan werden müsste, um 
die Sicherheit in einer Stadt bzw. Gemeinde zu verbessern, 
liegt für viele Kommunen, ebenso wie für ihre Bürgerinnen 
und Bürger, oft klar auf der Hand: mehr Polizeipräsenz. Dies 
zeigte sich auch im Rahmen des Projektes KOMPASS (KOM-
munalProgrAmmSicherheitsSiegel), welches im Jahr 2017 
vom Hessischen Innenministerium (HMdIS) zur Stärkung der 
kommunalen Kriminalprävention initiiert und seitdem von der 
Professur für Kriminologie an der Justus-Liebig-Universität in 
Gießen (JLU) wissenschaftlich begleitet wurde.2 Bis 2023 führte 
die Professur für Kriminologie in insgesamt 54 hessischen 
Städten und Gemeinden repräsentative Bürgerbefragungen 
zum subjektiven Sicherheitsgefühl und zur Lebensqualität 
in den jeweiligen Kommunen durch. Allein im letzten Befra-
gungsdurchgang – mit rund 20.000 Befragten aus 26 Kommu-
nen – forderten 68 % der Bürgerinnen und Bürger mehr Poli-
zeipräsenz zur Verbesserung der Sicherheit in ihrer Stadt bzw. 
Gemeinde. Wie Abbildung 1 zeigt, lag dieser Wunsch damit 
weit vor allen anderen Präventionswünschen der Befragten.
Die Forderung nach mehr Polizeipräsenz zwecks Herstellung 
und Erhaltung von Sicherheit in einer Kommune ist jedoch 
alles andere als neu. Schon in älteren Studien zeigte sich im-
mer wieder ihr immenser Stellenwert bei den Sicherheitsbe-
dürfnissen der Bürgerinnen und Bürger (siehe z. B. Dörmann 
u. Remmers 2000). Gerade angesichts der Zeitlosigkeit dieses 
Wunsches, vor allem nach routinemäßiger Präventivbestrei-
fung durch die Polizei, ist es umso erstaunlicher, dass die 
dahinterstehende Grundsatzfrage, ob und, wenn ja, wie die-
se überhaupt auf das subjektive Sicherheitsgefühl und die 
polizeilich registrierte Kriminalität wirkt, bis heute auf einen 
äußerst prekären Forschungsstand trifft. Die Anzahl fundierter 
Studien in diesem Bereich ist nach wie vor überschaubar – 
selbst international. Damit angesprochen sind randomisierte 
Kontrollstudien [engl.: randomized controlled trials; RCT (Frie-
de et al. 2023)], welche nicht ohne Grund disziplinübergreifend 
als „Goldstandard“ (Friede et al. 2023: 1) bezeichnet werden 
(siehe z. B. Kabisch et al. 2011 für die Medizin oder Perry et 
al. 2023 für die Kriminologie). Und dennoch genießt diese 
Kategorie an Studien bei der Frage nach dem Einfluss von 
Polizeipräsenz – insbesondere in ihrer Grundform, der routi-
nemäßigen Präventivbestreifung – nach wie vor Seltenheits-
wert. Wie aus einer systematischen Übersichtsarbeit von Dau 
et al. (2021) in Bezug auf die Forschungslage zur Effektivität 
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Sicherheit & Sicherheitsgefühl in Kassel
Eine randomisierte Kontrollstudie

Die Frage nach dem Einfluss von Polizeipräsenz auf das subjektive 
Sicherheitsgefühl und die polizeilich registrierte Kriminalitätslage 
fristete in der deutschen Kriminologie bislang ein Schattendasein. 
Fundierte Untersuchungen hierzu sucht man vergeblich. Der vor-
liegende Beitrag berichtet von der ersten randomisierten Kont-
rollstudie in Deutschland, die den Einfluss von Polizeipräsenz auf 
das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger, die berichtete 
Opferwerdung und die polizeilich registrierte Kriminalitätslage 
untersucht.1 Der Fokus liegt dabei auf dem methodischen Vor-
gehen, insbesondere der durchgeführten Panelbefragung, die 
die Stadt Kassel zusammen mit dem Projektleiter der Universität 
Gießen zur Erfassung des subjektiven Sicherheitsgefühls durch-
führte. Teile dieses Beitrags sowie die Ergebnisse des Experiments 
selbst werden in diesem Jahr bei Pfeiffer (vsl. 2024) erscheinen.
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Abb. 1 Präventionswünsche der Befragten des letzten KOMPASS-Befragungsdurchgangs (n = 18.456) durch die Professur für Krimino-
logie an der JLU Gießen/Mehrfachauswahl möglich

von Polizeipräsenz hervorgeht, kam es seit der Pionierstudie 
von Kelling et al. (1974a) – dem „Kansas City Preventive Patrol 
Experiment“ – bis in das aktuelle Jahrzehnt hinein weltweit 
nur zu 12 weiteren randomisierten Kontrollstudien zum Ein-
fluss von Polizeipräsenz (Dau et al. 2021). Deren Wirkung auf 
das subjektive Sicherheitsgefühl nahmen nach Zählung der 
Autorinnen und Autoren insgesamt sogar nur 6 Forschungsar-
beiten – darunter abermals das „Kansas City Preventive Patrol 
Experiment“ von Kelling et al. (1974a) – gezielt in den Blick, 
wobei sich diese Zahl auch auf andere Untersuchungsdesigns 
und nicht nur auf randomisierte kontrollierte Studien bezieht 
(Dau et al. 2021). So nachvollziehbar etwaige Gründe gegen 
die Durchführung einer randomisierten kontrollierten Studie 
angesichts ihres hohen Anspruchs und der Herausforderun-
gen, die sie mit sich bringen, aber auch sein mögen (siehe 
hierzu u. a. Brettel 2022; Friede et al. 2023), so wenig ändern sie 
etwas an der Tatsache, dass nur dieses Untersuchungsdesign 
eine fundierte Antwort auf die Frage nach dem Einfluss von 
Polizeipräsenz auf das subjektive Sicherheitsgefühl und die 
Kriminalitätslage zu geben vermag (Reuband 2000).
Zusätzliche Brisanz erhält der Mangel an fundierten Unter-
suchungen aufgrund der mitunter stark divergierenden For-
schungsergebnisse, die die wenigen bisher existierenden 
Studien speziell zum Einfluss von Polizeipräsenz auf das sub-
jektive Sicherheitsgefühl zu Tage förderten. Während etwa 
Kelling et al. (1974a) infolge ihres Experiments keine Verän-
derungen beim subjektiven Sicherheitsgefühl der Bürgerin-
nen und Bürger in Kansas City messen konnten (Kelling et 
al. 1974a), stellten Hinkle u. Weisburd (2008) sogar fest, dass 
Polizeipräsenz unter Umständen gerade nicht die wohl von 

vielen erhoffte Verbesserung des Sicherheitsgefühls mit sich 
bringt, sondern im schlimmsten Fall zum genauen Gegenteil, 
d. h. zu einer Abnahme des Sicherheitsgefühls bzw. Steigerung 
der Kriminalitätsfurcht führen kann (Hinkle u. Weisburd 2008). 
Insofern birgt ein Mangel an Untersuchungen in der Wirkungs-
forschung immer auch die Gefahr, dass eine vermeintliche 
„Präventionsmaßnahme“ am Ende das hervorruft, was eigent-
lich mit ihr verhindert werden soll (Borovec et al. 2021).
Der Blick auf Deutschland zeigt indes, dass die Forschungs-
lage hierzulande nicht nur prekär, sondern nach unseren Er-
kenntnissen desolat ist. Randomisierte Kontrollstudien zum 
Einfluss von Polizeipräsenz auf das subjektive Sicherheitsge-
fühl und die polizeilich registrierte Kriminalitätslage sind in 
der Bundesrepublik nicht bloß Mangelware. Sie sind (bzw. 
waren) schlichtweg nicht existent (so schon Reuband 2000). 
Wurden Forscherinnen und Forscher bislang mit Fragen zur 
Wirkung polizeilicher Präsenz hierzulande konfrontiert, blieb 
ihnen neben bloßen Annahmen, methodisch fragwürdigen 
Forschungsansätzen oder simplem Schulterzucken letztlich 
nur der Blick ins Ausland. Dabei dürfte die bloße Übertragung 
solcher Erkenntnisse aufgrund der oftmals völlig anderen 
Struktur und Funktionsweise des jeweiligen Polizeiapparats 
(z. B. in den USA) nicht minder problematisch sein als die oben 
beschriebene Gefahr gänzlich fehlender Wirkungsforschung.
Angesichts dieser immensen Forschungslücke und mit Blick 
auf den fortwährend – nicht nur im Rahmen von KOMPASS 
– von vielen Kommunen und der Bevölkerung geäußerten 
Wunsch nach mehr Polizeipräsenz entstand im nordhessi-
schen Kassel eine bislang einmalige Kooperation. Auf Initiative 
des späteren Projektleiters und Mitverfassers des vorliegenden 
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Beitrags (Pfeiffer) entschieden sich die Stadt Kassel und die 
Polizei in Nordhessen mit Genehmigung des HMdIS/Landes-
polizeipräsidiums (LPP), den Einfluss von Polizeipräsenz auf 
das subjektive Sicherheitsgefühl, die polizeilich registrierte Kri-
minalitätslage sowie weitere Variablen im Rahmen der ersten 
randomisierten Kontrollstudie in Deutschland zu untersuchen.

Ablauf der randomisierten Kontrollstudie

Naturgemäß erforderte die Durchführung der randomisierten 
Kontrollstudie eine umfangreiche Planung sowie eine enge 
Abstimmung zwischen den Projektbeteiligten. Abbildung 2 
skizziert den generellen Ablauf des Vorhabens.
Um saisonale Schwankungen beim subjektiven Sicherheitsge-
fühl und dem Kriminalitätsgeschehen bei der Vorher-Nachher-
Analyse zu neutralisieren, wurde der Untersuchungszeitraum 
auf ein Jahr festgelegt, wobei die Interventionsphase am 
01.09.2022 begann und am 31.08.2023 endete.
Da durch die gleichzeitige Betrachtung des subjektiven Sicher-
heitsgefühls und der polizeilich registrierten Kriminalität eine 
Vielzahl von Informationen bei der Stadt Kassel auf der einen 
Seite und der Polizei auf der anderen Seite für die Analyse 
herangezogen wurden, durfte zwischen den verschiedenen 
Datenbeständen der beteiligten Akteure keine Verbindung 
entstehen, die die Re-Identifikation von Einzelpersonen oder 
-sachverhalten möglich gemacht hätte. Hier fungierte die 
Projektleitung in Gießen als Schnittstelle, an der die für die 
Analyse relevanten Informationen in datenschutzkonformer 
Weise zusammenliefen und ausgewertet wurden.3

Forschungsfrage

Mit Blick auf die bestehende Forschungslücke wird im Rah-
men des vorliegenden Projekts in erster Linie untersucht, 
welchen Einfluss Polizeipräsenz hierzulande auf das subjek-
tive Sicherheitsgefühl (und weitere kriminalitätsbezogene 

Abb. 2 Ablauf der randomisierten Kontrollstudie in Kassel

Einstellungen), die polizeilich registrierte Kriminalität sowie 
die berichtete Opferwerdung hat. Der Umstand, dass mit dem 
Experiment gleich mehrere Variablen – mit individuellen He-
rausforderungen bei der Erfassung – in den Blick genommen 
werden, hatte großen Einfluss auf die Planung der gesamten 
Untersuchung, da diese alle Variablen gleichermaßen berück-
sichtigen musste.4

Festlegung des Treatments

So eindeutig der Begriff der „Polizeipräsenz“ auf den ersten 
Blick zu sein scheint, so vielfältig sind deren Erscheinungsfor-
men.5 Unabhängig von ihrer Kategorisierung, etwa anhand 
der Vorgehensweise (z. B. beim Hot-Spot-, Community- oder 
Zero-Tolerance-Policing)6 oder mit Blick auf die Ausrüstung 
(Grundausstattung, mit Polizeihund, stärkerer Bewaffnung 
etc.)  oder die Fortbewegung der Beamtinnen und Beamten 
(motorisiert, zu Fuß, Pferd usw.), sollte in diesem Zusammen-
hang vor allen Dingen bedacht werden, dass Polizeipräsenz 
je nach Erscheinungsform anders auf die Wahrnehmenden 
wirkt und somit grundsätzlich andere Effekte z.B. in Bezug auf 
das Sicherheitsgefühl zu erwarten sind (Borovec et al. 2021). 
Insofern müssen die unterschiedlichen Formen polizeilicher 
Präsenz bei der Planung einer randomisierten Kontrollstudie 
a priori als unterschiedlich wirkende Treatments betrachtet 
werden.
Angesichts dessen stellte sich auch beim vorliegenden For-
schungsvorhaben die Frage, welche Präsenzform in Bezug 
auf ihren Einfluss auf das Sicherheitsgefühl und die polizeilich 
registrierte Kriminalitätslage getestet werden sollte. Da in 
Deutschland bislang keine Form polizeilicher Präsenz rando-
misiert kontrolliert überprüft wurde, wurde für die vorliegende 
Studie die wohl „grundsätzlichste“ Form polizeilichen Auftre-
tens gewählt: die routinemäßige, präventive (d.h. anlasslose) 
Bestreifung zu Fuß. Geleitet wurde diese Entscheidung von 
dem Ziel, zunächst grundlegend klären zu wollen, wie die 
Präsenz von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten auf die 
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Bürgerinnen und Bürger sowie das Kriminalitätsgeschehen an 
dem jeweiligen Ort wirkt, anstatt mit der Überprüfung spezi-
fischerer Formen polizeilichen Auftretens (Hot-Spot-Policing, 
Community-Policing etc.) den zweiten vor dem ersten Schritt 
zu tun. Darüber hinaus handelt es sich bei der routinemäßigen 
Präventivbestreifung zu Fuß durch die Polizei an unterschied-
lichen Orten wie Wohngebieten, öffentlichen Plätzen oder als 
unsicher empfundenen Orten um diejenige Präsenzform, die 
sich Kommunen ebenso wie Bürgerinnen und Bürger am meis-
ten wünschen (Bannenberg u. Pfeiffer 2023; Pfeiffer vsl. 2024).
Die für das Treatment notwendigen Kräfte wurden vom Poli-
zeipräsidium Nordhessen (genauer der Polizeidirektion Kas-
sel) sowie der IV. Bereitschaftspolizeiabteilung (heute: Bereit-
schaftspolizei Direktion Nord) zur Verfügung gestellt.7 Für die 
einjährige Dauer des Projektes leisteten drei Doppelstreifen 
(eine Doppelstreife = zwei Beamtinnen / Beamte) an drei Ta-
gen pro Woche präventive Polizeipräsenz im Untersuchungs-
gebiet. Dieses galt es als Nächstes festzulegen.

Festlegung des Untersuchungsgebiets

Hierfür erfolgte über eine GIS-Software zunächst eine Ein-
teilung des Kasseler Stadtgebiets in ein Gitterzellennetz. Als 
Grundlage diente das so genannte „Europäische Einheitsgrid“. 
Dieses wurde der Statistikstelle Kassel vom Polizeipräsidium 
Nordhessen als Shapedatei in unterschiedlichen Gitterzel-
lengrößen zur Verfügung gestellt (250 x 250 Meter, 500 x 500 
Meter sowie 1.000 x 1.000 Meter).
Nach Würdigung der Vor- und Nachteile8 der verschiedenen 
Zellengrößen fiel die Wahl auf die feinste Variante (250 x 250 
Meter), da diese einen bestmöglichen Kompromiss hinsichtlich 
folgender Parameter bietet:
-	 eine ausreichende Zahl von Gitterzellen als Grundlage für 

die Festlegung der Untersuchungsgebiete,
-	 eine nicht zu hohe Befragungsgrundgesamtheit je Gitter-

zelle, sowie
-	 eine handhabbare Flächengröße für die anvisierte Polizei-

bestreifung.

Insgesamt bilden 1.706 Zellen das Stadtgebiet der Stadt Kassel 
ab (inklusive unbewohnten Wald- und Wiesenflächen).
Im nächsten Schritt stellte sich der Statistikstelle die Aufgabe, 
die Bevölkerungszahl je Gitterzelle zu ermitteln. Zu diesem 
Zweck wurde ein Melderegisterabzug auf Ebene der Adressen 
der Kasseler Wohngebäude herangezogen, wobei ausschließ-
lich auf die Bevölkerung mit Hauptwohnsitz sowie ab einem 
Alter von 14 Jahren – als Grundgesamtheit für die Befragung 
– gefiltert wurde. Anschließend wurden die um die Einwoh-
nerzahl angereicherten Adressen in das GIS-Projekt importiert 
und mit den 250m-Gitterzellen geometrisch verschnitten, um 
die Einwohnerzahl je Gitterzelle zu ermitteln. Als Ergebnis 
dieser Verschneidung ergab sich, dass im Stadtgebiet ins-
gesamt 953 Gitterzellen mit mindestens einem Einwohner 
vorzufinden sind. 
Um eine hinreichende Befragungsbasis je Gitterzelle zu haben, 
bestand der nächste Schritt darin, nur diejenigen Zellen zu se-
lektieren, die eine gewisse Mindest-Einwohnerzahl aufweisen. 
In einem iterativen Vorgehen stellte sich dabei eine Bevölke-

rungsgröße von mindestens 450 Personen (mit Hauptwohnsitz, 
ab 14 Jahren) als optimaler Schwellenwert heraus, der zum ei-
nen eine ausreichende Befragungsgesamtheit ermöglicht, zum 
anderen aber auch eine genügende Anzahl an Zellen für die 
folgende Ziehung der Untersuchungszellen beibehält. Durch 
diesen Prozessschritt konnte die Gesamtmenge der 953 be-
wohnten Zellen auf eine Teilmenge von 102 Zellen eingegrenzt 
werden, in denen insgesamt 60.923 Personen mit einem Alter 
von mindestens 14 Jahren mit Hauptwohnsitz gemeldet waren.

Zufallsauswahl der Untersuchungseinheiten

Allerdings sollten aus Kosten- und forschungsökonomischen 
Gründen nicht sämtliche infrage kommenden Gitterzellen in 
das Projekt einbezogen werden, was aus methodischer Sicht 
aber ohnehin nicht nötig war. Der nächste Schritt bestand 
also darin, die 102 Zellen weiter zu reduzieren. Hierzu wurden 
a priori die folgenden Rahmenbedingungen zur Anzahl und 
Auswahl der Untersuchungsgebiete festgelegt:
-	 Als Ziel wurde ausgegeben, dass insgesamt 20 Interven-

tions- sowie 20 Kontrollzellen betrachtet werden sollten, 
sodass aus den 102 Zellen insgesamt 40 Zellen auszuwäh-
len waren.

-	 Zur Vermeidung von Spill-Over-Effekten (Gerber u. Green 
2012) sollte ausgeschlossen sein, dass Interventionszellen 
direkt oder diagonal zueinander benachbart sind. Somit 
wurde eine Pufferzone von einer Zelle um jede bereits 
ausgewählte Interventions-Gitterzelle gelegt (siehe Abb. 
3, links).

-	 Für Kontrollzellen wurde diese Einschränkung etwas gelo-
ckert: Für diesen Typ wurden zumindest diagonale Nach-
barschaftsbeziehungen zugelassen, nicht jedoch direkte 
(siehe Abb. 3, rechts).

Abb. 3 Ziehen der Auswahlzellen – Pufferzonen

-	 Hingegen nicht als Auswahlkriterium herangezogen wur-
de die objektive Kriminalitätsbelastung in den Gitterzel-
len, da sich ansonsten etliche direkte Nachbarschaftsbe-
ziehungen ergeben hätten. Dies liegt darin begründet, 
dass Gebiete mit einer besonders hohen Kriminalitäts-
belastung nur auf einige wenige „Hotspots“ im Kasseler 
Stadtgebiet konzentriert sind (siehe Abb. 4).9
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Zur Berücksichtigung dieser Rahmenbedingungen kam für 
die Rasterzellen eine Stichprobenziehung nach dem Modus 
„Ziehen ohne Zurücklegen“ zum Einsatz, wobei sich dieser 
Grundsatz (wie bereits oben skizziert) immer auch auf die be-
nachbarten Zellen erstreckte. Auf diese Weise wurden zufällig 
40 Rasterzellen nach den oben genannten Kriterien selektiert 
und schließlich ebenso zufällig in 20 Interventions- sowie 20 
Kontrollzellen eingeteilt. Die Säulendarstellung in der rechten 
Hälfte von Abbildung 5 gibt zugleich einen Eindruck, wie sich 
das Kriterium der Mindesteinwohnerzahl von 450 Personen für 
die Zufallswahl der Rasterzellen auf deren Einwohnerdichte 
auswirkte.
Die zufallsbasierte Stichprobenziehung wurden vom Pro-
jektleiter an der JLU Gießen vorgenommen und die dadurch 
ermittelten 40 Gitterzellen-ID’s von diesem anschließend zur 
weiteren Bearbeitung an die Statistikstelle Kassel übermittelt. 
Später wurde das bereits oben beschriebene Treatment in den 
Rasterzellen der Interventionsgruppe eingesetzt. Abbildung 6 

Abb. 4 Schematische Darstellung eines Kriminalitätshotspots 
im Gitterzellennetz

Abb. 5 Untersuchungsgebiet mit zufällig ausgewählten Rasterzellen nach randomisierter Einteilung in Interventions- (blau) und Kon
trollzellen (grün); die beiden Einzelgrafiken wurden in zusammengefügter Form von Pfeiffer (vsl. 2024) übernommen.

Abb. 6 Umfang des Treatments in den 20 Interventionszellen im 
Vergleich zu den 20 Kontrollzellen (Pfeiffer vsl. 2024)

veranschaulicht den personellen und zeitlichen Umfang der 
Intervention, wie sie in jeder der 20 Interventionszellen im 
Vergleich zu den 20 Kontrollzellen stattfand.
Dank der ausführlichen Dokumentation durch die Beamtinnen 
und Beamten der Präventivstreifen mithilfe standardisierter Sta-
tistikberichte, die nicht nur eine Übersicht über die stets rando-
misierte Reihenfolge der aufzusuchenden Rasterzellen enthielt, 
sondern vor allem auch dem Eintragen der entsprechenden 
Ankunfts-, Aufenthalts- und Abfahrtszeiten diente, konnte am 
Ende genauestens nachvollzogen und bestätigt werden, dass 
alle Rasterzellen gleichermaßen dem Treatment unterzogen 
wurden. Diese Statistikberichte stellen allerdings nur eines von 
mehreren studienbegleitenden Erhebungsverfahren dar.

Begleitende Erhebungs- und 
Auswertungsverfahren

Im Rahmen der randomisierten Kontrollstudie kamen verschie-
dene Erhebungsverfahren zum Einsatz. Das subjektive Sicher-
heitsgefühl, Viktimisierungserfahrungen sowie weitere krimi-
nalitätsbezogene Einstellungen der Befragten wurden über 
eine zufallsbasierte Panelbefragung in zwei Wellen erfasst. 
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Die Kriminalitätslage wurde anhand der POLAS-Datenbank 
der hessischen Polizei ermittelt und einem Vorher-Nachher-
Vergleich unterzogen.10 Dabei wurden sowohl Veränderungen 
im Hinblick auf die Gesamtkriminalität als auch in Bezug auf 
einzelne Straftatengruppen (z. B. Rohheitsdelikte, Eigentums
kriminalität oder Drogendelikte) untersucht. Ferner wurden 
treatmentbezogene Faktoren (wie etwa die Eindrücke und 
Erfahrungen der Beamtinnen und Beamten der Präventivstrei-
fen) mittels schriftlichem Experteninterview sowie offenen, 
nicht-systematischen teilnehmenden Beobachtungen durch 
den Projektleiter in den Blick genommen.
Bei der Auswertung der Pretest-Posttest-Erhebungen im 
Rahmen des Panels sowie der Vorher-Nachher-Analyse der 
polizeilich registrierten Kriminalität wurde angesichts der mit-
unter weitreichenden Konsequenzen, die je nach Ergebnis für 
die Polizei und damit auch für die Bürgerinnen und Bürger 
zu erwarten sind, ein strenger Maßstab angelegt.11 Zunächst 
wurden die zumeist ordinalskalierten Variablen nicht – wie so 
oft üblich – schlichtweg als intervallskalierte Variablen behan-

delt und mittels einer Varianzanalyse mit Messwiederholung 
analysiert, sondern mit zwei getrennten, speziell für ordinal
skalierte Items entwickelten mathematischen Modellen (d.h. 
nicht-parametrischen Methoden) unter Verwendung von zwei 
verschiedenen Statistikprogrammen (R und SPSS) untersucht. 
Während in R der Datensatz mittels modifizierter Brunner-
Langer-Tests (Brunner u. Langer 1999) analysiert wurde, ge-
schah dies in SPSS nach dem KWF-Verfahren (Lüpsen 2018).12

Besonderheiten der Panelbefragung

Die durchgeführte und zwei Wellen umfassende Panelbefra-
gung stellte eine zentrale Säule in der randomisierten Kon
trollstudie dar. Ihre Besonderheiten, die sich nicht zuletzt 
durch das arbeitsteilige Zusammenwirken der Projektleitung 
und der Stadt Kassel ergaben, sollen im Folgenden nähere Be-
trachtung finden. Abbildung 7 zeigt zunächst den Prozessab-
lauf bei der Panelbefragung.

Abb. 7 Prozessablauf des Befragungsprojektes
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Ermittlung der Befragungsgesamtheit

Zum Zeitpunkt der Ermittlung der Befragungsgesamtheit wa-
ren laut Melderegisterabzug in den zufällig gezogenen (40) 
Rasterzellen insgesamt 23.566 Personen ab 14 Jahren gemel-
det. Um die Anschriftenbasis für die Befragung vorzubereiten, 
ließ sich die Statistikstelle im nächsten Schritt vom städtischen 
Meldeamt die Anschriftendaten der in diesen Gitterzellen 
gemeldeten Personen übermitteln. Hierzu erfolgte im Vor-
feld die Übermittlung einer entsprechenden Adressenliste 
an das Meldeamt. Die an die Statistikstelle zurückgemeldete 
Anschriftenliste zu diesen Adressen enthielt jedoch eine leicht 
geringere Anzahl an Personen (22.494), als es der Melderegis-
terabzug vermuten ließ. Dies lag neben einem abweichenden 
Stichtag vor allem darin begründet, dass das Meldeamt die 
üblichen Filter zum Ausschluss von Personen mit Sperre im 
Melderegister angewendet hatte. Das hatte zur Folge, dass 
einzelne der 40 Gitterzellen nun etwas weniger Personen als 
die ursprünglich festgelegte Untergrenze von 450 Personen 
aufwiesen. Dabei handelte es sich um solche Zellen, die vor 
dem Anlegen der Sperrenausschlüsse nur knapp über dem 
Schwellenwert von 450 Personen lagen.
Im Rahmen der Definition der Untersuchungsgebiete wurde 
zwar wie erwähnt eine Untergrenze (mindestens 450 Perso-
nen – vor Sperrenausschlüssen) festgelegt, nicht jedoch eine 
Obergrenze an Personen. Daraus ergaben sich teils deutliche 
Unterschiede in der Einwohnerzahl der 40 Zellen (Spannweite 
von 432 bis 1.005 Personen). Um diesen Effekt zu eliminieren 
– und nicht zuletzt auch aus Kostengründen – fiel die Entschei-
dung, in den 40 selektierten Gitterzellen keine Vollerhebung 
durchzuführen, sondern eine Zufallsauswahl von jeweils ca. 
450 Personen in den Gitterzellen vorzuschalten. Durch diesen 
Schritt, der von der Statistikstelle vorgenommen wurde, redu-
zierte sich die Gesamtzahl der anzuschreibenden Personen um 
gut 4.500 auf nunmehr 17.934 Personen.

Durchführung der Befragungswellen

Die rund 18.000 zufällig gezogenen Personen in den 40 zu 
untersuchenden Gitterzellen wurden anschließend ange-
schrieben. Hierzu bat die Statistikstelle das Meldeamt, die 
final eingegrenzte Anschriftenliste an einen Druck- und Ver-
sanddienstleister weiterzureichen. Gleiches galt für das von 
der Stadt Kassel erzeugte Erstanschreiben. 
Die Teilnahme war den zu befragenden Personen sowohl per 
Online-Fragebogen als auch in Papierform möglich:
-	 Der Online-Fragebogen lag auf dem Server des Hoch-

schulrechenzentrums der Uni Gießen. 
-	 Da es sich um ein Push-to-web-Verfahren handelte, muss-

te der Papierfragebogen telefonisch bei der Stadt Kassel 
angefordert werden, die anschließend den Versand vor-
nahm. 

-	 Der Papierrücklauf ging bei der JLU Gießen ein. Dort wur-
den die eingegangenen Papierfragebogen anschließend 
von geschulten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in die 
Online-Fragebogenmaske eingegeben.

Die bereinigte Rücklaufquote der ersten Befragungswelle im 
Jahr 2022 betrug 25,5%. An der zweiten Befragungswelle im 
Jahr 2023 nahmen 15,5% der angeschriebenen Personen teil. 
Da es sich um eine Panelbefragung in zwei Wellen handelte, ist 
auch der Blick auf den kombinierten Panelrücklauf interessant: 
So nahmen immerhin 61,8% der Personen, die schon beim 
ersten Mal geantwortet hatten, auch an der Zweitbefragung 
gut ein Jahr später teil. Bei beiden Erhebungswellen kam zu-
sätzlich ein Erinnerungsschreiben zum Einsatz, welches den 
Rücklauf zu beiden Zeitpunkten entscheidend steigern konnte 
(siehe Abb. 8).
Zur Unterstützung der Rücklaufkontrolle stellte die Statistik-
stelle Kassel dem Projektleiter ein Dossier über die soziode-
mografische Situation in den 40 untersuchten Gitterzellen 

Abb. 8 Ausschnittsweise Darstellung des Rücklaufs aus den beiden Erhebungswellen (Pfeiffer vsl. 2024)
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zusammen. Hierzu flossen neben demografischen Parametern 
wie Geschlecht, Altersstruktur, Migrationshintergrund, Haus-
haltsgröße und Wohndauer auch sozioökonomische Indikato-
ren wie Arbeitslosigkeit und Transferleistungen ein. 
Die betrachteten demografischen Einzeldaten konnten auf 
die Gitterzellen aggregiert werden, da sie im Ursprung auf 
Gebäudeebene vorlagen. Dies traf leider nicht auf die Arbeits-
losigkeits- und Transferleistungsdaten zu, die größtenteils 
nicht als Einzeldaten, sondern nur aggregiert auf Ebene der 
BA-Bezirke vorlagen. Diese mussten anhand der spezifischen 
Bevölkerungsanteile auf die Gitterzellen umgerechnet werden.

Inhalte der Befragung

Bei dem eingesetzten Erhebungsinstrument zur Erfassung 
des subjektiven Sicherheitsgefühls, entsprechender Einfluss-
faktoren sowie weiterer kriminalitätsbezogener Einstellungen 
handelt es sich um einen schriftlichen Fragebogen, welcher 
in fünf Themenkomplexe gegliedert war:
-	 Teil A – Allgemeine Angaben zur Person
-	 Teil B – Persönliches Sicherheitsgefühl
-	 Teil C – Einschätzungen zur eigenen Wohngegend
-	 Teil D – Wahrnehmung der Polizei und ihrer Arbeit
-	 Teil E – Prävention

Die Vorlage für das Grundgerüst des Fragebogens bildete das 
Erhebungsinstrument, das im Rahmen der BKA-Studie „Si-
cherheit und Kriminalität in Deutschland“ (SKiD) zum Einsatz 
kam (Birkel et al. 2022).13 Erweitert wurde das Instrument um 
Fragen zur Messung des lokalen Sozialkapitals, wie sie von 

Oberwittler (2016) sowie später von Starcke (2019) eingesetzt 
wurden. Außerdem wurden Itembatterien aus dem Kansas-
City-Experiment (Kelling 1974b) sowie vom Projektleiter ent-
wickelte Fragen eingearbeitet. Der Fragebogen wurde vorab 
im Rahmen eines Pretests überprüft.

Herausforderungen

Wie Abbildung 2 sowie Abbildung 7 anschaulich aufgezeigt 
haben, umfasste allein der Befragungsteil des Gesamtprojek-
tes nicht nur eine Vielzahl an Prozessschritten, sondern auch 
eine ganze Reihe von Projektpartnern und weiteren Akteuren. 
Angesichts dieser organisatorischen Komplexität ist es wenig 
erstaunlich, dass sich im Verlauf einige Herausforderungen 
stellten. Diese können in vier Kategorien eingeteilt werden, 
welche in Abbildung 9 zu sehen sind.

Datenschutz

Wie wohl bei jedem Befragungsprojekt, das Bürgerinnen und 
Bürger als Zielgruppe anspricht, mussten diverse datenschutz-
rechtliche Fragen geklärt werden. Dies umfasste eine Kom-
munikation mit den Datenschutzbeauftragten sowohl der 
Stadt Kassel als auch der Universität Gießen, sowie – schon 
im Rahmen von KOMPASS – mit dem Hessischen Landesda-
tenschutzbeauftragten. Unter anderem weil auch ein exter-
ner Dienstleister in die Befragung eingebunden war, wurde 
datenschutzseitig als Auflage definiert, einen Eintrag in das 
Verarbeitungsverzeichnis gemäß DS-GVO anzulegen.

Abb. 9 Herausforderungen im Projektverlauf
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Die gleichzeitige Betrachtung mehrerer Variablen (Sicher-
heitsgefühl und Kriminalitätslage) mithilfe unterschiedlicher 
Informationsquellen und Datenbanken hatte zudem unmit-
telbaren Einfluss auf den Inhalt der Befragung. Auch wenn 
die Datensätze von Beginn an strikt voneinander getrennt 
wurden, wurde bei der Konzeption des Fragebogens zusätzlich 
darauf geachtet, dass beispielsweise Opfer einer Straftat, die 
sich gegen die Anzeige einer erlebten Straftat entschieden 
haben, nicht mit den zur Verfügung stehenden Informationen 
– aufgrund des Strafverfolgungszwangs der Polizei – gegen 
ihren Willen ermittelt werden können.

Spannungsverhältnis

Was sich als durchaus anspruchsvoll zeigte und im Falle eines 
möglichen Misserfolgs projektgefährdend hätte auswirken 
können, war das Austarieren des öffentlichen Informations-
bedürfnisses auf der einen Seite und der Vermeidung einer 
möglichen Ergebnisverzerrung durch zu frühzeitiges Be-
kanntwerden des Experiments auf der anderen Seite. Die in 
den Untersuchungsgebieten lebende Bevölkerung sollte die 
zusätzliche Polizeibestreifung und die Intention der beglei-
tenden Befragung möglichst unvoreingenommen und ohne 
vorherige Beeinflussung wahrnehmen. Deshalb durfte initial 
nicht vollends bzw. proaktiv „mit offenen Karten“ gespielt wer-
den. Vielmehr mussten das Wording für die Polizei und die 
Pressemitteilung derart behutsam formuliert werden, sodass 
die Bevölkerung einerseits auf die bevorstehende Befragung 
aufmerksam gemacht wurde, andererseits aber nicht bereits 
direkt darauf vorbereitet werden sollte, dass es im Rahmen des 
Projektes eine zusätzliche Polizeibestreifung im Wohnumfeld 
geben würde und dass diese als Messgröße für das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung dienen sollte. In diesem 
Zusammenhang diente das „Newark Foot Patrol Experiment“ 
von Kelling et al. (1981) als mahnendes Beispiel für die fatalen 
Folgen, die ein frühzeitiges Bekanntwerden der Experimental-
bedingungen für den Erfolg einer randomisierten Kontroll-
studie haben und sogar bis zur (teilweisen) Unbrauchbarkeit 
der Ergebnisse und Zerstörung der vorherigen Bemühungen 
führen kann.

Externe „Störfaktoren“

Ein derartiges Befragungsprojekt vollzieht sich selbstverständ-
lich nicht in einer autarken Umgebung, sondern ist in ein Um-
feld mit einer Vielzahl von exogenen Einflüssen eingebettet, 
die Rückwirkungen auf die Messergebnisse haben können. 
Parallel zur ersten Befragungswelle im Jahr 2022 fand zum 
Beispiel die 15. Ausgabe der alle 5 Jahre stattfindenden welt-
größten Gegenwartskunst-Ausstellung „documenta“ statt. 
Die documenta-Monate bedeuten für die Stadt Kassel stets 
eine gewisse „Ausnahmesituation“, da in diesem Zeitraum die 
Stadtgesellschaft durch ein internationales Kunstpublikum 
temporär bereichert wird, was sich auch deutlich im öffent-
lichen Stadtraum durch entsprechende Besuchergruppen 
wahrnehmen lässt. Zur documenta gehören stets auch flan-
kierende organisatorische Maßnahmen wie natürlich auch ein 

Sicherheitskonzept mit ggf. einer anderen Wahrnehmung von 
Polizeipräsenz im öffentlichen Raum.
Ein weiterer Einflussfaktor für die erste Befragungswelle war 
sicherlich auch die zeitgleich stattfindende Erhebung des Zen-
sus 2022, sodass manche Bürgerinnen und Bürger in kurzer 
Zeit neben den Zensus-Befragungen auch mit der Sicherheits-
befragung konfrontiert wurden.
Die zweite Welle im Jahr 2023 war davon geprägt, dass zeit-
gleich der Wahlkampf für die Wahl des Oberbürgermeisters/
der Oberbürgermeisterin in Kassel stattfand. Diese ging einher 
mit einer intensiven Berichterstattung in den lokalen Medien. 
Allerdings konnten bei der zweiten Welle keine Einflüsse durch 
diesen oder andere Effekte festgestellt werden.

Weitere Herausforderungen

Aufgrund der schon mehrfach erwähnten Komplexität des 
Gesamtprojekts ergaben sich eine Vielzahl an weiteren grö-
ßeren und kleineren Herausforderungen, die Einfluss auf den 
Projektverlauf hatten:
-	 Dazu gehörte sicherlich die initiale Suche nach geeigneten 

Projektpartnern durch den späteren Projektleiter.
-	 Durchaus nicht trivial gestaltete sich auch die Festlegung 

der geografischen Untersuchungseinheiten. Es wurden 
verschiedene Lösungen diskutiert, z.B . deutlich größe-
re Gitterzellen als die letztendlich gewählte Zellengröße 
von 250 x 250 Metern. Letztendlich gab in dieser Frage 
die Handhabbarkeit bei der Bestreifung in Kombinati-
on mit einer hinreichenden Auswahlmöglichkeit an zu 
untersuchenden Zellen und einer ausreichend großen 
Befragungsgesamtheit den Ausschlag.

-	 Durch den Experimentalcharakter des Projektes spielte 
auch die Aufrechterhaltung des Treatments eine Rolle, 
gerade in Anbetracht des langen Projektzeitraums.

-	 Was auch nicht zu vernachlässigen ist, war die Aufrechter-
haltung der Motivation der teilnehmenden Polizistinnen 
und Polizisten, die über einen langen Zeitraum einer für 
sie eher ungewohnten Tätigkeit nachgingen und im Zu-
sammenhang mit dem Projekt auch recht ausführlichen 
Dokumentationspflichten nachkommen mussten.

-	 Nicht zuletzt stellte sich die Herausforderung, dass die 
Verstärkung der Polizeipräsenz in immer denselben Stadt-
bereichen dazu führte, dass dort Straftaten ins Hellfeld 
der Polizei gelangen, die andernfalls im sogenannten 
„Dunkelfeld“ geblieben wären. Somit ergab sich durch 
das Projekt die Gefahr einer rückgreifenden Beeinflussung 
der polizeilich registrierten Kriminalitätslage in den betrof-
fenen Stadtvierteln im Sinne des „Lüchow-Dannenberg-
Syndrom[s]“ (Seidensticker 2022). Dieses Risiko konnte 
durch entsprechende Vorkehrungen bei der Erfassung 
jedoch beseitigt werden.

Ausblick

Nach dem erfolgreichen Abschluss der Interventionsphase 
steht zur Stunde die weitere Analyse der erhobenen Daten an. 
Doch ganz gleich, welche Ergebnisse die erste randomisierte 
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Kontrollstudie in Deutschland zum Einfluss von Polizeipräsenz 
auf das Sicherheitsgefühl und die polizeilich registrierte Kri-
minalitätslage auch zu Tage fördert, am Ende wird das sprich-
wörtliche Schulterzucken bei der Beantwortung dieser grund-
legenden Frage auch hierzulande endlich Geschichte sein.

	
1	 Der vorliegenden Studie ging eine intensive Recherche der natio-

nalen und internationalen Literatur zum Forschungsgegenstand 
voraus. Detailliert werden deren Ergebnisse bei Pfeiffer (vsl. 2024) 
nachzulesen sein.

2	 Für weitere Informationen siehe den Leitfaden KOMmunalPro-
grAmmSicherheitsSiegel (Auflage 10/23) des HMdIS unter https://
innen.hessen.de/sites/innen.hessen.de/files/2023-11/hmdis_kom-
pass-leitfaden_091023.pdf (letzter Zugriff: 02.12.2023).

3	 Zum Thema Datenschutz siehe den Abschnitt Herausforderungen.
4	 Dies betraf vor allem die Festlegung des Untersuchungsgebiets (siehe 

hierzu den entsprechenden Abschnitt).
5	 Eine einheitliche Auflistung bzw. Einteilung der verschiedenen 

Erscheinungsformen polizeilicher Präsenz existiert nicht. Da eine 
Auseinandersetzung mit dieser Problematik aber zu weit vom ei-
gentlichen Thema dieses Beitrags wegführen würde, sei in diesem 
Zusammenhang auf Pfeiffer (vsl. 2024) verwiesen, der eine Abgren-
zung vornimmt und sich mit der Thematik ausführlicher beschäftigt.

6	 Siehe mit einer anderen Auflistung z.B. Marais (1992) oder Ratcliffe 
(2023).

7	 An dieser Stelle gilt den „Präventivstreifen“ der Polizeidirektion Kassel, 
namentlich den Schutzfrauen und Schutzmännern vor Ort, ebenso 
wie den Beamtinnen und Beamten der EE41 der Bereitschaftspo-

lizei Direktion Nord größter Dank. Durch ihren zuverlässigen und 
unermüdlichen Einsatz wurde die erfolgreiche Durchführung der 
ersten randomisierten Kontrollstudie in Deutschland überhaupt 
erst möglich. Dieser Dank gilt auch all jenen bei der Stadt Kassel 
und der Polizei, die an der Durchführung des Projektes mit Planung, 
Organisation, Analyse und Unterstützung ebenfalls beteiligt waren 
und zum Gelingen des Projektes beigetragen haben. 

8	 Siehe hierzu auch den Abschnitt „Herausforderungen“.
9	 Hierbei handelt es sich um keine Besonderheit in Kassel, sondern um 

ein grundsätzliches Phänomen bei der geografischen Verteilung von 
Kriminalität in (Groß-)Städten (Herden 2023).

10	 Die Datenanalysesoftware „Gotham“ der Firma Palantir, die von der 
hessischen Polizei unter dem Namen „hessenDATA“ betrieben wird und 
für die mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 16.02.2023 
(Az.: 1 BvR 1547/19, 1 BvR 2634/20) ein enger Anwendungsbereich gilt, 
kam im vorliegenden Projekt zu keiner Zeit zum Einsatz. 

11	 Im Zusammenhang mit der Analyse ist die fundamentale Rolle von 
Herrn Dr. Gerrit Eichner vom mathematischen Institut der JLU Gießen 
hervorzuheben, der das Projekt durch seine exzellente Expertise 
nicht nur bei der Vorbereitung und Durchführung der Auswertung 
unterstützt, sondern diese in ihrer gegebenen Form überhaupt erst 
möglich gemacht hat und das Projekt auch in seinem weiteren Fort-
gang bereichert. 

12	 Eine ausführlichere Darstellung der Auswertungsverfahren erfolgt 
bei Pfeiffer (vsl. 2024).

13	 Dankenswerterweise wurde dem Projektleiter bereits vor dem Erschei-
nen des SKiD-Abschlussberichts der eingesetzte Fragebogen vom 
Leiter des Sachgebiets Dunkelfeldforschung des BKA und Mitverfasser 
des SKiD-Berichts, Herrn Dr. Christian Birkel, zur Vorbereitung der 
randomisierten Kontrollstudie in Kassel zur Verfügung gestellt.
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Einleitung

Die Stadt Frankfurt am Main will es wissen: Zehntausend zu-
fällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger der Großstadt hat 
das Drogenreferat für eine Befragung zum Thema Cannabis 
anschreiben lassen. Hintergrund dafür sind die geplanten 
rechtlichen Änderungen auf Bundesebene, zuletzt festge-
schrieben im Zwei-Säulen-Modell der Bundesregierung (Bun-
desministerium für Gesundheit 2023). 
Im Rahmen der ersten Säule ist eine Entkriminalisierung ge-
plant: Der Besitz von bis zu 25 Gramm Cannabis soll zukünftig 
generell erlaubt sein. Auch der Eigenanbau und der gemein-
schaftliche Anbau werden demnach unter strengen Vorausset-
zungen ermöglicht. Die Regelungen sollen nach Ankündigung 
der Bundesregierung im Laufe des Jahres 2024 in Kraft treten.
Die zweite Säule sieht die modellhafte Einführung einer kom-
merziellen Lieferkette für Genusscannabis in ausgewählten 
Regionen vor. Produktion, Vertrieb und schließlich die Abgabe 
in Fachgeschäften sollen erprobt werden. Hierfür liegt zum 
Redaktionsschluss noch kein Gesetzentwurf vor. Die Stadt 
Frankfurt am Main hat allerdings bereits angekündigt, gemein-
sam mit der Stadt Offenbach am Main Cannabis-Modellregion 
werden zu wollen (Stadt Frankfurt am Main 2023b).
Viele Fragen zur Ausgestaltung der Neuregelungen sind noch 
offen. Doch unabhängig von der konkreten Umsetzung wer-
den sich die Veränderungen in der Cannabis-Politik auf eine 
Großstadt wie Frankfurt am Main auswirken. Neben der Justiz, 
der Verwaltung und dem privatwirtschaftlichen Sektor wird 
vor allem die Suchthilfe betroffen sein. Angebote zur Informa-
tion, Prävention und Behandlung sind den neuen Gegeben-
heiten anzupassen und entsprechend weiterzuentwickeln.
Aus dem Grund hat das Drogenreferat der Stadt Frankfurt 
am Main in Kooperation mit dem Institut für interdisziplinäre 
Sucht- und Drogenforschung (ISD) in Hamburg eine reprä-
sentative Befragung durchgeführt. Sie soll die Einstellungen, 
Erwartungen und Bedarfe der Frankfurter Bürgerinnen und 
Bürger rund um das Thema Cannabis erfassen und für Planun-
gen auf kommunaler Ebene nutzbar machen. 
Zudem bieten die gewonnenen Daten die Möglichkeit ei-
nes Monitorings für die Stadt Frankfurt am Main. Denn die 
Auswirkungen der geplanten rechtlichen Änderungen lassen 
sich nur bestimmen, wenn repräsentative Vergleichsdaten zu 
Konsumprävalenzen, Einstellungen und Hilfebedarfen schon 
vor einer Neuregelung der Cannabis-Politik vorliegen. 

Jakob Schlink, Artur Schroers, Philipp Hiller, Kirsten Lehmann

Die Frankfurter Cannabis-Studie
Eine repräsentative Befragung der Frankfurter 
Bevölkerung zum Thema Cannabis

Auf Bundesebene sind weitreichende rechtliche Änderungen in 
Bezug auf Cannabis zu Genusszwecken geplant. Zur Vorbereitung 
auf kommunaler Ebene hat das Drogenreferat der Stadt Frankfurt 
am Main eine repräsentative Befragung zu dem Thema angefer-
tigt. Ungefähr zwei Drittel der Frankfurterinnen und Frankfurter 
sprechen sich (eher) für eine Legalisierung von Cannabis aus. 
Das Suchthilfeangebot, allen voran die Drogen- und Suchtbe-
ratungsstellen, stoßen bei Frankfurts Bürgerinnen und Bürgern 
auf hohe Akzeptanz. Der Bekanntheitsgrad der Angebote sollte 
aber noch gesteigert werden: Weniger als die Hälfte der Befragten 
wissen sicher oder wahrscheinlich, wo sie für sich oder für andere 
Personen Hilfe bei einem problematischen Cannabiskonsum in 
Frankfurt bekommen könnten.
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Und nicht zuletzt enthält die Befragung ein partizipatives Ele-
ment. Die Erwartungen der Frankfurter Bürgerinnen und Bür-
ger werden transparent gemacht. Die Studie führt zu zusätz-
licher Aufmerksamkeit für das Thema und regt zu Austausch 
und Reflexion in der Stadtgesellschaft an.

Methodik

Im Dezember 2022 wurde eine Zufallsstichprobe von 10.000 
Personen im Alter von 18 bis 79 Jahren aus den Einwohner-
meldedaten der Stadt Frankfurt am Main gezogen. Vom 13. 
bis zum 19. Januar 2023 wurden die Fragebogen versandt. Die 
Befragten konnten entweder per Post oder per Internet ant-
worten. Die Netto-Rücklaufquote betrug 27,3 %. 44 Datensätze 
konnten nicht in die Auswertung einbezogen werden, zum 
Beispiel wegen zu später Zurücksendung oder nicht-plausibler 
Angaben (Tab. 1). 
Nicht in diesen Daten enthalten sind 350 gefälschte Fragebo-
gen, die kopiert und mit ebenfalls gefälschtem Rückumschlag 
an das auswertende Institut ISD zurückgeschickt wurden. Es 
handelt sich um einen groß angelegten Manipulationsversuch 
der Ergebnisse, der zunächst nicht auffiel und hohe Aufmerk-
samkeit in den Medien auf sich zog. Durch eine umfangreiche 
Überprüfung konnten die gefälschten Fragebogen zweifelsfrei 
identifiziert und aus dem Datensatz entfernt werden (Stadt 
Frankfurt am Main 2023a). 
Die nun vorliegende Stichprobe unterscheidet sich in Bezug 
auf die Alters- und Geschlechtsverteilung nur geringfügig von 
der erwachsenen Gesamtbevölkerung in Frankfurt am Main 
(Tab. 2). Deutliche Abweichungen gibt es hingegen beim Bil-
dungsabschluss. Um möglichst repräsentative Aussagen für 
die erwachsenen Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt 
Frankfurt am Main treffen zu können, sind die für die Auswer-
tung genutzten Daten so gewichtet worden, dass sie hinsicht-
lich der Merkmale Alter, Geschlecht und Bildungsabschluss 
der Verteilung in der Frankfurter Bevölkerung entsprechen.
Weitere Einschränkungen bei der Repräsentativität könnten 
sich durch das vorgegebene Thema ergeben: Es ist anzu-
nehmen, dass Menschen mit einer hohen Cannabis-Affinität 
häufiger geantwortet haben. Darauf deuten auch Daten aus 
der Befragung hin. So geben 7,6 % der Befragten an, inner-
halb der letzten 30 Tage Cannabis konsumiert zu haben. 
Für Deutschland repräsentative Substanzkonsumzahlen in 
der Erwachsenenbevölkerung erhebt der Epidemiologische 
Suchtsurvey (ESA). Dieser stellte zuletzt eine entsprechen-
de 30-Tage-Konsumprävalenz bei erwachsenen Personen in 
Deutschland von 4,3 % fest (Rauschert et al. 2023). Die fast 
doppelt so hohe Cannabiskonsumprävalenz in der Frank-
furter Befragung im Vergleich zu den Daten des ESA könnte 
bedeuten, dass Frankfurterinnen und Frankfurter mit Canna-
biskonsum in der Stichprobe überrepräsentiert sind. Allerdings 
kann auch plausibel davon ausgegangen werden, dass der 
Drogenkonsum in Großstädten wie Frankfurt am Main über 
dem bundesweiten Durchschnitt liegt. Hinweise darauf gibt 
nicht zuletzt die Studie „Monitoring System Drogentrends“ 
(MoSyD), die die Drogengebrauchssituation Jugendlicher in 
Frankfurt betrachtet (Werse et al. 2022).

Tab. 1 Rücklauf in der Frankfurter Cannabis-Studie

Fallzahlen in %

Angeschriebene Personen 10.000 100

Wegen falscher Adressangaben, Umzug, 
Todesfall oder anderen Gründen nicht 
zustellbare Briefe

286 2,9

Netto-Stichprobe 
(Angeschriebene minus Nicht-Erreichbare)

9.714 100

Postalisch ausgefüllte Fragebogen 1.575 16,2*

Online ausgefüllte Fragebogen 1.076 11,1*

Rücksendung gesamt (postalisch und online) 2.651 27,3*

In die Auswertung einbezogene Fragebogen 2.607 26,8*

* bezogen auf die Netto-Stichprobe

Tab. 2 Soziodemografische Daten in der Stichprobe, gewichtet 
und ungewichtet

Charakteristika Ungewich-
tete

Stichprobe

Gewichtete
Stichprobe

Altersgruppen

18–24 Jahre 8,8 % 9,8 %

25–34 Jahre 23,2 % 22,8 %

35–44 Jahre 18,5 % 20,3 %

45–54 Jahre 16,0 % 18,2 %

55–64 Jahre 17,4 % 15,1 %

65–79 Jahre 16,2 % 13,8 %

Geschlecht

Weiblich 50,3 % 49,6 %

Männlich 49,7 % 50,4 %

Höchster Bildungsabschluss

Haupt- oder Volksschulabschluss
oder kein Schulabschluss

6,3 % 19,8 %

Mittlere Reife oder Abschluss
der polytechnischen Oberschule

15,1 % 21,4 %

Abitur, Fachhochschulreife (Gym-
nasiun oder erweiterte Oberschule

78,6 % 58,8 %

Für eine ausführlichere Darstellung des methodischen Vorge-
hens sei auf den Abschlussbericht der Frankfurter Cannabis-
Studie verwiesen. Dieser steht auf der Website des Drogenrefe-
rats der Stadt Frankfurt am Main zum Download zur Verfügung 
(Hiller et al. 2023).

Einstellungen zur Legalisierung

Die Frankfurterinnen und Frankfurter sprechen sich mehrheit-
lich für eine Legalisierung von Cannabis aus: Fast zwei Drittel 
der Befragten befürworten uneingeschränkt oder eher die 
kontrollierte Abgabe von Cannabis zu Genusszwecken an über 
18-Jährige. Bei Männern ist die Zustimmung etwas höher als 
bei Frauen, wie Abbildung 1 zu entnehmen ist (Datenvisuali-
sierung: Lukas Friedrich Grafikdesign).
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■ ja ■ eher ja ■ eher nein ■ nein

Abb. 1 Zustimmung zur Frage: „Die aktuelle Bundesregierung 
plant, Cannabis für Erwachsene zu legalisieren. Befürworten Sie 
die kontrollierte Abgabe zu Genusszwecken an über 18-Jährige?“

■ sehr sinnvoll ■ eher sinvoll ■ eher nicht
 sinnvoll

■ gar nicht
 sinnvoll

■ kann ich nicht
 beurteilen

Fortbildungen für
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7. Klassenstufe über die

Risiken des Cannabiskonsums
informiert
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Abb. 2 Die drei Präventionsmaßnahmen (von insgesamt sieben 
abgefragten) mit den höchsten Zustimmungswerten zu der Frage: 
„Für wie sinnvoll halten Sie folgende Aufklärungs- und Vorsorge-
angebote, wenn Cannabis legalisiert wird?“

Es erscheint naheliegend, dass sich die Einstellungen zu einer 
Cannabis-Legalisierung nicht ausschließlich mit der Gegen-
überstellung von Zustimmung und Ablehnung darstellen las-
sen. Entscheidend für die Meinungsbildung vieler Menschen 
wird sein, wie eine Legalisierung konkret ausgestaltet wird. 
Wichtige Punkte in der öffentlichen Diskussion betreffen hier 
Maßnahmen der Prävention und des Jugendschutzes. 
Den Befragten wurden insgesamt sieben Aufklärungs- und 
Vorsorgeangebote vorgelegt. Sie sollten einschätzen, für wie 
sinnvoll sie diese halten, wenn Cannabis erlaubt wird. Bei der 
Auswertung dieser Frage zeigt sich, dass Präventionsangebote 
bei den Frankfurter Bürgerinnen und Bürgern auf sehr hohe 
Zustimmung stoßen (Abb. 2). Am sinnvollsten werden Infor-
mationsangebote an der Schule angesehen, neun von zehn 
Befragten halten diese für sehr sinnvoll (72,8 %) oder eher 
sinnvoll (18,5 %). Eine fast ebenso starke Zustimmung gibt 
es zu Fortbildungen für Hausärzt:innen (63,4 % bzw. 27,6 %), 
dicht gefolgt vom Vorschlag, beim Verkauf von Cannabis auf 
die Risiken des Konsums hinzuweisen (63,2 % bzw. 23,8 %).
Die starke Befürwortung von schulischer Prävention gibt 
bereits einen Hinweis darauf, wie wichtig den Befragten der 
Jugendschutz ist. Eine sehr große Mehrheit setzt sich auch 
dafür ein, dass Cannabis nur an Volljährige abgegeben werden 
darf: 90,6 % stimmen diesem Regelungsvorschlag absolut oder 
eher zu (Abb. 3).
Die hohe Bedeutung von Jugendschutzaspekten wird noch bei 
einer weiteren Frage deutlich. Fast zwei Drittel der Befragten 
stimmen tendenziell (35,6% absolut, 28,9% eher) folgendem 
Argument zu: „Bei einer Legalisierung kann bei Jugendlichen 
der Eindruck entstehen, dass Cannabis harmlos ist.“ Dies ist 
insofern ein hoher Wert, als ebenfalls ungefähr zwei Drittel 
der Befragten eine Legalisierung ja (eher) begrüßen. Viele 
grundsätzliche Befürworter einer Legalisierung teilen hier 
offensichtlich ein Argument, das gegen eine Legalisierung 
spricht. 
Bei zahlreichen Befragten zeigen sich also differenzierte, wenn 
nicht gar ambivalente Positionen. Das spiegelt sich auch in 
vielen ausführlichen Stellungnahmen auf die offenen Fragen 
wider. Beispielhaft dafür soll folgende Einschätzung einer 
31-jährigen Bürgerin wiedergegeben werden: „Ich sehe einige 

■ Stimme absolut zu

■ Stimme eher zu

■ Stimme eher nicht zu

■ Stimme gar nicht zu

81,2%

6,3%
3,0%

9,4%

Abb. 3 Zustimmung zur Frage: „Was halten Sie von möglichen 
Regelungen einer Cannabislegalisierung? – Wenn Cannabis 
freigegeben würde, sollte es nur an Volljährige (über 18 Jahre) 
abgegeben werden.“

Die Zustimmung steigt mit der Höhe der Bildungsabschlüsse. 
Die Befragten ohne Schulabschluss oder mit einem Haupt-
schulabschluss sprechen sich zu 56,1 % eher oder absolut für 
die Legalisierung aus, Befragte mit Mittlerer Reife zu 62,2 % 
und Befragte mit (Fach-)Abitur zu 70,1 %.
Deutlich unterscheiden sich die Zustimmungswerte auch, 
wenn man die Verteilung nach Altersklassen betrachtet. Ten-
denziell ist die Zustimmung unter den jüngeren Befragten 
stärker ausgeprägt: Während bei den 25- bis 34-Jährigen un-
gefähr drei von vier Befragten (78,2 %) einer Legalisierung ab-
solut oder eher zustimmen, sind es bei den 65- bis 79-Jährigen 
nur etwas mehr als die Hälfte (52,1 %).
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■ ja, ganz sicher

■ ja, wahrscheinlich

■ nein, wahrscheinlich nicht

■ nein, ganz sicher nicht

48,5%

4,5%
7,9%

39,1%

Abb. 4 Zustimmung zur Frage: „Würden Sie einer Person aus Ihrem 
Freundes- oder Familienkreis mit problematischem Cannabiskon-
sum empfehlen, Hilfe-Einrichtungen aufzusuchen?“
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■ sicher ■ wahrscheinlich ■ wahrscheinlich nicht ■ sicher nicht

Abb. 5 Die vier Hilfsangebote (von insgesamt neun abgefragten) 
mit den höchsten Zustimmungswerten auf die Frage: „Welche der 
folgenden Hilfsangebote würden Sie bei problematischem Can-
nabiskonsum für sich in Anspruch nehmen oder einer anderen 
Person empfehlen?“

Vorteile durch die Legalisierung, allerdings finde ich den Stoff 
für Jugendliche absolut problematisch. Ich bin daher ziemlich 
hin und hergerissen, was die Legalisierungsfrage betrifft.“

Akzeptanz und Bekanntheit 
der Suchthilfeangebote

Eine große Mehrheit der Befragten (87,6 %) würde anderen 
Personen ganz sicher oder wahrscheinlich bei problemati-
schem Cannabiskonsum empfehlen, eine Hilfe-Einrichtung 
aufzusuchen (Abb. 4). Diese Haltung zeigt sich etwas mehr 
bei Frauen als bei Männern. Auch Befragte mit (Fach-)Abitur 
oder Mittlerer Reife würden häufiger eine entsprechende Hil-
feempfehlung aussprechen als Befragte ohne Schulabschluss 
oder mit Hauptschulabschluss. Die Bereitschaft zur Hilfeemp-
fehlung steigt außerdem mit zunehmendem Alter.
In der Erhebung wurde auch danach gefragt, welche konkre-
ten Hilfsangebote die Befragten im Bedarfsfall für sich nutzen 
oder anderen Personen empfehlen würden. Mit Abstand am 
meisten fiel die Wahl auf Sucht- und Drogenberatungsstellen. 
Mehr als sechs von zehn Befragten (62,4 %) würden diese si-
cher nutzen oder empfehlen. Ein weiteres knappes Drittel 
(30,5 %) würde dies wahrscheinlich tun (Abb. 5). Dieses Er-
gebnis lässt sich als Ausdruck eines grundsätzlich hohen Ver-
trauens der Frankfurterinnen und Frankfurter in Sucht- und 
Drogenberatungsstellen lesen. 
Der hohen Akzeptanz des Hilfesystems steht allerdings die 
geringe Bekanntheit gegenüber: Etwas mehr als die Hälfte 
der Befragten (54,9 %) wissen ganz sicher oder wahrscheinlich 
nicht, wo sie für sich oder andere Personen Hilfe bei einem 
problematischen Cannabiskonsum in Frankfurt bekommen 
könnten (Abb. 6). Frauen und Männer antworten hier nahe-
zu identisch. Auch bei der Betrachtung nach Altersgruppen 
ergeben sich nur geringfügige Unterschiede. Anders sieht es 

■ ja, ganz sicher

■ ja, wahrscheinlich

■ nein, wahrscheinlich nicht

■ nein, ganz sicher nicht

14,3%
19,8%

30,9%

35,1%

Abb. 6 Zustimmung zur Frage: „Wissen Sie, wo Sie für sich oder 
andere Hilfe bei einem problematischen Cannabiskonsum in 
Frankfurt bekommen könnten?“

Abb. 7 Zustimmung zur Frage: „Welche Informationsangebote 
zum Thema Cannabis würden Sie nutzen, wenn Cannabis erlaubt 
wird? – Beratung in Cannabis-Verkaufsstellen.“
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aus mit Blick auf den Bildungsstand: Bei den Befragten ohne 
Schulabschluss oder mit Hauptschulabschluss sind es sogar 
fast zwei Drittel (63,8 %), die sicher oder wahrscheinlich nicht 
wissen, wo sie entsprechende Hilfsangebote finden.
Viele Menschen werden in ihrem Leben nie Hilfe wegen eines 
problematischen Cannabis-Konsums benötigen, wollen sich 
aber zu dem Thema informieren. Daher lautete eine weitere 
Frage, welche Informationsangebote die Bürgerinnen und Bür-

Nein, ich würde meinen bisherigen
Cannabiskonsum beibehalten.

Nein, ich würde weiterhin nicht
konsumieren.

Ich kann aktuell nicht einschätzen, ob
ich mein Verhalten ändern würde.

Ja, ich würde Cannabis 
erstmalig probieren.

Ja, ich würde Cannabis nach einer langen
Zeit ohne Konsum mal wieder nehmen.

Ja, ich würde mehr Cannabis
konsumieren als bisher.

Ja, ich würde weniger Cannabis
konsumieren als bisher.

3,6%

8,2%

1,4%

0,6%

11,7%

13,5%

61,0%

Abb. 8 Antwortverhalten auf die Frage: „Glauben Sie, dass sich 
etwas für Sie ändert, wenn Cannabis gesetzlich erlaubt wird?“

ger der Stadt Frankfurt nutzen würden, wenn Cannabis erlaubt 
wird. Am häufigsten werden hier das Internet, Informations-
broschüren, Fernsehen, Rundfunk und Mediatheken genannt. 
Als erste Informationsmöglichkeit, die einen persönlichen 
Kontakt erfordert, folgt ein Angebot, das es in dieser Form 
noch nicht gibt: die Beratung in Cannabisverkaufsstellen (Abb. 
7). Fast zwei Drittel (63,6 %) der Befragten würde eine solche 
Beratung sicher oder wahrscheinlich in Anspruch nehmen. Ge-
rade junge Erwachsene und bereits Cannabis-Konsumierende 
würden Informationsangebote in Cannabis-Abgabestellen 
besonders stark nutzen. 

Auswirkungen einer möglichen Legalisierung 
auf das Konsumverhalten
Wie sich das Konsumverhalten nach einer Legalisierung ent-
wickeln wird, ist für die Präventionsarbeit besonders relevant. 
Deshalb wurden die Frankfurterinnen und Frankfurter gefragt, 
ob sich an ihrem Verhalten etwas ändern würde, wenn Can-
nabis gesetzlich erlaubt wäre. 61,0 % der Befragten würden in 
Folge einer Legalisierung weiterhin kein Cannabis gebrauchen. 
11,7 % würden ihren bisherigen Cannabiskonsum beibehalten. 
13,5 % können zum Befragungszeitpunkt noch nicht einschät-
zen, ob sich ihr Konsumverhalten ändern würde. 8,2 % würden 
Cannabis nach einer langen Zeit mal wieder konsumieren, 
und 3,6 % würden die Substanz erstmalig probieren. 1,4 % der 
Befragten geben an, mehr Cannabis zu konsumieren als bisher. 
0,6 % antworten, ihren Cannabiskonsum zu reduzieren (Abb. 8).

Erwartungen von Cannabis-Konsumentinnen 
und -Konsumenten

Viele Ziele einer Cannabislegalisierung (Zurückdrängung des 
Drogen-Schwarzmarkts, gesundheitliche Risikominimierung) 
können nur erreicht werden, wenn regelmäßig Konsumieren-
de den neuen legalen Markt annehmen. Die Befragungsergeb-
nisse geben Hinweise darauf, wie dies gelingen kann. Eigenan-
bau, Cannabis Social Clubs und spezialisierte Fachgeschäfte 
scheinen von einem Großteil der Befragten, die in den letzten 
30 Tagen Cannabis konsumiert haben, akzeptiert zu werden 
(Abb. 9). THC-Obergrenzen, wie sie derzeit für die Gruppe der 
18- bis 21-Jährigen bei der Abgabe in Anbauvereinigungen 
vorgesehen sind, werden hingegen von mehr als der Hälfte der 
Befragten mit Cannabiskonsum in den letzten 30 Tage (eher) 
abgelehnt. In dem Punkt unterscheidet sich die Gruppe mit 
Cannabiskonsum in den letzten 30 Tagen deutlich von den 
übrigen Befragten. Diese sprechen sich mit einem Anteil von 
80,7 % absolut oder eher für eine THC-Obergrenze aus. 

Zusammenfassung und Diskussion

Fast zwei Drittel der Befragten (65,8 %) befürworten unein-
geschränkt oder eher die kontrollierte Abgabe von Cannabis 
zu Genusszwecken an über 18-Jährige. Dieser Befund kann 
als Rückenwind der Frankfurterinnen und Frankfurter für das 
Vorhaben ihrer Stadtregierung gesehen werden, sich an der 
Bewerbung für eine Cannabis-Modellregion zu beteiligen. 
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■ Stimme absolut zu ■ Stimme eher zu ■ Stimme eher nicht zu ■ Stimme gar nicht zu

Abb. 9 Zustimmung bei Personen mit Cannabiskonsum in den 
letzten dreißig Tagen zur Frage: „Was halten Sie von möglichen 
Regelungen einer Cannabislegalisierung? Wenn Cannabis frei-
gegeben würde …“
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Die Frankfurter Bürgerinnen und Bürger wünschen sich für 
den Fall einer Legalisierung eine hohe Beachtung von Jugend-
schutz und Prävention. Mehr als 90 % stimmen der Aussage 
absolut oder eher zu, Cannabis sollte bei einer Legalisierung 
nur an Volljährige abgegeben werden. Ähnlich große Mehr-
heiten sprechen sich für umfassende Präventionsmaßnahmen 
aus, zum Beispiel für schulische Informationsangebote ab der 
7. Klassenstufe und für Fortbildungen für Ärztinnen und Ärzte. 
Beides lässt sich als ein Auftrag der Bürgerinnen und Bürger 
an die Politik und an das Gesundheitswesen lesen.
Die Frankfurter Bürgerinnen und Bürger vertrauen dem vor-
handenen Hilfesystem. 92,9 % würden bei problematischem 
Cannabiskonsum sicher oder wahrscheinlich Drogen- und 
Suchtberatungsstellen für sich in Anspruch nehmen oder einer 
anderen Person empfehlen. Der hohen Akzeptanz des Hilfe-
systems steht allerdings die geringe Bekanntheit gegenüber: 
Mehr als die Hälfte der Befragten (54,9 %) wissen ganz sicher 
oder wahrscheinlich nicht, wo sie für sich oder andere Personen 
Hilfe bei einem problematischen Cannabiskonsum in Frankfurt 
bekommen könnten. Besonders wenig bekannt sind die Hilfsan-
gebote bei Menschen mit geringer formaler Bildung. Fast zwei 
Drittel der Personen ohne Schulabschluss oder mit Hauptschul-
abschluss (63,8 %) wissen sicher oder wahrscheinlich nicht, wo 
sie entsprechende Hilfsangebote finden. Das Hilfesystem steht 
also vor der Herausforderung, seine Erreichbarkeit besonders 
für Menschen mit geringem Bildungsstand zu verbessern.
Fast zwei von drei Personen (63,6 %) würden eine Beratung 
in einer Cannabis-Verkaufsstelle als Informationsmöglichkeit 
in Anspruch nehmen, wenn es zu einer Legalisierung kommt. 
Noch mehr sind es bei besonders betroffenen Gruppen wie 
den jungen Erwachsenen bis 25 Jahren und den Personen, die 
bereits Cannabis konsumieren. Diese Daten unterstreichen 
die hohen Anforderungen, die an Verkaufsstellen bezüglich 
Vernetzung mit dem Suchthilfesystem und Qualifikation der 
Mitarbeiter:innen zu richten wären.
Eine häufig geäußerte Sorge in Bezug auf eine Cannabis-Lega-
lisierung bezieht sich auf einen daraus resultierenden massiven 

Anstieg des Konsums. Die hier vorliegenden Daten legen dies 
für einen Großteil der Frankfurterinnen und Frankfurter nicht 
nahe. Drei von vier Befragten würden an ihrem (Nicht-)Konsum 
nichts ändern: 61,0 % geben an, auch nach einer Legalisierung 
weiterhin nicht Cannabis konsumieren zu wollen, 11,7 % wür-
den ihren bisherigen Cannabiskonsum beibehalten. Ungefähr 
jede achte Person (13,5 %) kann noch nicht einschätzen, ob 
sie ihr Verhalten ändern wird. Diese Selbsteinschätzung der 
Frankfurter Bevölkerung deckt sich mit empirischen Daten 
aus den Ländern, die bereits Erfahrungen mit einer Cannabis-
Legalisierung gesammelt haben. Übersichtsarbeiten legen für 
den US-amerikanischen und kanadischen Raum einen mode-
raten Anstieg des Konsums unter Erwachsenen nahe (Manthey 
et al. 2023; UNODC 2022).
Um einen wesentlichen Rückgang des illegalen Cannabis-
Marktes zu erreichen, muss ein neu zu schaffendes legales 
Angebot so gestaltet werden, dass es von der Hauptzielgruppe 
angenommen wird. Aus dem Grund lohnt sich ein Blick auf die 
Subgruppe der Befragten mit Cannabiskonsum in den letz-
ten 30 Tagen. THC-Obergrenzen stoßen bei diesen Befragten 
mehrheitlich nicht auf Zustimmung. Ein solches Instrument 
könnte sich also trotz seiner gesundheitspolitisch nachvoll-
ziehbaren Intention als kontraproduktiv erweisen. Auf hohe 
Akzeptanz stößt bei den Befragten mit Cannabis-Konsum in 
den letzten 30 Tagen hingegen unter anderem der Verkauf 
in spezialisierten Fachgeschäften, wie er in Modellregionen 
geplant ist. Erfahrungen aus dem Ausland legen ebenfalls 
nahe, dass der Schwarzmarkt durch eine kontrollierte Abgabe 
von Genusscannabis in Fachgeschäften erfolgreich verkleinert 
werden kann (Manthey et al. 2023; UNODC 2022). 
Zusammengenommen unterstreichen diese letzten Ergebnis-
se die möglichen Vorteile für Kommunen bei einer Beteiligung 
als Cannabis-Modellregion. Durch eine kontrollierte Abgabe 
in Fachgeschäften erhöhen sich für sie die Chancen, den Can-
nabis-Schwarzmarkt einzudämmen und zugleich den Schutz 
von Konsumentinnen und Konsumenten vor verunreinigten 
Produkten zu verbessern. 
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Schlüsselwörter:
Mixed-Mode-Umfragen – Rücklaufquoten – Umfrage 
„Leben in Frankfurt“ – kommunale Mehrthemenumfragen

Eine zentrale Aufgabe kommunaler Selbstverwaltung besteht 
darin, den Bürger:innen „eine wirksame Teilnahme an den An-
gelegenheiten des Gemeinwesens“ (BVerfG, vom 23.11.1988) zu 
ermöglichen. Zu diesen Möglichkeiten zählen verschiedene For-
mate gesetzlich geregelter Beteiligungsrechte (Ziegler 1974), 
aber auch das Instrument der kommunalen Bürger:innen- bzw. 
Mehrthemenumfragen. Seit etwa Anfang der 1990er Jahre ge-
hört es zum Instrumenten-Repertoire vieler kommunaler Sta-
tistikstellen in Deutschland, insbesondere in Großstädten, ein 
umfassendes Bild des Meinungsspektrums der Bevölkerung 
in lokalpolitische Überlegungen einzubeziehen und diese im 
Sinne eines bürger:innenorientierten Verwaltungshandelns zu 
berücksichtigen. Wurden diese Umfragen zunächst nur pos-
talisch als sogenannte „paper-and-pencil interviews“ (PAPI) 
durchgeführt, hat mit der Digitalisierung von Prozessen und 
der allgemeinen Verbreitung digitaler privater Endgeräte die 
parallele Verwendung von sogenannten „computer-assisted 
web interviews“ (CAWI) Einzug gehalten (Leeuw 2005).

Kommunale Statistikstellen führen zumeist 
Mixed-Mode-Umfragen durch

Durch kommunale Mehrthemenumfragen wird gesichertes 
Wissen über die Meinungen der Bürger:innen vor allem im 
Rahmen pragmatischer Ansätze generiert; pragmatisch in dem 
Sinne, dass in einer gewissen Regelmäßigkeit und mit einem 
durch das kommunale Budget vorgegebenen Finanzrahmen 
Ergebnisse in einer möglichst guten Qualität und auf einem 
möglichst breiten empirischen Fundament erhoben werden. 
Die methodischen, technischen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen führen dazu, dass die öffentliche Hand auf lokaler 
Ebene mittlerweile die meisten Erhebungen als sogenannte 
Mixed-Mode- bzw. hybride Umfragen (Groves et al. 2011: 175) 
durchführt, ebenso wie privatwirtschaftliche und universitäre 
Institute. So erreichen die Kommunen wenig digital-affine 
Gruppen einerseits, und reduzieren den Aufwand für Versand 
und Rücklaufdigitalisierung andererseits.

Die Bevölkerungsumfrage „Leben in Frankfurt“

Die Stadt Frankfurt am Main führt seit 1993 jährlich eine Be-
völkerungsumfrage durch, bis zum Jahr 2020 ausschließlich 
in postalischer Form. Seit 2021 erfolgt die Datenerhebung 

Christian Stein 

Zielgruppenspezifische Mixed-Mode-Effekte
„Leben in Frankfurt“ zeigt Wirkung von Online-First 
bei kommunalen Mehrthemenumfragen

Mit der fortschreitenden Digitalisierung liegen kommunale 
Mixed-Mode-Umfragen im Trend. Sie können Ressourcen scho-
nen, Bürger:innenbeteiligung erleichtern und Rücklaufquoten 
steigern. Aber die Kombination von postalischen und Online-
Umfragen geht mit Effekten einher – etwa auf die chancengleiche 
Beteiligung der Menschen vor Ort –, die eine Reflexion erfordern.
Die Bevölkerungsumfrage „Leben in Frankfurt“ wird seit 2021 als 
Mixed-Mode-Umfrage durchgeführt, in der zunächst vor allem 
auf Online-Rückläufe gesetzt wird. Welche Auswirkungen hat 
das Vorgehen auf gruppenspezifische Rückläufe? Und wie wirkt 
es sich auf die kleinräumigen Rücklaufquoten aus? Diese und 
weitere Fragen werden anhand der Ergebnisse aus drei Jahren 
der Frankfurter Mehrthemenumfrage beleuchtet.
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mithilfe eines Mixed-Mode-Ansatzes. Dabei wird der Fragebo-
gen hybrid konzipiert, das heißt sowohl als responsive Web-
site als auch in Papierform (siehe Abb. 1) zur Beantwortung 
bereitgestellt.
Die Zahl der verwertbaren Fragebogen insgesamt, die durch 
Online- und Papierrückläufe gewonnen wurden, liegt im 
Durchschnitt der Jahre 2021 bis 2023 bei 7.832 auf Basis einer 
bereinigten Nettostichprobe von jährlich 22.947 Personen. Die 
Rücklaufquote beträgt im Mittel 34,1 Prozent.
Bei der Einführung mit der Umfrage „Leben in Frankfurt 2021“ 
war deren Online-First-Ansatz (Stein et al. 2023: 57) ein Allein-
stellungsmerkmal unter den kommunalen Mehrthemenum-
fragen in Deutschland. Bei diesem erhalten die Bürger:innen 
zunächst ausschließlich eine Bitte um Online-Teilnahme. Das 
Ziel des Ansatzes, der heute auch von anderen Städten ange-

Abb. 1 Eine Umfrage, variables Layout – das responsive Design der Umfrage „Leben in Frankfurt“

Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2023, Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main

wendet wird, besteht darin, zunächst möglichst viele digitale 
Rückläufe zu generieren, die eine hohe Datenqualität aufwei-
sen und zugleich kostengünstig gewonnen werden können. 
Die Schwelle zur Online-Teilnahme wird nicht nur durch das 
responsive Fragebogendesign verringert, sondern auch durch 
die Möglichkeit, sich per Scan eines individuellen QR-Codes 
ohne Passworteingabe in den Fragebogen einzuloggen.
Jedes Jahr geht nach rund vier Wochen allen zufällig Ausge-
wählten, die noch nicht teilgenommen haben, ein Erinne-
rungsschreiben zu, dem auch ein Papierfragebogen beiliegt. 
Im Durchschnitt der Jahre 2021 bis 2023 erreicht die Online-
Resonanz einen Anteil von 65,4 Prozent am Gesamtrücklauf 
(siehe Abb. 2). Dieser Anteil liegt deutlich über dem Durch-
schnitt anderer Mehrthemenumfragen von Großstädten in 
Deutschland (siehe Tab. 1).
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Tab. 1 Rücklaufquoten und Onlineanteile der jüngsten Bevölkerungsumfragen von Großstädten über 500.000 Einwohner:innen

Stadt Jahr Netto-
stichprobe

Anteil der Stichprobe 
an der Gesamtbevölkerung 

am 31.12. des Vorjahres

gültige 
Fragebogen

Rück-
laufquote

Onlineanteil

in % in %

Dortmund 2022 7.742 1,3 2.362 30,5 0,0

Dresden 2022 17.786 3,2 5.966 33,5 34,9

Düsseldorf 2021 19.783 3,2 6.662 33,7 (1)

Essen 2019 12.278 2,1 4.281 34,9 20,0

Frankfurt a. M. 2023 23.960 3,1 7.840 32,7 64,7

Hannover 2021 15.584 2,9 3.696 23,7 0,0

Köln 2023 124.925 11,5 22.809 18,3 47,7

Leipzig 2022 8.417 1,4 3.621 43,0 32,9

München 2021 20.908 1,4 7.073 33,8 40,8

Nürnberg 2021 9.500 1,8 3.640 38,3 26,0

Stuttgart 2023 9.674 1,6 4.244 43,9 69,7 

Durchschnitt andere Städte 24.725 3,1 6.435 33,1 38,9

(1) Angaben lagen zum Redaktionsschluss nicht vor.

Quelle: Angaben der Städte; 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder; Eigenberechnung.

Effekte des Mixed-Modes auf den Rücklauf im 
Fokus

Durch den hohen Online-Anteil am Rücklauf werden die 
Bevölkerungsumfragen in Frankfurt am Main seit 2021 trotz 
umfangreicher Stichprobe vergleichsweise ressourcenscho-
nend durchgeführt. Neben den positiven Kosteneffekten 
der Online-Priorisierung im Frankfurter Mixed-Mode-Ansatz 
müssen auch deren Auswirkungen auf den Rücklauf aus un-
terschiedlichen soziodemografischen Gruppen in den Blick 
genommen werden.
Zur Bewertung der methodischen Implikationen für die Zu-
sammensetzung der Stichprobe im Rücklauf und damit der 
Folgen für das Schließen von der Stichprobe auf die Grund-
gesamtheit bedarf es einer genaueren Betrachtung der spe-
zifischen Eigenschaften der Subgruppen, die online oder auf 
Papier antworten. Die hier dargestellten Erkenntnisse aus drei 
Jahren der Mixed-Mode-Umfrage „Leben in Frankfurt“ skiz-
zieren die Erreichbarkeit von bzw. die Rücklaufquoten aus 
verschiedenen soziodemografischen Gruppen und damit die 
Selektionseffekte als Folge von Nicht-Antworten.

Langjährige Erfahrung mit 
gruppenspezifischen Rücklaufquoten

Für die in Frankfurt am Main bis 2020 ausschließlich auf posta-
lischem Weg abgewickelten Umfragen besteht heuristisches 
Wissen darüber, dass die Rückläufe seit 1993 eine kontinu-
ierliche gruppenspezifische Verzerrung der Anteile hinsicht-
lich des Alters und der Staatsangehörigkeit im Vergleich zur 
Grundgesamtheit bedingen. Jüngere Bürger:innen unter 35 

Abb. 2 Rücklauf sowie Onlineanteil 2021 bis 2023
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Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, 
Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main

68,7% 63,1% 64,7% 65,4%

31,3%
36,9%

35,3% 34,6%

 0

1 000

2 000

3 000

4 000

5 000

6 000

7 000

8 000

9 000

2021 2022 2023 Durchschnitt
2021– 2023

online Papier

Forschungsfeld Mixed-Mode-Umfragen

Zu Mixed-Mode-Ansätzen gibt es ein großes, weiter wachsen-
des Spektrum an Studien und wissenschaftlichen Beiträgen, die 
sich eingehend mit methodologischen Fragestellungen befassen 
(Stadtmüller et al. 2021). Ebenfalls breit gefächert ist die Literatur 
zu anwendungsbezogenem Wissen und Best Practice (Beck et 
al. 2022). Auch Meta-Analysen von Studien liefern mittlerweile 
auf eine große Fallzahl gestützte Erkenntnisse zu Mixed-Mode-
Effekten (Hox und Leeuw 1994; Lozar Manfreda et al. 2008; Eifler 
und Faulbaum 2017).
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Jahren nehmen seltener an der Umfrage teil als ältere. Deut-
sche antworten häufiger als Bürger:innen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit. Dieses Erfahrungswissen wurde in der 
Konzeption der Umfragen ab 2021 berücksichtigt (Lepper 
2021: 51). Seitdem werden die genannten Gruppen entspre-
chend ihrer jeweiligen Antwortraten der Vorjahre mithilfe ei-
nes geschichteten Zufallsstichprobenverfahrens über- bzw. 
untersteuert, was vor der Analyse in einer Designgewichtung 
berücksichtigt wird. Die Stichprobenaussteuerung und die 
korrespondierende Designgewichtung stellen gleichwohl 
keine Lösung für das Problem dar, dass sich möglicherweise 
vor allem der deutschen Sprache mächtige, interessierte und 
engagierte junge Ausländer:innen an der Umfrage beteiligen. 
Wie im Falle anderer Bevölkerungsgruppen auch, kann auch 
durch ein noch so komplexes Stichproben- und Gewichtungs-
verfahren die positive Selbstselektion umfrageaffiner Gruppen 
nicht vermieden werden.

Fragen- und gerätespezifisches Antwort-
verhalten bedarf weiterer Untersuchungen

Das sogenannte Phänomen der Item-nonresponses, also des 
Nichtantwortens auf einzelne Elemente eines Fragebogens, 
ist ebenfalls Gegenstand vieler Forschungen zu Mixed-Mode-
Umfragen. Eine Metaanalyse von Groves et al. (2008) zu Studi-
en zum Nonresponse Bias verdeutlicht, dass unterschiedliche 
Effekte von Nichtteilnahme innerhalb der gleichen Umfragen 
auftreten, d. h. dass bei manchen Items deutliche Verzerrungen 
auftreten können und bei anderen nicht. Solche fragenspezifi-
schen Effekte, dass beispielsweise „aufgrund von Ausfällen die 
Gefahr einer Verzerrung (Nonresponse bias, NRB) [besteht], 
wenn sich die Ausfälle nicht zufällig über die Zielpopulation 
verteilen“ (Koch und Blohm 2015: 1), liegen außerhalb des 
Fokus dieses Beitrages. Gleichwohl müssten für ein vertieftes 
Wissen um die Qualität von Umfrageinstrumenten, beispiels-
weise zu Abbruchraten bei schwierigen Fragestellungen oder 
über Best Practice bezüglich der Maximallängen von Frage-
bogen, die Rückläufe abhängig vom Modus weitergehend 
untersucht werden.
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Abb. 3 Vergleich der Anteile zwischen ungewichtetem Rücklauf und Grundgesamtheit nach Modus der Teilnahme

Lesehilfe: Der Anteil der Frauen im ungewichteten Rücklauf insgesamt lag 1,9 Prozentpunkte über dem Anteil in der Grundgesamtheit, der Anteil der 
Männer dementsprechend darunter.

Quelle: Melderegister; Mikrozensus; Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, Bürgeramt, 
Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main; Eigenberechnung.
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Seit der Jahrtausendwende werden immer mehr Endgeräte 
mit verschiedenen Bildschirmgrößen und Bedienungsmo-
di zur Teilnahme an CAWI-Umfragen genutzt (Toepoel und 
Lugtig 2014). Online Umfragen sind somit seitdem immer 
auch „Mixed-Device Surveys“ (Toepoel und Lugtig 2015: 155). 
Wenngleich geräteabhängige Rücklaufraten bei einer Erfas-
sung der Form von Endgeräten über den Umfrageserver ein 
lohnenswertes Untersuchungsfeld wären, liegt dieses eben-
falls außerhalb des hier betrachteten Rahmens.

Register- und Mikrozensusbasierte 
Sekundärdaten als Bezugsrahmen

Um die Rückläufe hinsichtlich möglicher Stichprobenverzer-
rungen zu untersuchen, dienen Parameter aus der Bevölke-
rungsgrundgesamtheit als valide Außenkriterien (Koch 1998: 
68). Für die Merkmale Geschlecht, Alter und Staatsbürgerschaft 
werden Angaben zur Grundgesamtheit aller Frankfurter:innen 
aus dem Melderegister verwendet.
Zum Abgleich des bei Umfragen so wichtigen Bildungshin-
tergrundes (Scott 1961; Brambilla und McKinlay 1987; Blasius 
und Reuband 1996; Petermann 2005) dienen die Angaben 
zum höchsten Schulabschluss aus der Anpassungsschicht des 
Mikrozensus für Frankfurt am Main. Die Klasseneinteilung zu 
den Merkmalen der Schulbildung fällt durch die Fünf-Prozent-
Stichprobe des Mikrozensus zwangsläufig recht grob aus und 
gleichzeitig liegen die Werte nur auf gesamtstädtischer Ebe-
ne und auf volle 1.000 Personen gerundet vor. So bildet der 
Mikrozensus die einzig verfügbare, wenn auch suboptimale 
Gewichtungsgrundlage für den Bildungshintergrund.

Geringe Abweichungen im 
gruppenspezifischen Rücklauf durch 
ausgesteuerte Stichprobenziehung

Der auf Basis geschichteter und spezifisch ausgesteuerter 
Stichproben gewonnene Gesamtrücklauf zeigt für 2021 bis 
2023 nur geringe Abweichungen der Anteile von soziodemo-
grafischen Subgruppen des Alters, des Geschlechts, der Staats-
angehörigkeit und des höchsten Schulabschlusses im Vergleich 
zur Bevölkerungsstruktur im Stadtgebiet (siehe Abb. 3).

Kaum Geschlechterunterschiede bei Rücklauf

Mit einer geringfügigen Überrepräsentation von Frauen mit 
+1,9 Prozentpunkten werden die Geschlechterverhältnisse 
in der Grundgesamtheit recht präzise getroffen, obwohl bei 
der Stichprobenziehung nicht nach Geschlecht differenziert 
wird. Signifikante Geschlechterunterschiede hinsichtlich der 
Online-Rücklaufquote gibt es nicht. Dadurch, dass Frauen häu-
figer auf Papier antworten (+5,4 %-Punkte) als Männer, sind 
Teilnehmerinnen insgesamt etwas häufiger im ungewichteten 
Rücklauf vertreten. 

Anteil von Altersgruppen wird durch 
Online-First nivelliert

Sehr geringfügige Abweichungen zwischen den Anteilen im 
ungewichteten Rücklauf und der Grundgesamtheit bestehen 
für die Altersgruppen. Obwohl bei der Stichprobenziehung 
nur die beiden Altersgruppen unter und ab 35 Jahre differen-
ziert werden, zeigt die Aufgliederung nach sechs Alterskohor-
ten eine maximale Differenz von nur -1,5 Prozentpunkten für 
die Gruppe der Jüngsten bis 24 Jahre.
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Abb. 4 Anteile der Teilnahmemodi nach Alter

Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main
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Positive Auswirkungen hat das Online-First-Verfahren auf die 
Anteile der verschiedenen Altersgruppen im Rücklauf. Wie in 
der Umfrageforschung belegt (Petermann 2005: 64), antwor-
ten Jüngere bei postalischen Umfragen unterdurchschnittlich 
oft. Personen aus der Altersgruppe ab 65 Jahren antworten 
hingegen deutlich häufiger. Die hohe Online-Affinität der 
Jüngeren (insbesondere in der Altersgruppe 25 bis 34 Jahre, 
+4,1 %-Punkte) und die unterdurchschnittliche Online-Reso-
nanz der Ältesten (Altersgruppe 65 bis 79 Jahre, -3,6 %-Punk-
te) führen bei „Leben in Frankfurt“ zu einer Nivellierung des 
altersgruppenspezifischen Gesamtrücklaufs.

Bis auf Bürger:innen ab 65 Jahre nehmen alle 
Altersgruppen mehrheitlich online teil

Bezüglich der Anteile der Modi Papier und online antworten 
alle Altersgruppen, außer der ältesten Kohorte ab 65 Jahre, 
„Online-First“ (siehe Abb. 4). Der Online-Anteil sinkt mit stei-
gendem Alter. Im Schnitt der Jahre 2021 bis 2023 liegt der 
Online-Anteil in der Altersgruppe zwischen 25 bis 34 Jahren 
mit 72 Prozent am höchsten. Bis zur Altersgruppe der 45- bis 
54-Jährigen (65 %) fällt der Online-Anteil des Rücklaufs sukzes-
sive ab, bleibt aber vergleichsweise hoch. Die zufällig Ausge-
wählten zwischen 55 und 64 Jahren beantworten die Umfrage 
noch mehrheitlich (60 %) online. Nur die Altersgruppe ab 65 
Jahren gibt ihre Antworten mehrheitlich auf Papier (54 %).

Ausländische Bürger:innen antworten 
häufiger per Brief

Die anhand der Vorjahresrückläufe gezielt überzogene Gruppe 
von Bürger:innen mit ausländischer Staatsangehörigkeit hätte 
im Rückblick um 2,1 Prozentpunkte geringer ausfallen kön-
nen. Hinsichtlich der Staatsangehörigkeit zeigt sich ein sehr 
ähnliches Phänomen wie bei den Geschlechterunterschie-
den. Während sich der Online-Rücklauf von deutschen und 
ausländischen Bürger:innen kaum unterscheidet, antworten 
Ausländer:innen überdurchschnittlich häufig (+6,5 %-Punkte) 
auf postalischem Wege (siehe Abb. 3).

Höher Gebildete deutlich überrepräsentiert

Gravierende Unterschiede zwischen Rücklauf und Grundge-
samtheit bestehen für den Bildungsaspekt. Eine gezielte Stich-
probenaussteuerung ist mangels Ex-ante-Informationen über 
die Bildungshintergründe der im Melderegister verzeichneten 
Bürger:innen nicht möglich.
Der Rücklaufanteil geringer Gebildeter ohne Schulabschluss 
oder mit Hauptschulabschluss liegt 8,5 Prozentpunkte unter ih-
rem Anteil in der Stadtbevölkerung. Menschen mit Hochschul-
reife antworten im Schnitt deutlich häufiger (+9,2 %-Punkte). 
Dass Personen mit niedriger Bildung unter-, Höhergebildete 
dagegen überrepräsentiert sind, ist vielfach belegt (Koch 1997; 
Fitzgerald et al. 1998; Lepkowski und Couper 2002) und da-
mit wenig überraschend. Je nach Teilnahmemodus ist dieses 
Phänomen bei der Umfrage „Leben in Frankfurt“ jedoch sehr 
unterschiedlich ausgeprägt.
Die unterdurchschnittliche Teilnahmequote von Bürger:innen 
ohne Schulabschluss oder mit Hauptschulabschluss resultiert 
aus einem sehr schwach ausgeprägten Online-Rückmelde-
verhalten (-13 %-Punkte) im Vergleich zum Durchschnitt. 
Einwohner:innen mit Hochschulreife präferieren hingegen 
deutlich die Antwort per Online-Umfrage (+16,9 %-Punkte), 
was wiederum ihren Anteil am Gesamtrücklauf erhöht.
Die Spreizung der Anteile beider Teilnahmemodi ist zwischen 
den Gruppen verschiedener Bildungsniveaus folglich beson-
ders groß (siehe Abb. 5). Während Teilnehmende mit Abitur 
zu 71 Prozent online antworten, ergibt sich für diejenigen 
ohne Schulabschluss ein konträres Bild. Von ihnen antworten 
mehr als zwei Drittel (70 %) postalisch. Auch Bürger:innen mit 
Hauptschulabschluss nehmen mehrheitlich (56 %) per Papier-
fragebogen an der Umfrage teil.
Verschränkt man den Alters- mit dem Bildungsaspekt, zeigen 
sich noch deutlicher ausgeprägte Präferenzen bezüglich der 
Modi (siehe Abb. 6). Mehr als drei Viertel der Rückläufe aus 
der Gruppe bis 34 Jahre mit Hochschulreife (76 %) werden on-
line abgesendet. In der Gruppe dieses Schulbildungsniveaus 
antworten auch Menschen ab 65 Jahren mehrheitlich online 
(56 %). Aus der Gruppe der Befragten ohne Schulabschluss 
nehmen nur die Jüngsten sowie die 45- bis 54-Jährigen zu 
mehr als einem Drittel über das Internet teil. Menschen ohne 
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Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main

Abb. 5 Anteile der Teilnahmemodi nach höchstem Schulabschluss
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Schulabschluss beteiligen sich ähnlich selten online an der 
Umfrage wie Befragte mit Hauptschulabschluss ab 65 Jahre 
(32 %).

Präferenzen für Rücklaufmodi auch 
hinsichtlich des Einkommens unterschiedlich

Einige soziodemografische Faktoren wie Alter oder Bildung 
können mit den erwähnten melderegister- oder mikrozensus-
basierten Sekundärinformationen abgeglichen werden und 
sind bei der Umfrage „Leben in Frankfurt“ auch Dimensionen 
für Design- und Anpassungsgewichtung. Das Antwortver-

Nettoäquivalenzeinkommen

Das Nettoäquivalenzeinkommen ist ein Wert, der sich aus dem 
gesamten Nettoeinkommen eines Haushalts in Verbindung mit 
der Anzahl und dem Alter der in diesem Haushalt lebenden Per-
sonen ergibt. Mithilfe einer Äquivalenzskala wird das Einkommen 
nach Haushaltsgröße und -zusammensetzung gewichtet. Dadurch 
werden die Einkommen von Personen vergleichbar, die in unter-
schiedlich großen Haushalten leben. In der hier verwendeten 
aktualisierten Skala der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) erhalten das Haupteinkom-
mensmitglied des Haushalts den Gewichtungsfaktor 1,0, weitere 
Haushaltsmitglieder von 14 Jahren und älter den Faktor 0,5 und 
Personen unter 14 Jahren den Faktor 0,3 (Asghar Zaidi et al. 1994).
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Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main

Abb. 7 Anteile der Teilnahmemodi nach Nettoäquivalenzeinkommen
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Abb. 6 Online-Anteil nach Schulabschluss und Alter
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halten kann aber auch für weitere Variablen untersucht wer-
den, die etwa aus der Umfrage selbst stammen. Dies wird hier 
beispielhaft anhand des Einkommens aufgezeigt, das einen 
Indikator für den sozialen Status darstellt. Um die individu-
elle Einkommenshöhe unabhängig von der Haushaltsgröße 
interpretieren zu können, stützen sich die hierzu angestellten 
Berechnungen auf das Nettoäquivalenzeinkommen (siehe 
Infokasten), dessen Höhe aus den Angaben zum Haushalts-
nettoeinkommen im Fragebogen generiert wird.
Mit steigendem Einkommen zeigt sich eine zunehmende Prä-
ferenz für die Online-Beteiligung (siehe Abb. 7). Drei Viertel der 
Teilnehmenden mit einem monatlichen Nettoäquivalenzein-
kommen ab 4.000 Euro übersenden ihre Antworten auf digi-
talem Weg. Dagegen liegt der Online-Anteil bei denjenigen, 
die mit einem individuellen Monatsverdienst unter 1.000 Euro 
netto am wenigsten verdienen, bei nur noch 47 Prozent.

(Unter-)komplexe Stichprobenaussteuerung?

Mit einer Stichprobenaussteuerung, die durch die Schichtung 
nach Alters- und Staatsangehörigkeitsgruppen sowie Umfra-
gebezirken 52 disproportionale Substichproben enthält (Lep-
per 2021: 52), ist die Auswahl der Umfragebeteiligten bereits 
recht kleinteilig ausgestaltet. Vor dem Hintergrund der extern 
zu vergebenden Stichprobenziehung aus dem Melderegister 
– und im Sinne eines pragmatischen Ansatzes für kommunale 
Umfragen – beschreibt sie deren zurzeit maximal mögliche 
Komplexität. Gleichwohl zeigen die Rückläufe mögliches Op-
timierungspotenzial.

Stichprobenziehung anhand zweier 
Altersgruppen sinnvoll aber suboptimal
Bei der Stichprobenziehung wird bezirksspezifi sch nach zwei 
Altersgruppen, 18 bis 34 und 35 bis 79 Jahre, diff erenziert. Eine 
Auswertung der einzelnen Altersjahre verdeutlicht eine sehr 
unterschiedliche Altersstruktur im Rücklauf aus den Umfra-
gebezirken (siehe Abb. 8). Der Median schwankt zwischen 37 
Jahren im Bezirk Innenstadt I und 52 Jahren im Umfragebezirk 
Nord. Außerdem besteht bei einigen Bezirken eine deutlich 
links- (u. a. Nord und Ost) bzw. rechtsschiefe (u. a. Innenstadt I-
III und Süd) Verteilung der Altersjahrgänge. Beides ist in dieser 
Deutlichkeit in der Gesamtbevölkerung nicht gegeben (Stadt 
Frankfurt am Main 2023). Diese Altersunterschiede haben 
keine entscheidende Auswirkung auf die bezirksspezifi schen 
Rücklaufquoten (siehe Abb. 9, untere Karte), deuten jedoch 
darauf hin, dass die disproportionale Aussteuerung anhand 
nur zweier Altersgruppen deutlich unterkomplex ist.

Bildungsniveau prägt sich auf kleinräumige 
Rücklaufquoten durch

Anders als die Altersstruktur hat das in der Zufallsstichpro-
be unterschiedlich verteilte Schulbildungsniveau deutliche 
Auswirkungen auf die stadträumliche Ausprägung der Rück-
laufquoten. Fallen niedrige Anteile von Bürger:innen ohne 
oder mit Hauptschulabschluss bzw. damit korrespondierend 
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Abb. 8 Altersverteilung des Rücklaufs in den Umfragebezirken

Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, 
Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main

hohe Anteile von Abiturient:innen räumlich zusammen, wie 
beispielsweise in den Umfragebezirken Innenstadt III und Kal-
bach/Riedberg (siehe Abb. 9), liegt auch die Rücklaufquote 
deutlich über dem gesamtstädtischen Durchschnitt (Innen-
stadt III +9 %-Punkte). Umgekehrte Eff ekte ergeben sich in 
den Bezirken, in denen höhere Anteile von Teilnehmenden 
ein niedriges Bildungsniveau besitzen.
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Online-First-Ansatz mit Vor- und Nachteilen

Umfragen mit den kombinierten Teilnahmemodi online und 
Papier umzusetzen, ist in vielen Kommunen als eine Form der 
Bürger:innenbeteiligung mit eff ektivem Mitteleinsatz mitt-
lerweile weit verbreitet. Die Kombination von Papier- und 
Online-Rückläufen, insbesondere im Falle eines wie in Frank-
furt am Main praktizierten Online-First-Ansatzes, hat Vor- und 
Nachteile, die bei der Auswertung vor allem aber bei der Ge-
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Quelle: Umfrage „Leben in Frankfurt“ 2021 bis 2023, Bürgeramt, Statistik und Wahlen, Stadt Frankfurt am Main

wichtung der Umfrageergebnisse (Groves 2006; Mercer et al. 
2017) berücksichtigt werden müssen.
Wie die Ergebnisse zeigen, wirkt der Online-First-Ansatz der 
Umfrage „Leben in Frankfurt“ dem Phänomen der bei rein 
postalischen Umfragen unterrepräsentierten jüngeren Al-
terskohorten entgegen. Mit der Alterung der bereits heute 
umfangreich mit digitalen Endgeräten ausgestatteten 55- bis 
64-Jährigen werden die Online-Rückläufe aus der Gruppe ab 
65 Jahre voraussichtlich bald ebenfalls Anteile von über 50 
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Prozent am Gesamtrücklauf dieser Alterskohorte erreichen. 
Ob die Kompensation der altersunterschiedlichen Papier-
Rücklaufquoten durch online-affine junge Erwachsene und 
eher online-passive Ältere ein Übergangsphänomen ist, bleibt 
damit abzuwarten. Zurzeit ergänzen sich die beiden Modi im 
Sinne der Repräsentativität auf sehr positive Weise, in dem sie 
verschiedene demographische Zielgruppen unterschiedlich 
ansprechen.

Papierfragebogen bisher nicht verzichtbar

Sei es für den Bildungs- oder den Einkommensstatus: Die 
Rücklaufquoten zeigen, dass privilegierte Gruppen eher zur 
Online-Teilnahme tendieren. Dass die besser Gebildeten im 
ungewichteten Rücklauf regelmäßig überrepräsentiert sind, 
wird durch den Online-First-Ansatz wenn nicht perpetuiert 
so doch zumindest nicht verhindert. Auch eine optimale Re-
duzierung von Zugangsschwellen, beispielsweise durch ein 
responsives Online-Fragebogendesign oder QR-codierte Zu-
gänge kann die Teilnahmemöglichkeit auf Papier bisher nicht 
ersetzen, wenngleich eine reine Online-Umfrage im Sinne 
einer effektiven und ressourcenschonenden Umfrageabwick-
lung wünschenswert wäre. Anhand einer genauen Analyse des 
Rücklaufs muss damit auch in Zukunft die Frage abgewogen 
werden, ob auf einen PAPI-Modus unter tolerierbaren Effekten 
auf die Beteiligung einzelner soziodemografischer Gruppen 
verzichtet werden kann.

Mixed-Mode-Effekte erfordern Gewichtung 
zur Herstellung von Repräsentativität

Fasst man die eingangs herausgestellte wirksame Teilnahme 
an den Angelegenheiten des Gemeinwesens weit, schließt 
sie auch die Chancengleichheit bei der Beteiligung und Re-
präsentation aller Bevölkerungsschichten in kommunalen 
Bevölkerungsumfragen ein. Die Verwendung eines Mixed-
Mode-Ansatzes, bei dem in den Online-Rückläufen privile-
gierte Personen überrepräsentiert sind, macht folglich ein 
Gewichtungsverfahren zur Vermeidung von Verzerrungen 
unerlässlich.
Hinsichtlich der Auswahl von Stichprobenelementen weisen 
die Ergebnisse der Rücklaufuntersuchung von drei Jahren 
Mixed-Mode-Umfrage „Leben in Frankfurt“ auf Optimierungs-
möglichkeiten hin. Sie legen nahe, die Systematik der Stich-
probenaussteuerung regelmäßig zu überprüfen und diese 
gegebenenfalls zu optimieren, soweit es im Rahmen einer 
kommunalen Mehrthemenumfrage sinnvoll ist. Dies hängt 
ab sowohl von der Granularität der zur Verfügung stehen-
den Sekundärdaten als auch von der Sinnhaftigkeit, vielfach 
geschichtete Stichproben zu ziehen, bei der auch mögliche 
mathematische Hebeleffekte von Kleinststichproben im Blick 
behalten werden müssen.

Online-first als Grundlage für kleinräumige 
Auswertungen bei begrenzten Ressourcen

Der Online-First-Ansatz der Umfrage „Leben in Frankfurt“ ist 
die Grundlage für einen der zurzeit im interkommunalen Ver-
gleich höchsten Online-Rücklaufanteile von deutlich über 60 
Prozent. Dieser ist kein Selbstzweck, sondern ermöglicht es 
vielmehr, die Umfrage mit beschränktem Budget, begrenzten 
Personalressourcen und großer Stichprobe jährlich durchzu-
führen. Die große Stichprobe wiederum bietet erst die Basis 
einer ausreichenden Fallzahl für kleinräumige Analysen.
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Motivation für den Methodenwechsel

Seit 1995 wird die Stuttgart-Umfrage1 im 2-jährlichen Turnus 
durchgeführt. Die Umfrage war bis einschließlich 2007 als 
schriftliche Befragung konzipiert. Ab 2009 wurde zusätzlich 
zum schriftlichen Fragebogen ein Online-Fragebogen ange-
boten.

Um Kosten (z. B. Rückporto) und Ressourcen (z. B. Papier) zu 
sparen, entschied sich das Statistische Amt der Landeshaupt-
stadt Stuttgart bei der 2023er Befragung für einen Methoden-
wechsel. Mit der sogenannten „online-first-Methode“ wurden 
die Befragten zunächst ohne Fragebogen angeschrieben und 
zur Online-Teilnahme eingeladen. Allerdings sollte auch Be-
fragten ohne Internetzugang die Teilnahme an der Umfrage 
ermöglicht werden. Daher bekamen alle Befragten, die nach 
rund 3 Wochen noch nicht digital geantwortet hatten, ein 
Erinnerungsschreiben mit einem Druckexemplar des Frage-
bogens zugeschickt. Im Folgenden sollen die Erfahrungen der 
letztjährigen Befragung kritisch betrachtet und hinsichtlich 
der Methodik untersucht werden. 

Entwicklung der Online-Teilnehmenden 
bei der Stuttgart-Umfrage seit 2009

In Abbildung 1 sind die Anteile der Online-Teilnehmenden der 
letzten acht Stuttgart-Umfragen seit Einführung der Online-
Option dargestellt. Es zeigt sich zwischen 2009 und 2019 ein 
eher kontinuierlicher Anstieg der Online-Nutzung von 16 auf 
28 Prozent. Bei der vorletzten Umfrage 2021 – mutmaßlich 
aufgrund der pandemischen Lage – ist jedoch erstmals ein 
sehr deutlicher Anstieg um 9 Prozentpunkte zu verzeichnen. 
Insgesamt 37 Prozent nahmen 2021 online an der Befragung 
teil. Die zunehmende Gewöhnung der Bevölkerung an On-
lineformate (z. B. Zensus) zum Anlass nehmend und durch 
positive Erfahrungen der Städte Leipzig und Frankfurt am 
Main im Rahmen der VDSt-Arbeitsgemeinschaft Kommunale 
Umfragenhilfe ermutigt, wurde – wie oben bereits erwähnt 
– 2023 erstmals auf „online first“ umgestellt. Das Ergebnis 
dieser Umstellung mit einem Anteil von nahezu 70 Prozent 
Online-Teilnehmenden hat die eigenen Erwartungen dabei 
bei weitem übertroffen.

Jochen Gieck

Online-Beteiligung bei der Stuttgart-Umfrage
Ändert sich die Struktur der Teilnehmenden 
durch einen Methodenwechsel?

Im Jahr 2023 wurde die Stuttgart Umfrage1 auf ein „online-first“-
Verfahren umgestellt. Dabei wurde bei der ersten Kontaktaufnah-
me auf das Mitschicken eines Papierfragebogens verzichtet und 
auf den Online-Fragebogen hingewiesen. Welche Veränderungen 
sich durch diesen Methodenwechsel ergeben, wird nachfolgend 
skizziert. Zunächst wird die Entwicklung der Online-Teilnehmen-
den seit Einführung der Online-Option im Jahr 2009 aufgezeigt. 
Mit Hilfe einer logistischen Regression werden für die Stuttgart-
Umfrage 2023 die Wahrscheinlichkeiten einer Online-Teilnahme 
nach Geschlecht, Schulabschluss und Alter geschätzt und mit 
denen der Stuttgart-Umfrage 2021 verglichen, um somit struk-
turelle Unterschiede untersuchen zu können. Zusätzlich werden 
die organisatorischen Vor- und Nachteile diskutiert. Dabei sollen 
unter anderem folgende Fragen beantwortet werden:
-	 Hat sich durch die andere Vorgehensweise die Struktur der 

Teilnehmenden verändert?
-	 Hat sich der Rücklauf durch die neue Methode verändert?
-	 Welche weiteren Vorteile und Nachteile bietet die Umstel-

lung?
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Wer sind die Online-Teilnehmenden?

Doch wer sind die Online-Teilnehmenden 2023 und unter-
scheiden sich diese in ihrer Struktur von den Personen, die 
2021 online an der Stuttgart-Umfrage teilgenommen haben? 
Diesen Fragen soll hier mit Hilfe einer logistischen Regression 
nachgegangen werden. Das gewählte Analyseverfahren er-
möglicht die Vorhersage der von einem bestimmten Merkmal 

abhängigen Wahrscheinlichkeit online an der Befragung teil-
zunehmen und kontrolliert dabei für die weiteren im Modell 
berücksichtigten Variablen.  
In die logistischen Regressionsmodelle gehen die Merkmale 
Geschlecht, Schulabschluss und Alter ein. Auf die tabellarische 
Ausweisung der logistischen Regressionskoeffizienten wird 
an dieser Stelle verzichtet. Die entsprechenden Koeffizienten 
für die Jahre 2021 (in Rot) und 2023 (in Blau) werden in vor-
hergesagte Wahrscheinlichkeiten überführt und ins Verhält-
nis zueinander gesetzt. Neben den Punktschätzern werden 
95 %-Konfidenzintervalle ausgewiesen.
Der deutliche Unterschied im Niveau zwischen 2021 und 2023 
erklärt sich in Abbildung 2 zunächst durch die Umstellung 
auf „online first“. Die bereits für das Jahr 2021 festgestellten 
signifikanten Unterschiede zwischen Männern und Frauen, 
den Fragebogen online auszufüllen (Heinsohn 2023), haben 
auch im Jahr 2023 Bestand. Während für Männer eine Wahr-
scheinlichkeit von 83 Prozent vorhergesagt wird, liegt der Wert 
für Frauen bei rund 71 Prozent.
Ein ähnliches Bild ergibt sich für die vorhergesagten Wahr-
scheinlichkeiten nach Schulabschluss der Befragten. Mit 
zunehmendem Bildungsgrad nimmt die Wahrscheinlichkeit 
den Fragebogen online auszufüllen zu. Sind die Unterschiede 
zwischen Befragten mit Hauptschulabschluss (65 Prozent) im 
Vergleich zu Befragten mit Realschulabschluss (73 Prozent) 
noch nicht signifikant unterschiedlich, so zeigt sich bei der 
Hochschulreife (Abitur und Fachhochschulreife) mit 81 Pro-
zent ein signifikant höherer Wert für das Jahr 2023. Im Niveau 
deutlich niedriger, aber in der Struktur nahezu identisch stellen 
sich die Werte für 2021 dar.
In einem dritten Schritt wird die Wahrscheinlichkeit der Be-
fragten nach dem Alter ausgewertet. Hierbei wurden aus 
Vergleichbarkeitsgründen nur Befragte zwischen 18 und 85 
Jahren berücksichtigt, da in der Stuttgart-Umfrage 2021 16- 
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Abb. 2 Vorhergesagte Wahrscheinlichkeit der Online-Teilnahme 
nach Geschlecht

Punktschätzer mit 95 %-Konfidenzintervall

Quellen: Stuttgart-Umfragen 2021, 2023

Abb. 1 Anteil Online-Teilnehmende der Stuttgart-Umfragen 2009–2023

Quelle: Stuttgart-Umfragen 2009–2023
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Abb. 3 Vorhergesagte Wahrscheinlichkeit der Online-Teilnahme 
nach Schulabschluss

Punktschätzer mit 95 %-Konfi denzintervall

Quellen: Stuttgart-Umfragen 2021, 2023
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Abb. 4 Vorhergesagte Wahrscheinlichkeit der Online-Teilnahme nach Alter

Anmerkung: Zur besseren Vergleichbarkeit wurden nur Befragte zwischen 18 und 85 Jahren berücksichtigt
Punktschätzer mit 95%-Konfi denzintervall; Trendlinie 2021 in rot und Trendlinie 2023 in blau

Quellen: Stuttgart-Umfragen 2021, 2023

und 17-Jährige nicht befragt wurden. Zudem ist die Zahl der 
Online-Teilnehmenden ab 85 Jahren sehr gering, was zu ex-
trem großen Konfi denzintervallen führt. Auff ällig erscheint 
beim Alter der Unterschied zwischen den beiden Untersu-
chungsjahren. Während 2021 die Wahrscheinlichkeit den Fra-
gebogen online auszufüllen nahezu linear mit zunehmen-
dem Alter sinkt (rote Trendlinie), ist 2023 eine etwas andere 
Entwicklung zu erkennen (blaue Trendlinie). Hier steigt die 
Trendlinie zunächst noch bis zu einem Alter von 34 Jahren 
auf rund 84 Prozent an, um dann bis zu einem Alter von etwa 
Mitte 60 eher leicht auf rund 75 Prozent Onlinebeteiligung 
abzusinken. Ab einem Alter von knapp 70 Jahren nimmt die 
vorhergesagte Nutzung des Online-Fragebogens jedoch sehr 
rasch um rund 30 Prozentpunkte ab auf einen Wert von 43 
Prozent für die 85-Jährigen.

Verändert sich der Rücklauf durch die neue 
Methode, werden eventuell bestimmte Grup-
pen abgeschreckt?

Der Rücklauf bei der Stuttgart-Umfrage ist über die Jahre 
sehr stabil und liegt aktuell bei 41 Prozent und damit etwas 
niedriger als 2021 (vgl. Tab. 1). Der vorgenommene Metho-
denwechsel hat der Rücklaufquote aber ganz off ensichtlich 
nicht geschadet. 
Wenn man sich die Struktur der Befragten genauer anschaut, 
so sind auch hier nur ganz marginale Veränderungen zu er-
kennen (vgl. Schöb 2021 und 2023).
Im Wesentlichen ist die aus vielen anderen Bevölkerungsum-
fragen bekannte geringere Beteiligung von jüngeren Befrag-
ten, bildungsfernen Schichten sowie Befragten mit auslän-

dischem Pass wahrnehmbar. Dementsprechend sind ältere 
Befragte (ab 65 Jahren), Befragte mit Hochschulreife sowie 
Deutsche überrepräsentiert. Diese Phänomene sind auch bei 
der aktuellen Umfrage festzustellen.
Die neue Methode führt lediglich zu einer geringfügig schlech-
teren Beteiligung der Befragten ab einem Alter von 65 Jahren. 
Insgesamt gesehen bleibt die Struktur der Teilnehmenden also 
sehr stabil, Strukturbrüche sind nicht ersichtlich.
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Tab. 1 Rücklaufquoten der Stuttgart-Umfrage seit 1995

1 Anzahl der zurückgesandten und gültigen Fragebogen/Bruttostichprobe.
Quelle: Stuttgart-Umfragen 1995–2023

1995 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 2019 2021 2023

Bruttostichprobe 5013 6934 7000 8635 8674 8727 8636 8633 9167 9440 9339 9241 10327

Realisierte Stichprobe1 2142 2546 2398 3388 3650 3838 4304 3771 3653 4144 3863 3906 4244

davon online 628 820 816 911 1106 1096 1463 2957

davon online in % 16 % 19 % 22 % 25 % 27 % 28 % 37 % 70 %

Ausschöpfung (brutto) in % 43 % 37 % 34 % 34 % 42 % 44% 50 % 44 % 40 % 44 % 41 % 42 % 41 %

Welche Vorteile bietet diese Umstellung?

Zuallererst sollte die Ressourceneinsparung durch geringe 
Druckkosten und damit einhergehend ein spürbar geringerer 
Papiereinsatz genannt werden, da zum Zeitpunkt des Frage-
bogenversands ca. 20 Prozent der Befragten bereits online 
geantwortet hatten. Materiell fällt besonders das eingesparte 
Rückporto ins Gewicht. Ausgehend von einem Vollzahlerpreis 
für zurückgesendete Papierfragebogen von 1,60 € je Rücksen-
dung konnten somit bei rund 1500 Fragebogen, die zusätzlich 
online ausgefüllt wurden, allein beim Rückporto ca. 2400 Euro 
eingespart werden.
Eine Befürchtung im Vorfeld der Umstellung war, dass ältere 
Befragte, die nicht online teilnehmen können oder wollen, 
verstärkt telefonisch den Papierfragebogen nachfragen, be-
vor dieser automatisch verschickt wurde. Dem war allerdings 
nicht so. Selbst bei den beiden Erinnerungsschreiben riefen 
im Vergleich zu früheren Befragungsaktionen deutlich weni-
ger Bürgerinnen und Bürger an. Dies führte zu einer spürba-
ren Entlastung der Telefon-Hotline. Darüber hinaus mussten 
deutlich weniger Fragebogen mittels High-Speed-Scanner 
eingescannt bzw. aufwändig verifiziert werden. Hier zeigte 
sich im Arbeitsablauf der stärkste positive Effekt.

Gibt es Nachteile durch den Methodenwechsel?

Der einzig für uns feststellbare Nachteil war, dass sich die Al-
tersgruppe 65plus etwas weniger an der Umfrage beteiligt 
hat. Da diese Altersklasse in den Stuttgart-Umfragen jedoch 
bislang überrepräsentiert war (s. o.), kann dieser vermeintliche 
Nachteil sogar als Vorteil angesehen werden.

Fazit

Die Umstellung auf die sogenannte „online first“-Methode hat 
sich aus unserer Sicht vollumfänglich bewährt. Neben den 
genannten organisatorischen Vorteilen durch weniger Res-
sourcen- und Personaleinsatz, konnte die Untersuchung auf-
zeigen, dass auch methodisch keine Verzerrungen z. B. in der 
Zusammensetzung der antwortenden Personen entstanden 
sind. Vielmehr zeigt sich die Teilnehmendenstruktur erstaun-
lich robust und eine hohe Akzeptanz des Online-Fragebogens 
zumindest bis zu einem Alter von 65 Jahren ist gegeben. Daher 
wird das Statistische Amt der Landeshauptstadt Stuttgart auch 
bei zukünftigen Befragungen auf „online first“ setzen, eine 
Papiervariante des Fragebogens jedoch weiterhin anbieten. 

	
1	 Die Stuttgart-Umfrage firmierte von 1995 bis 2021 unter Bürgerum-

frage. Im weiteren Text wird auf diese Unterscheidung verzichtet.

Literatur

Heinsohn, Till (2023): Online an den Befragun-
gen der Landeshauptstadt Stuttgart teilneh-
men – Geschlecht, Bildung und Alter spielen 
eine entscheidende Rolle. In: Landeshaupt-
stadt Stuttgart, Statistik und Informations-
management, Monatsheft 4/2023, S. 64–65.

Schöb, Anke (2023): Die große Mehrheit lebt 
gerne in Stuttgart – die wahrgenommene 
Lebensqualität geht jedoch weiter zurück. 
Erste Ergebnisse der Stuttgart-Umfrage 
2023. In: Landeshauptstadt Stuttgart, Statistik 
und Informationsmanagement, Monatsheft 
11/2023, S. 209–226.

Schöb, Anke (2021): Bewertung der Lebensqua-
lität sinkt, wahrgenommene Probleme blei-
ben gleich: Erste Ergebnisse der Stuttgarter 
Bürgerumfrage 2021. In: Landeshauptstadt 
Stuttgart, Statistik und Informationsmanage-
ment, Monatsheft 8/2021, S. 216–238.

Schwerpunkt Kommunale Befragungen



	 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK     1|2024	 67

Dr. Rupert Kawka
Dipl.-Geogr., Dipl.-Vw., Leiter des Referats „Raumentwicklung“ 
im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung. The-
menschwerpunkte: ländliche Entwicklung, gleichwertige Le-
bensverhältnisse, regionale Disparitäten, Regionalstatistik.
:	 rupert.kawka@bbr.bund.de

Schlüsselwörter:
Lebenshaltungskosten – regionale Preisunterschiede – 
regionale Disparitäten – experimentelle Daten – Web Scraping

Einleitung

Warum sind manche Städte und Landkreise teurer zum Le-
ben als andere? Bekannt ist schon lange, dass die Mieten und 
Immobilienpreise in München hoch sind, mittlerweile haben 
andere, vor allem große Städte und ihr Umland, nachgezogen. 
Aber die Lebenshaltungskosten – oder richtiger ausgedrückt 
ein regionaler Preisindex – bestehen nicht nur aus den Mie-
ten. Für die Berechnung ist eine Vielzahl an Preisen für un-
terschiedliche Güter nötig. Erst mit einem solchen Datensatz 
ist es möglich, auf regionale Zusammenhänge zu schließen.
Diese Informationen fehlen in der amtlichen Statistik von 
Deutschland. Ähnlich ist die Situation in vielen anderen Staa-
ten. Aber es gibt auch Statistikbehörden, die regelmäßig Daten 
hierzu veröffentlichen. Beispiele sind Statistics Canada (2022), 
Government of Western Australia (2021) oder Statistics Bureau 
of Japan (2020) mit mehrjährigen Zeitreihen. Bemerkenswert 
ist, dass es im Gegensatz zur Berechnung der Inflationsrate, 
die weitgehend vereinheitlicht ist, keine gemeinsame Vor-
gehensweise bei der Erstellung eines Preisindex gibt. Inwie-
weit methodisch unterschiedliche Datenerhebungen und 
Berechnungen gegeben sind, lässt sich aus den verfügbaren 
Dokumenten nicht herauslesen. Zumindest zeigt sich bei den 
Ergebnissen, dass die Ämter die Preisindizes für verschiede-
ne Gütergruppen ausweisen. Ebenso variiert die räumliche 
Auflösung – beispielsweise sind in Japan die Werte für die 47 
Präfekturen des Landes ausgewiesen, in Kanada aber nur für 
15 große Städte. Insofern gibt es amtlicherseits eine stärkere 
Heterogenität bei den Vorgehensweisen.
Hinzu kommen unterschiedliche methodische Ansätze aus 
dem wissenschaftlichen Bereich, die einen Preisindex nur für 
ein einziges Jahr berechnen und oftmals keine flächende-
ckend kleinräumigen Daten ausweisen. Trotz einiger Kritik-
punkte (vgl. hierzu BBSR/IW 2023, S. 12–14) ergeben sich aus 
der Bandbreite der Ansätze wichtige Hinweise für die Diskus-
sion um die Erhebung von regionalen Preisindizes. Deutlich 
wird dabei auch, dass die Datenerhebung mit einem großen 
Aufwand verbunden ist und die meisten Studien sich daher auf 
bereits verfügbare Daten stützten. Die Studie des Bundesamts 
für Bauwesen und Raumordnung mit einem eigens aufge-
bauten Datensatz (BBR 2009) ist unter den zurückliegenden 
Arbeiten eine Ausnahme.
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi; 
heute: Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK)) hat im Jahr 2019 das Forschungsprojekt „Big Data 

Rupert Kawka

Ein neuer regionaler Preisindex für Deutschland

Basierend auf dem Warenkorb des Statistischen Bundesamts 
zur Berechnung der Inflationsrate haben das Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW) und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) Daten zu einer Vielzahl von Preisen 
erhoben, um einen regionalen Preisindex auf der Kreisebene für 
Deutschland zu berechnen. Insgesamt können über 85 % des 
Warenkorbs abgedeckt werden. Damit stehen aktuelle Daten für 
das Bundesgebiet zur Verfügung. Die Datenerhebung geschah 
vor allem mittels Web Scraping, indem die Preise auf den Inter-
netseiten einzelner Anbieter ausgelesen wurden. Ein wichtiges 
Element ist die Modellierung des regionalen Mietenniveaus aus 
Bestand- und Angebotsmieten, da die Wohnkosten den Waren-
korb sehr stark prägen.

Stadtforschung
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in der makroökonomischen Analyse“ mit dem Ziel ausge-
schrieben, regionale Preisniveaus mit Hilfe unkonventionel-
ler Datenquellen zu vergleichen. Auf diese Ausschreibung 
haben sich das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) und das 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
erfolgreich beworben. Die Ergebnisse des Projekts sind in 
BBSR und IW (2023) veröffentlicht. Grundlage dafür waren 
die bereits erwähnte, frühere Machbarkeitsstudie und kon-
zeptionelle Überlegungen des Bundesamts für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR 2009) sowie die hohe Kompetenz des IW 
bei der automatisierten Datenerfassung mittels Web Scraping 
und zu Fragen des Immobilienmarktes. Gerade die preisliche 
Erfassung der Wohnkosten ist ein zentraler Aspekt bei der 
Berechnung eines regionalen Preisindex, weil die Mieten und 
die Wohnnebenkosten etwa ein Viertel des Warenkorbs des 
Statistischen Bundesamts ausmachen. Damit prägen die Werte 
für diesen Teilbereich das Endergebnis in hohem Ausmaß.

Datenerhebung durch Web Scraping

Der Warenkorb des Statistischen Bundesamts
Der Warenkorb des Statistischen Bundesamts zur Berech-
nung der Inflationsrate ist ein repräsentatives Abbild der 
Konsumstruktur der Verbraucherinnen und Verbraucher. Die 
empirische Grundlage hierfür ist die Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe, die Auskunft sowohl über die konsumier-
ten Waren und Dienstleistungen als auch über deren Anteile 
an der gesamten Ausgabenstruktur gibt. Daher bietet es sich 
an, diesen Warenkorb als Grundlage für die zu erhebenden 
Preise zu verwenden. 
Dabei stellen sich zwei grundsätzliche Probleme: Es müssen 
die Preise für möglichst viele Güter in allen oder zumindest 
sehr vielen Teilräumen erhoben werden, um überhaupt die 
regionalen Unterschiede abbilden zu können. Zudem müssen 
die ausgewählten Güter über alle Regionen hinweg hinsicht-
lich ihrer Qualität vergleichbar sein, denn mögliche Unter-
schiede dabei können sich auch in abweichenden Preisen zei-
gen. Zwar erhebt das Statistische Bundesamt monatlich mehr 
als 300.000 Einzelpreise in vielen Gemeinden zur Berechnung 
der Inflationsrate, aber weil die Preise für das am Erhebungsort 
am häufigsten gekaufte Produkt erfasst wird, kann es über 
das Bundesgebiet hinweg zu Marken- oder Mengenunter-
schieden kommen. Damit ist eine räumliche Vergleichbarkeit 
nicht gewährleistet.

Empirische Grundlage
Daher haben sich das IW und das BBSR dazu entschieden, die 
Daten für möglichst viele der etwa 690 Güter im Warenkorb 
des Statistischen Bundesamts selber zu erheben. Methodisch 
bietet sich hierfür das Web Scraping an, da auf diese Weise au-
tomatisiert Preisinformationen aus Internetseiten der Anbieter 
ausgelesen werden können. Für jede Internetseite schrieb das 
IW einen Web Scraper, mit dem die Preise der einzelnen Güter 
und ihr Gültigkeitsgebiet erfasst werden konnten. So wurden 
beispielsweise die Kosten von bestimmten Lebensmitteln bei 
über 1.500 Filialen von REWE erfasst, indem automatisch die 
Postleitzahlen eingegeben und die Preise in eine Datenbank 
geschrieben wurden. Der Vorteil des Web Scrapens ist, dass 

dieses Verfahren weniger fehleranfällig als eine händische 
Erhebung ist, zudem können die Daten in Folgejahren wie-
derholt ausgelesen werden, sofern die Internetseiten noch 
bestehen und sich ihre Struktur nicht geändert hat. Dabei 
galt es vor dem Auslesen der Informationen abzuschätzen, 
ob die ausgewählten Geschäfte und damit die verwende-
ten Internetseiten mit einer hohen Wahrscheinlichkeit auch 
noch in der Zukunft existieren. Neben diesem Kriterium war 
zu prüfen, ob die Daten kostenfrei und in guter Qualität zur 
Verfügung stehen sowie ob die Waren und Dienstleistungen 
möglichst bundesweit angeboten werden. Aus diesem Grund 
wurden die Internetseiten von bundesweit tätigen Ketten-
geschäften, aber auch von Vergleichsportalen ausgelesen. 
Sofern die Preise über das Bundesgebiet variieren, mussten 
die Informationen so ausgewiesen sein, dass eine Berechnung 
auf der Kreisebene möglich war. Daher war ein weiteres Krite-
rium, dass neben der Information über den Preis auch dessen 
räumlicher Gültigkeitsbereich veröffentlicht ist – etwa die Post-
leitzahl, über die dann auf den betreffenden Kreis geschlossen 
werden kann. In einigen wenigen Fällen, wie etwa bei den 
Lottogebühren, wurde der so aufgebaute Datensatz durch 
eine manuelle Erfassung ergänzt. Ebenso kamen für einige 
Dienstleistungen als Proxy-Variablen die regionalen Gehälter 
von der Bundesagentur für Arbeit hinzu, da sich z.B. die Preise 
für einen Haarschnitt nicht über das Web Scraping auslesen 
lassen. Darüber hinaus gibt es Waren und Dienstleistungen, 
deren Preise keine Variation über das Bundesgebiet aufweisen. 
Beispiele hierfür sind Portogebühren und Bahnfahrkarten, die 
GEZ-Gebühr und Bücher. Auch diese wurden dem Datensatz 
hinzugefügt.

Umgang mit fehlenden Daten
Der Warenkorb des Statistischen Bundesamts ist hierarchisch 
gegliedert. Die hier verwendete Datengrundlage besteht auf 
der untersten Ebene (sog. 10-Steller-Ebene) zumeist aus einem 
Gut, für das der zugehörige Preis erhoben wurde. Eigenmar-
ken blieben unberücksichtigt, da diese nach eigenen Über-
prüfungen keine räumlichen Unterschiede aufweisen. Auf 
diese Weise konnte der Warenkorb zu 85,3 Prozent abgedeckt 
werden, was eine sehr gute empirische Grundlage für die Be-
rechnung des regionalen Preisindex darstellt. Es verbleibt ein 
nicht erhobener Rest von 14,7 Prozent. Für diese Güter sind 
die räumlichen Preisunterschiede unbekannt. Darunter fallen 
beispielsweise persönliche Dienstleistungen, frische Blumen, 
einige Haushaltswaren und Freizeitartikel. Ihr Einfluss auf den 
Gesamtindex ist aber als gering zu erachten, weil sie jeweils 
für sich genommen nur einen sehr geringen Wägungsanteil 
am Warenkorb haben. Zudem ist zu vermuten, dass sie un-
terschiedliche räumliche Muster bei ihren Preisen aufweisen, 
so dass ihre räumliche Variation eher im Sinne eines „weißen 
Rauschens“ interpretiert werden kann und ihre Einbeziehung 
das Gesamtergebnis kaum ändern würde.
Trotz einer Vielzahl von Einzeldaten lassen sich nicht für alle 
Waren und Dienstleistungen in allen Regionen die entspre-
chenden Preise finden. Es kommt immer wieder zu Daten-
lücken, weil – um im obigen Beispiel zu bleiben – nicht in 
allen Landkreisen eine REWE-Filiale existiert. In diesen Fällen 
erfolgte eine sogenannte Imputation, indem der fehlende 
Wert aus dem Mittelwert der jeweiligen Güterpreise von allen 

Stadtforschung



	 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK     1|2024	 69

Kreisen desselben BBSR-Kreistyps1 innerhalb des jeweiligen 
Bundeslandes ersatzweise herangezogen wurde. Dies ist mit 
der Annahme verbunden, dass sich die Preise innerhalb eines 
Kreistyps stärker ähneln als im Vergleich mit den benachbarten 
Kreisen. Dieses Verfahren hat den weiteren Vorteil, dass etwa 
bei einer Aktualisierung in den Folgejahren eine automatisier-
te Berechnung erfolgen kann.
Fehlende Werte kann es aber auch geben, wenn für manche 
Güter auf der untersten 10-Steller-Ebene keine Werte gefun-
den werden konnten. Verschiedene Güter auf der 10-Steller-
Ebene sind auf der übergeordneten Hierarchiestufe, der so 
genannten 5-Steller-Ebene zusammengefasst. So bilden ein 
Herd mit Backofen und ein Mikrowellenherd für sich genom-
men jeweils eine 10-Steller-Ebene ab, zusammen bilden sie die 
Produktgruppe der Kochgeräte (d. h. die zugehörige 5-Steller-
Ebene). Sofern die Preise für nur ein Produkt verfügbar sind, 
könnte dieses als Stellvertreter für das andere genommen 
werden – unter der Annahme, dass die regionale Varianz der 
Preise ähnlich ist. Allerdings fehlen oftmals innerhalb einer 
5-Steller-Ebene mehrere oder alle Güter auf der 10-Steller-
Ebene oder die Annahme der ähnlichen räumlichen Preisun-
terschiede war nicht plausibel, so dass manche Gütergruppen 
aus dem Warenkorb ausgeklammert werden mussten.
Alleine die Beispiele zur Datenerhebung zeigen, dass ein regio-
naler Preisindex nur mit gewissen Abstraktionen zu berechnen 
ist. Neben einem grundlegenden theoretischen Konstrukt, in 
diesem Fall der Warenkorb eines repräsentativen Konsumen-
ten, sind weitere konzeptionelle Überlegungen nötig. Es neh-
men nicht nur die Datenlücken zu, je regional differenzierter 
die Darstellung sein soll, sondern es steigt auch das Problem 
der räumlichen Zuordnung. So werden die Preise für ein Ge-
richt am Ort des Restaurants gemessen, aber Lieferdienste 
können die Speisen an andere Wohnorte bringen. Ferner wer-
den Waren für den episodischen Bedarf nur an Orten mit einer 
hohen Hierarchiestufe im zentralörtlichen System angebo-
ten. Damit fallen Fahrtkosten an, die entsprechend modelliert 
werden müssten. Zudem lösen Onlinekäufe das räumliche 
Gefüge auf. Gleichzeitig stützt sich die Datenerhebung auf 
große Kettengeschäfte. Einzelanbieter bleiben unberücksich-
tigt, denn zum einen veröffentlichen sie nicht ihre Preise im 
Internet, zum anderen müsste für jedes einzelne Geschäft ein 
eigener Web Scraper geschrieben werden. Damit verbunden 
ist, dass tendenziell eher gängige Güter oder weitverbreitete 
Markenartikel die Datengrundlage bilden. Inhabergeführte 
Geschäfte, die ein spezielles und tendenziell höherwertiges 
Angebot führen, werden nicht einbezogen. Ebenfalls betrifft 
dies die Auswahl der Restaurants, die beim Essenlieferdienst 
Lieferando gelistet sind. Die höher- und höchstwertige Gas-
tronomie fehlt oder ist kaum vertreten, sodass die Preise nur 
ein bestimmtes Segment abdecken.

Kosten für Wohnen

Bei der Berechnung eines regionalen Preisindex muss ein 
besonderes Augenmerk auf die Kosten für das Wohnen und 
die Nebenkosten gerichtet sein. Dies hat zwei Gründe: Diese 
Kosten sind zum einen mit einem Gewicht von etwas mehr als 
einem Viertel der mit Abstand bedeutendste Ausgabeposten 

im Warenkorb. Zum anderen gibt es große regionale Unter-
schiede, insbesondere bei den Mietpreisen, aber auch bei den 
Nebenkosten. Eine einfache, jedoch unbefriedigende Möglich-
keit ist, nur die Angebotsmieten in einen regionalen Preisindex 
einfließen zu lassen. Diese stehen seitens verschiedener Anbie-
ter auf Kreisebene zur Verfügung, decken allerdings nur einen 
Teil des Wohnungsmarktes ab. Ein Großteil der Mieterinnen 
und Mieter lebt schon längere Zeit in ihren Wohnungen, so 
dass auch die Bestandsmieten in die Kalkulation einfließen 
müssen. Und da gerade in vielen Ballungszentren und ihrem 
Umland die Mieten in den letzten Jahren stark angezogen 
haben, würde dort ein regionaler Preisindex überzeichnet sein, 
wenn lediglich die aktuellen Angebotsmieten die empirische 
Grundlage bilden. 
Um diesem Problem zu begegnen, hat das IW ein sogenann-
tes Mietenmodul entwickelt, das verschiedene Datenquellen 
miteinander kombiniert: aktuelle und frühere Angebotsmieten 
aus dem Datenbestand der Value AG und Informationen zur 
durchschnittlichen Wohndauer aus dem Mikrozensus, wobei 
auch die Kosten für unterschiedliche Wohnungstypen Eingang 
finden. So erfragte beispielsweise der Mikrozensus 2018 die 
Wohndauer bzw. das Einzugsjahr, und diese Informationen 
liegen räumlich differenziert für die BBSR-Kreistypen vor. 
Frühere Angebotsmieten, gewichtet mit dem Anteil der Mie-
terinnen und Mieter in jedem einzelnen Einzugsjahr, gehen 
mit den aktuellen Angebotsmieten in einen Wert ein, so dass 
sich schließlich das aggregierte Mietniveau in einem Kreis 
berechnen lässt. Dies ist nur mit einer Vielzahl an einzelnen 
Informationen möglich, aber da der Datensatz 10,7 Mio. Ein-
zelmieten umfasst, basiert ein solches Modell auf einer soliden 
empirischen Basis.
Auf diese Weise zeigt sich, dass beispielsweise die Angebots-
mieten in den sieben größten deutschen Städten im Durch-
schnitt 13,54 Euro pro m² betragen, die Bestandsmieten aber 
mit 10,63 Euro pro m² deutlich günstiger sind. Auch für alle 
anderen BBSR-Kreistypen gibt es größere Unterschiede, denn 
die Bestandsmieten liegen mehr als ein Fünftel unter den An-
gebotsmieten.
Darüber hinaus fließen auch die Nebenkosten in den Preis-
index ein, d. h. alle umlagefähigen Betriebskosten. Bei etwa 
590.000 Inseraten im Datensatz der Value AG sind diese Kosten 
aufgeführt. Dabei zeigen sich erheblich räumliche Unterschie-
de: Während die kalten Nebenkosten im Jahr 2022 in den sie-
ben größten Städten Deutschlands bei durchschnittlich 1,91 
Euro pro m² lagen, beliefen sie sich in den dünn besiedelten 
Kreisen auf 1,32 Euro pro m² und schwanken zwischen 0,89 
Euro pro m² im rheinland-pfälzischen Landkreis Cochem-Zell 
und 2,11 Euro pro m² in Leverkusen.

Ergebnisse

Basierend auf diesem umfangreichen Datensatz lassen sich die 
Werte für die regionalen Preisindizes berechnen. Dabei zeigen 
sich erhebliche Unterschiede über das Bundesgebiet (Abb. 1).
Den maximalen Wert weist die Stadt München mit 125,1 auf, 
gefolgt von Frankfurt am Main und Stuttgart mit 115,9 bzw. 
114,8 sowie Hamburg mit 111,5. Ebenso liegen die Preisindi-
zes im Umland von München mit 110,1 bis 116,7 am oberen 
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Abb. 1 Regionaler Preisindex für Deutschland
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Ende des Wertebereichs. Auch ist das Umland um die anderen 
eben genannten drei Großstädte recht teuer, und je weiter die 
Landkreise von den Kernstädten entfernt sind, desto günstiger 
ist das Leben dort. Zwei Ausnahmen finden sich in der Liste 
der Hochpreisregionen – die kleineren Großstädte Freiburg 
im Breisgau mit 112,7 und Heidelberg mit 111,5. 
Demgegenüber finden sich viele Kreise, die sehr niedrige Wer-
te beim regionalen Preisindex aufweisen – etwa im Bereich von 
90,5 bis einschließlich 91,5. Insgesamt fallen 22 Kreise in diesen 
Wertebereich. Bis auf die Städte Pirmasens und Gera sind dies 
Landkreise. Der Großteil dieser Kreise – 16 der 22 – liegt in 
Ostdeutschland. Wie Abbildung 1 zeigt, liegen diese günstigen 
Landkreise und die beiden kreisfreien Städte zumeist fernab 
der großen Städte.
Diese Befunde aus der visuellen Interpretation der Karte spie-
geln sich auch auf einer aggregierten Ebene in den BBSR-
Kreistypen wider, wobei die sieben einwohnerstärksten Städ-
te – Berlin, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, Köln, 
München und Stuttgart – gesondert betrachtet werden (Tab. 
1). Diese sieben Städte haben – abgesehen von Freiburg und 
Heidelberg – die höchsten Werte beim regionalen Preisindex. 
Sie liegen auch deutlich über dem der übrigen kreisfreien 
Großstädte. Werden die Kreistypen 1 (ohne die sieben größten 
Städte) bis 4 miteinander verglichen, zeigen sich für West-
deutschland wesentlich geringere Unterschiede als für Ost-
deutschland. Im Osten fällt auf, dass zwischen den kreisfreien 
Großstädten (ohne Berlin) und den städtischen Kreisen ein 
deutlicheres Preisgefälle als im Westen besteht. Insgesamt 
zeigt sich auch, dass die östlichen Bundesländer günstiger in 
der Lebenshaltung sind.
Wird der Gesamtindex aufgeteilt in einen Teilindex ausschließ-
lich für die Mieten und Wohnnebenkosten und einen weiteren 
für alle anderen Güter, ergeben sich deutliche Unterschiede: 
Bei den Wohnkosten liegt der Wertebereich zwischen 68,0 im 
sächsischen Vogtlandkreis und 180,9 in der Stadt München. 
Dies ist eine wesentlich größere Spannweite als beim Gesamt-
index, die dort nur zwischen 90,5 und 125,1 liegt. Das bedeu-
tet, dass sich die Wohnkosten zwischen den Regionen extrem 
unterscheiden – im Vogtlandkreis ist das Wohnen 32 Prozent 
günstiger als im Bundesdurchschnitt, in München aber fast 81 
Prozent teurer. Ebenfalls hohe Werte finden sich im Landkreis 

München (154,6), Frankfurt am Main (152,7), Starnberg (146,3) 
und Stuttgart (140,6). Demgegenüber hat der Teilindex für 
alle anderen Güter außer den Mieten und den Wohnneben-
kosten nur einen geringen Schwankungsbereich, die Werte 
liegen lediglich zwischen 98,3 und 104,2. Dies unterstreicht 
die hohe Bedeutung der Mieten und Wohnnebenkosten für 
den Gesamtindex. Dennoch gibt es zwischen den beiden Tei-
lindizes einen gewissen statistischen Zusammenhang, der 
Maßkorrelationskoeffizient beträgt 0,62. Regionen mit einem 
höheren Mietniveau weisen demnach auch in den anderen 
Güterarten höhere Preise auf. Der Zusammenhang liegt auf 
der Hand, da etwa Geschäftsräume entsprechend teurer sind, 
so dass Dienstleistungen daher zu höheren Preisen angeboten 
werden müssen.
Eingangs zu diesem Artikel wurde die Frage gestellt, welche 
Gründe für die unterschiedlichen Preisniveaus in den Regio-
nen und Städten ursächlich sind. Auch wenn der nachfolgende 
Befund nicht ausschließen kann, dass es weitere Faktoren 
gibt, zeigt er einen sehr plausiblen Zusammenhang: Je höher 
die Wachstumsrate der Bevölkerung in den Jahren 2011 bis 
2021 war, desto höher ist auch der regionale Preisindex. Der 
Maßkorrelationskoeffizient zwischen diesen beiden Variablen 
beträgt 0,73. Abbildung 2 zeigt, dass alle Kreise und Städte mit 
Einwohnerverlusten während der betrachteten Dekade einen 
Preisindex unter dem Bundesdurchschnitt mit dem Wert 100 
aufweisen. Bei den wachsenden administrativen Einheiten gibt 
es eine gewisse Heterogenität. Stark wachsende Kreise und 
Städte, d.h. mit einem Zuwachs von jährlich über 1 Prozent, 
weisen überdurchschnittlich hohe Werte beim Preisindex auf. 
Eine Ausnahme bildet dabei Leipzig. Diese Stadt wies während 
der betrachteten zehn Jahre das stärkste Bevölkerungswachs-
tum in Deutschland auf, ihr Preisindex liegt aber bei 96,4 und 
damit unter dem Bundesdurchschnitt. Die erwähnte Hetero-
genität wird aber bei den Landkreisen und kreisfreien Städten 
deutlich, die eine positive jährliche Wachstumsrate bis zu 1 
Prozent hatten: Einige weisen hohe Werte beim regionalen 
Preisindex auf, andere liegen unter dem Bundesdurchschnitt. 
Dies ist ein Hinweis darauf, dass weitere Faktoren, wie etwa das 
Verfügbare Einkommen, die Höhe des regionalen Preisniveaus 
bedingen.

Tab. 1 Regionaler Preisindex nach BBSR-Kreistypen

Kreistyp Regionaler Preisindex (bevölkerungsgewichtet)

Deutschland West Ost

Top-7-Städte 111,5 114,8 105,5

Typ 1: Kreisfreie Großstädte (ohne Top-7-Städte) 100,6 101,3 97,6

Typ 2: Städtische Kreise 99,9 100,1 91,8

Typ 3: Ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen 96,4 97,8 93,3

Typ 4: Dünn besiedelte ländliche Kreise 95,1 96,0 93,9

Insgesamt 100 100,8 96,6

Quelle: BBSR/IW (2023, S. 43)
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Ein abschließender Blick auf die Daten

In vielen Fällen lassen sich statistische Daten nicht durch ein-
fache Zählvorgänge erheben. Die Vorstellung „dass dem Sta-
tistiker diejenigen empirischen Objekte, an denen etwas zu 
messen oder zu beobachten ist, als objektiv wahrnehmbare 
Erhebungsgegenstände in natürlicher Weise bereits vorgege-
ben sind“ (Brachinger 2003: 16), trifft oftmals nicht zu – und 
so auch nicht bei einem regionalen Preisindex. Seine Berech-
nung ist kein Zählvorgang, vielmehr braucht es zunächst ein 
umfassendes theoretisches Konstrukt und eine anschließende 
Operationalisierung, um diesen Ausschnitt der Wirklichkeit 
erfassen zu können. Dies ist zum einen der Warenkorb des 
Statistischen Bundesamts mit der Auswahl der Güter und ih-
ren Wägungsanteilen, abgeleitet aus der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe, zum anderen das Modell der Bestands-
mieten mit seiner Kombination verschiedener Datenquellen. 
Damit ist auch ein hoher konzeptioneller Abstraktionsgrad 
verbunden, der aber nötig ist, um dieses Thema überhaupt 
zu quantifizieren.
Hinzu kommt eine aufwändige Datenerhebung, die sich zum 
Großteil auf nicht-amtliche Informationen stützt, ergänzt um 
wenige amtliche Daten zu Löhnen und Gehältern als Appro-
ximation der Kosten von Dienstleistungen. Diese werden 
vielfach als experimentelle Statistiken bezeichnet und haben 
bestimmte Restriktionen, zeigen aber auch Möglichkeiten 

Abb. 2 Zusammenhang zwischen Bevölkerungswachstum und Preisindex

Quelle: BBSR/IW (2023, S. 46)

auf, neue Themen empirisch zu fassen. Aber gerade deshalb 
erfordern sie eine besondere Einschätzung ihrer Eignung und 
Qualität – auch weil trotz eines umfassenden Datensatzes die 
Gesamtheit der Preise nicht abgedeckt werden kann, etwa 
beim Angebot von einzelnen Fachgeschäften. Ein Datensatz 
benötigt aber Akzeptanz, insbesondere dann, wenn es sich 
um eine empirische Grundlage mit einem komplexen Ent-
stehungsprozess handelt, bei dem auch kritische Annahmen 
getroffen werden müssen. Bisweilen werden eingeschränkt 
vertrauenswürdige quantitative Grundlagen unreflektiert mit 
dem Argument „die besten Daten, die wir haben“ verwendet, 
aber diese Begründung ist kaum zu rechtfertigen – auch wenn 
sie immer wieder in unterschiedlichen Kontexten aufkommt.
Auch der regionale Preisindex bedarf einer qualitativen Ein-
schätzung. Diese Möglichkeit ist bezüglich der methodischen 
Vorgehensweise für Dritte gegeben, da der Entstehungspro-
zess in BBSR/IW (2023) transparent dokumentiert ist und das 
Konsortium von Beginn des Projekts an das Ziel hatte, den 
Datensatz frei zugänglich zu machen und sich damit auch 
einer möglichen Kritik zu stellen. Neben diesem Blick von Nut-
zerinnen und Nutzern und dem sich daraus möglicherweise 
ergebenden Diskurs gab es bereits im Projektverlauf mehrere 
Gespräche mit den Statistischen Ämtern Deutschlands und Ös-
terreichs, in denen der methodische Ansatz vorgestellt wurde. 
Ebenso wurde das Ergebnis im Rahmen der OECD Working 
Party on Territorial Indicators präsentiert. Darüber hinaus gibt 
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es zwei Ansätze, um die Datenqualität einzuschätzen. Ein ers-
ter, wenngleich schwächerer Hinweis ist, dass der visuelle Ein-
druck aus dem Kartenbild zu einem plausiblen Ergebnis führt. 
Ein anderer ist der Vergleich mit dem regionalen Preisindex 
von Weinand und von Auer (2019), der auf einem unabhän-
gigen Datensatz aus dem Jahr 2016 basiert. Dabei zeigt sich 
ein hoher statistischer Zusammenhang, der Maßkorrelations-
koeffizient beträgt 0,84. Wenngleich es einige systematische 
Unterschiede gibt, weil IW und BBSR insbesondere für die 
hochpreisigen Regionen noch höhere Indexwerte berechnen, 
zeigt sich ein ähnliches räumliches Muster.
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Zum Hintergrund 

Auf die Frage, wie sich soziale Folgen in angespannten Woh-
nungsmärkten messen lassen, bestehen in der Forschung, unter 
Wohnungsmarktakteuren und von Seiten des Gesetzgebers 
unterschiedliche Auffassungen und Konzepte. Eine wesentliche 
und in vielen sozialpolitischen und wohnungsmarktbezogenen 
Studien herangezogene Messgröße ist die Mietbelastungsquote. 
Beispielsweise nutzt die Friedrich-Ebert-Stiftung die Mietbelas-
tungsquote als Wohlstandsindikator (Gohla & Hennicke 2023). 
Die Hans-Böckler-Stiftung stellt in ihrer Studie „Wohnverhältnisse 
in Deutschland“ die Mietbelastungsquote als klassische Metho-
de zur Wohnversorgungsanalyse heraus und spricht von einem 
Versorgungsproblem, wenn die Mietbelastungsquote über 30 
Prozent läge (Lebuhn, Holm, Junker & Neitzel 2017). Die Autoren 
reflektieren jedoch gleichermaßen kritisch, dass weniger der 
Anteil des Einkommens, der für die Miete aufgewendet werden 
muss, relevant sei, sondern vielmehr die absolute Höhe des 
verbleibenden Einkommens nach Mietzahlung, das so genannte 
Resteinkommen. Lebuhn et al.l (2017) können jedoch feststellen, 
dass ein Resteinkommen unterhalb des Grundsicherungssatzes 
(Hartz-IV-Regelsatz) mit einer hohen Mietbelastung korrespon-
diert. Für Deutschland stellen sie fest, dass rund 1,3 Millionen 
Haushalte nach Abzug der Miete weniger als das Existenzmini-
mum zum Leben übrig haben.
Eine wesentliche Rolle kommt der Mietbelastungsquote zu-
dem bei der Etablierung wohnungsmarktpolitischer Maßnah-
men zu, die im Baugesetzbuch (BauGB) und im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) verankert sind. Im BGB sind nach §§ 556d, 
558 und 577a die Mietpreisbremse, die Kündigungssperrfrist 
und die abgesenkte Kappungsgrenze als Maßnahmen für 
angespannte Wohnungsmärkte festgeschrieben. Aus dem 
BauGB leiten sich nach §§ 25, 31, 175 und 176 sowie 250 die 
Erweiterung des gemeindlichen Vorkaufsrechts, die Befreiung 
von Festsetzungen eines Bebauungsplans, die Baugebote zur 
Wohnbebauung und die Genehmigungspflicht für Umwand-
lungen ab (Simons & Weiden 2022). Die jeweiligen Landesre-
gierungen sind auf dieser Basis ermächtigt, Verordnungen zur 
Einführung der Maßnahmen zu erlassen. Der Gesetzgeber hat 
insgesamt vier Kriterien für die Feststellung von angespannten 
Wohnungsmärkten definiert, um damit Rechtssicherheit für die 
Etablierung dieser wohnungsmarktpolitischen Instrumente 
zu schaffen. Die Kriterien zur Identifizierung von Gebieten 
mit angespannten Wohnungsmärkten sind im § 556d, Abs. 
2 BGB und im § 201a BauGB wortgleich definiert und lauten: 

Andrea Schultz

Jenseits der Mietbelastungsquote
Wie lassen sich soziale Folgen eines 
angespannten Wohnungsmarktes messen?

Der Gesetzgeber definiert insgesamt vier Kriterien zur Messung 
angespannter Wohnungsmärkte. Darunter befindet sich die 
Mietbelastungsquote, die auf die sozialen Folgen angespannter 
Wohnungsmärkte fokussiert. Am Beispiel Leipzigs wird gezeigt, 
dass die Mietbelastungsquote jedoch als Indikator zur Messung 
angespannter Wohnungsmärkte versagen kann. In Leipzig stei-
gen seit Jahren die Immobilienpreise und die Mieten. Die Mietbe-
lastungsquote erhöht sich jedoch wider Erwarten nicht. Es wäre 
jedoch zu kurz gegriffen, daraus abzuleiten, dass die steigenden 
Mieten in Leipzig keine messbaren sozialen Folgen haben. Der 
Beitrag schlägt daher als Indikator zur Messung der Wohnkos-
tenbelastung das „reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen“ vor. 
Dieser Indikator kann aus dem Mikrozensus im Vier-Jahres-Turnus 
generiert werden und folglich deutschlandweit zur Anwendung 
kommen.
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„Ein Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt liegt vor, 
wenn die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Miet-
wohnungen in einer Gemeinde oder einem Teil der Gemeinde zu 
angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist. Dies kann 
insbesondere dann der Fall sein, wenn
1.	 die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten 

Durchschnitt,
2.	 die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bun-

desweiten Durchschnitt deutlich übersteigt,
3.	 die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätig-

keit insoweit erforderlicher Wohnraum geschaffen wird, oder
4.	 geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.“

Die Kriterien beschreiben unterschiedliche Dimensionen eines 
Wohnungsmarktes und sind vom Gesetzgeber als Alternativen 
definiert. Das heißt, es würde prinzipiell reichen, wenn ein 
Kriterium erfüllt ist, um auf einen angespannten Wohnungs-
markt zu schließen. Durch die nicht abschließende Aufzählung 
könnten jedoch auch andere Kriterien herangezogen werden. 
Der Gesetzgeber führt mit den Kriterien 1 und 2 Belastungs-
indikatoren auf: Steigende Mietpreise bzw. eine überdurch-
schnittlich hohe Mietbelastung beschreiben die soziale Situa-
tion bzw. soziale Folgen für Miethaushalte. Die Kriterien 3 und 
4 fokussieren auf eine marktwirtschaftliche Messung, indem 
eine Anspannung unterstellt wird, wenn die Nachfrage größer 
ist als das Angebot.
Da sich der vorliegende Beitrag insbesondere mit dem 2. Kri-
terium, der Mietbelastungsquote beschäftigt, erfolgt an dieser 
Stelle keine dezidierte Auseinandersetzung mit den anderen 
Kriterien1. Festgehalten werden soll die hohe Bedeutung, die 
der Mietbelastungsquote sowohl im Fokus einschlägiger Stu-
dien als auch von Seiten des Gesetzgebers zukommt. 

Zur Leipziger Situation auf dem 
Immobilienmarkt

Bevor die Leipziger Mietbelastungsquote analysiert wird, 
soll zunächst ein kurzer Einblick in die Kauf- und Mietpreis-
entwicklung gegeben werden. Diese Informationen dienen 
als Hintergrundinformation und können Erklärungsansätze 
geben, warum die Mietbelastungsquote in Leipzig für die 
Messung sozialer Folgen in angespannten Wohnungsmärkten 
nicht geeignet ist.
In der Stadt Leipzig leben 84 Prozent der Haushalte zur Miete 
(Kommunale Bürgerumfrage 2022). Dieser sehr hohe Anteil 
verdeutlicht, dass die Versorgung der Bevölkerung mit Miet-
wohnungen zu angemessenen Bedingungen in Leipzig von 
besonderer Relevanz ist.

Entwicklung der Immobilienpreise in Leipzig

Betrachtet man die Preisentwicklung auf dem Leipziger Im-
mobilienmarkt, lässt sich angesichts der indexierten Kauf- und 
Mietpreise in Abbildung 1 Folgendes festhalten:
-	 Die Entwicklung der Kaufpreise für Wohnimmobilien und 

die Entwicklung der Mietpreise haben sich in den letzten 
10 Jahren entkoppelt.

Methodische Anmerkung und Indikatorenbeschreibung:

Mietbelastungsquote: Die Mietbelastungsquote stellt den Anteil 
der Wohnkosten in Relation zum Haushaltsnettoeinkommen dar. 
In der Praxis herrschen unterschiedliche Konzepte vor, welcher 
Mietwert verwendet wird. Der vorliegende Beitrag verwendet: 
a)	 die Mietbelastungsquoten des Statistischen Bundesamtes 

(Mikrozensus), die den Anteil der Bruttokaltmiete am Haus-
haltsnettoeinkommen ausweisen und 

b)	 die Mietbelastungsquoten des Amtes für Statistik und Wahlen 
Leipzig, die den Anteil der Bruttowarmmiete am Haushaltsein-
kommen ausweisen.

Kaufpreis-Mietverhältnis: 
In der Immobilienwirtschaft gilt die Faustregel, dass Kaufpreise 
bis zum Faktor 20 im Vergleich zur Jahresmiete aus Käufersicht 
relativ günstig sind, ab dem Faktor 25 gelten die Kaufpreise als 
relativ teuer. Dieser Wert kann entweder über die Bestandsmie-
ten ermittelt werden, dann repräsentiert er das Verhältnis für ein 
bewohntes Bestandsgebäude. Das Verhältnis kann aber auch über 
die Angebotsmieten ermittelt werden, wenn eine Wohnung leer 
gezogen ist und nach dem Kauf neu vermietet wird oder wenn es 
sich um einen Neubau handelt.

Resteinkommen: 
Haushaltsnettoeinkommen abzüglich der Wohnkosten in Euro

Nettoäquivalenzeinkommen: 
Das Nettoäquivalenzeinkommen ist ein bedarfsgewichtetes Pro-
Kopf-Einkommen. Dabei wird das Haushaltsnettoeinkommen 
durch die Summe der so genannten Bedarfsgewichte der im Haus-
halt lebenden Personen geteilt. Gemäß der neuen OECD-Skala 
wird der ersten erwachsenen Person im Haushalt das Bedarfs-
gewicht von 1 zugeordnet, für die weiteren Haushaltsmitglieder 
werden Gewichte von <1 eingesetzt (0,5 für weitere Personen im 
Alter von 14 und mehr Jahren und 0,3 für jedes Kind im Alter von 
unter 14 Jahren). Die Festlegung der Bedarfsgewichte folgt der 
Annahme, dass sich durch gemeinsames Wirtschaften im Haushalt 
Einsparungen erreichen lassen (Chanfreau & Burchardt, 2008).

Nettoäquivalenz-Resteinkommen: 
Beim Nettoäquivalenz-Resteinkommen werden die oben genann-
ten Bedarfsgewichte auf das Resteinkommen des Haushaltes an-
gewendet. 

-	 Die Bodenpreise sind seit 2012 sehr stark angestiegen, und 
haben sich im Mittel bis 2022 um den Faktor 7 erhöht.

-	 Die Kaufpreise für Eigentumswohnungen haben sich im 
Altbau (saniert) fast verdreifacht, im Neubau (Erstbezug) 
kam es zu einer Verdopplung der Kaufpreise.

-	 Die Entwicklung der Mietpreise verläuft zwar auch anstei-
gend, jedoch deutlich weniger stark, als die Kaufpreisent-
wicklung. 

-	 Die Angebotsmieten sind seit 2012 um 60 Prozent, die 
Bestandsmieten um 28 Prozent gestiegen. Das heißt, der 
Anstieg der Angebotsmieten verlief doppelt so steil.

-	 Folglich sind die Kaufpreise für Wohnimmobilien im Ver-
gleich zu den Mieten unverhältnismäßig stark gestiegen. 
Diese Entkopplung von Kauf- und Mietpreisen stellen im-
mobilienwirtschaftliche Studien auch für andere Groß-
städte bzw. Ballungsräume fest2.
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Entwicklung des Kaufpreis-Mietverhältnisses 
in Leipzig

Angesichts dieser Entkopplung von Kauf- und Mietpreisen auf 
dem Leipziger Wohnungsmarkt hat sich das so genannte Kauf-
preis-Miete-Verhältnis aus Eigentümersicht in den letzten Jah-
ren zunehmend verschlechtert. Niedrigere Renditeerwartungen 
für Kapitalanleger sind die logische Folge und ein zunehmender 
Druck auf die Mietpreisentwicklung ist zu erwarten. 
Der mittlere Kaufpreis einer sanierten Eigentumswohnung 
(ETW) ist spätestens seit dem Jahr 2020 als relativ teuer im 
Vergleich zur erzielten bzw. erzielbaren Miete zu bewerten 
(Abb. 2). 
65 Prozent der Leipziger Miethaushalte wohnen in Wohnungen, 
die Privateigentümern oder privatwirtschaftlichen Immobilien-
unternehmen gehören (Kommunale Bürgerumfrage 2020). 35 
Prozent der Miethaushalte wohnen in Beständen des kommu-
nalen Wohnungsunternehmens (LWB) oder in Genossenschafts-
wohnungen. Die überwiegende Mehrzahl der Miethaushalte 
versorgt sich folglich mit Wohnraum, dessen Vermieter/-innen 
in der Regel marktwirtschaftlichen und gewinnorientierten 
Geschäftszielen folgen. Insbesondere wird dies bei börseno-
rientierten Wohnungsunternehmen der Fall sein.3 So hat das 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung für bör-
sennorientierte Wohnungsunternehmen in einer Studie fest-
gestellt, dass diese einem „deutlich höheren Wachstum- und 
Performancedruck“ unterliegen und sich ihre Preispolitik „im 
Vergleich mit anderen Anbietergruppen […] durch das syste-
matische und flächendeckende Ausnutzen von sich bietenden 
Mieterhöhungsmöglichkeiten“ auszeichnet (BBSR 2017).
Insofern sind die Betrachtung der Eigentümerstruktur und der 
Entwicklung der Immobilienpreise relevante Kriterien, wenn 
es gilt, für ein Gebiet einen angespannten Wohnungsmarkt 
festzustellen. Der Gesetzgeber hat jedoch weder die Eigentü-
merstruktur noch die Preisentwicklung für Wohnimmobilien, 
insbesondere auch im Vergleich zur Mietenentwicklung, in 
seiner Definition für angespannte Wohnungsmärkte per se 
vorgesehen. Und auch in der Literatur findet eine Diskussion 
sozialer (Spät-)Folgen von stark steigenden Kaufpreisen für 
Wohnimmobilien kaum statt. Vielmehr wird die Diskussion 
– wie eingangs geschildert – entlang der Entwicklungen von 
Mietpreisen oder Mietbelastungen geführt. 

Mietpreisentwicklung in Leipzig 

Die Bestands- und Angebotsmieten steigen in Leipzig seit 
2012 kontinuierlich an (Abb. 3), wenn auch entkoppelt von 
den Kaufpreisen (Abb. 1). 
Der Anstieg der Angebotsmieten verlief dabei ungefähr dop-
pelt so steil, wie der Anstieg der Bestandsmieten. Konnte man 
sich als Bestandsmieter/-in bis zum Jahr 2014 bei einem inner-
städtischen Umzug noch mit neuem bzw. anderem Wohnraum 
versorgen, ohne mehr Miete zahlen zu müssen, haben sich in 
den Folgejahren die Konditionen auf dem Angebotsmarkt suk-
zessive verteuert (Abb. 3). Aktuell zahlen Bestandsmiethaus-
halte im Mittel 6,60 Euro/m², inserierte Wohnungen werden 
jedoch im Mittel für 8 Euro/m² angeboten.
Zum Schutz der Bestandsmieter/-innen liegt in der Stadt Leip-
zig seit November 2017 ein qualifizierter Mietspiegel vor; seit 
Februar 2018 gilt die abgesenkte Kappungsgrenze. Im Juli 
2022 trat zudem die so genannte Mietpreisbremse in Kraft, 
die die Miethöhe von Neuvertragsmieten regelt. 

Die Leipziger Mietbelastungsquote im Vergleich

Angesichts der beschriebenen Mietpreisentwicklungen sind 
Auswirkungen auf die Mietbelastungsquote zu erwarten. 
Zur Operationalisierung liegen die Bruttowarmmietbelastung 
im Langfristvergleich seit 2012 nach ausgewählten Einkom-
mensgruppen vor. Zur überregionalen Einordnung werden 
der deutschlandweite Vergleichswert sowie die Mietbelas-
tungsquoten vergleichbar großer Städte herangezogen. Diese 
Vergleichswerte liegen aus dem Mikrozensus als Bruttokalt-
mietbelastung für die Jahre 2014, 2018 und 2022 vor. 
Im Zeitvergleich zeigt sich für die Stadt Leipzig eine stagnie-
rende, tendenziell sogar leicht sinkende Mietbelastungsquote 
(Bruttowarmmiete, Abb. 4).
Ab einer Mietbelastungsquote von 30 Prozent (Bruttowarm-
miete, Kommunale Bürgerumfrage 2022) wird üblicherweise 
von einem „Versorgungsproblem“ gesprochen. Obwohl in der 
Literatur und in der Fachwelt nicht klar ist, welcher Mietwert 
dabei zu Grunde gelegt wird (Bruttowarmmiete, Nettokalt-
miete oder Bruttokaltmiete), läge Leipzig in jedem Fall unter 
dieser Schwelle.
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Betrachtet man die Situation jedoch für unterschiedliche Ein-
kommensgruppen, stellen sich insbesondere für Haushalte mit 
Einkommen von weniger als 1.100 Euro netto im Monat hohe 
Belastungssituationen dar (Abb. 5). Das Statistische Amt der 
Europäischen Union (Eurostat 2023)4 unterstellt eine Über-
belastung mit Wohnkosten, wenn ein Haushalt mehr als 40 
Prozent seines Nettoeinkommens für das Wohnen aufwendet. 
Haushalte mit Niedrigeinkommen (weniger als 1.100 Euro 
Haushaltsnettoeinkommen) wenden in Leipzig im Mittel 42 
Prozent ihres Nettoeinkommens für das Wohnen auf. Folg-
lich sind sie nach Eurostat-Definition in der Mehrzahl durch 
Wohnkosten überbelastet. 

Der Gesetzgeber erwartet einen angespannten Wohnungs-
markt immer dann, wenn die Mietbelastungsquote den bun-
desweiten Durchschnitt deutlich übersteigt. Dieser Befund 
kann für Leipzig nicht getroffen werden. Vergleichswerte lie-
gen für die so genannte Bruttokaltmietbelastung aus dem Mi-
krozensus vor. Dieser wird deutschlandweit nach einheitlicher 
Methodik erhoben, sodass die in Abbildung 6 dargestellten 
Werte miteinander vergleichbar sind. 
In Leipzig wenden die Miethaushalte 24,5 Prozent ihres Haus-
haltsnettoeinkommens (Mikrozensus 2022) für die Bruttokalt-
miete auf. Der deutschlandweite Vergleichswert liegt bei 27,8 
Prozent. Nach der Definition des Gesetzgebers wird dieses 
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Kriterium eines angespannten Wohnungsmarktes in Leipzig 
folglich nicht erfüllt. 
Die Leipziger Bruttokaltmietbelastung liegt jedoch nicht nur 
unterhalb des deutschlandweiten Durchschnittswerts, son-
dern auch unter allen Werten der in Abbildung 6 aufgeführten 
Vergleichsstädte. Die Leipzigerinnen und Leipziger wenden im 
Großstadtvergleich folglich im Mittel den geringsten Anteil 
ihres Haushaltseinkommens für die Miete auf. 
Dieser Befund bedeutet jedoch nicht, dass sich die Leipziger 
Miethaushalte in einer überdurchschnittlich guten finanziellen 
Lage befinden. Denn wie Abbildung 7 darlegt, befinden sich 
die Leipziger Haushalte in einer vergleichsweise ungünstigen 
Einkommenssituation. Das Leipziger Nettoäquivalenzeinkom-
men liegt unterhalb des deutschen Mittelwertes und auch 
unterhalb dem fast aller aufgeführten Vergleichsstädte.5

Die höchst unterschiedlichen Einkommenssituationen in den 
betrachteten Vergleichsstädten und die Differenzen zum deut-
schen Mittelwert zeigen bereits die Problematik der Mietbe-
lastungsquote auf. Eine Mietbelastungsquote von beispiels-
weise 30 Prozent führt je nach Einkommensniveau zu höchst 
unterschiedlichen Resteinkommen. Werden beispielsweise 30 
Prozent von 2.500 Euro für die Miete aufgewendet, verbleibt 
ein Resteinkommen von 1.750 Euro. Werden dagegen 30 Pro-
zent von 1.900 Euro für die Miete aufgewendet, verbleiben nur 
1.330 Euro für die restliche Lebensführung. 
Insofern birgt die Nutzung der Mietbelastungsquote die Ge-
fahr der Fehleinschätzung von tatsächlichen Belastungssitua-
tionen. Das Resteinkommen ist zur Beschreibung der sozialen 
Lage von Miethaushalten demgegenüber im Leipziger Fall 
vorteilhaft, um die faktische (absolute) finanzielle Situation 
der Miethaushalte zu beschreiben.

Das Resteinkommen zur Beschreibung 
sozialer Lagen für Mieter/-innen

Daten zum Resteinkommen liegen für die aufgeführte Städ-
teauswahl leider nicht vor. Zumindest können an dieser Stelle 
aktuelle Vergleichswerte für die Stadt München angeführt 
werden, die die Problematik der Mietbelastungsquote ver-
anschaulichen. Wie in Abbildung 6 dargestellt, wenden die 
Münchner Miethaushalte im Mittel 30,5 Prozent des Nettoein-
kommens für die Miete (Bruttokaltmiete) auf. In Leipzig liegt 
dieser Wert mit 24,5 Prozent deutlich niedriger. Betrachtet man 
jedoch die absoluten Eurobeträge, die den Miethaushalten in 
beiden Städten im Mittel nach Zahlung der Miete zur Deckung 
des weiteren Lebensunterhalts zur Verfügung stehen, wendet 
sich das Bild. Hanslmaier et al. (2023) haben für die Stadt Mün-
chen ein Resteinkommen von 2.761 Euro (Median, 2021) er-
mittelt. In Leipzig liegt das Resteinkommen mit ca. 1.620 Euro 
deutlich niedriger (Abb. 8). Leipziger Miethaushalte verfügen 
folglich – nach Mietzahlung – um 1.145 Euro weniger Einkom-
men als die Münchner Haushalte. Auf Grundlage der deutlich 
höheren Mietbelastungsquote in München zu schlussfolgern, 
dass die soziale Belastung für Leipziger Mieter/-innen im Mittel 
geringer als in München ausfiele, wäre folglich irreführend. 
Denn die sonstigen Lebenshaltungskosten, die vom Restein-
kommen zu bestreiten sind, variieren innerhalb Deutschlands 
nur wenig. Eine aktuelle Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft und des BBSR (siehe in diesem Heft) kam zu dem Er-
gebnis, dass der Preisindex ohne Wohnkosten in Deutschland 
nur um wenige Prozentpunkte schwankt, und zwar zwischen 
98,3 und 104,2 bei einem Referenzwert von 100 (BBSR & IW 
2023). Im Interview erklären die Studienautoren, dass in vielen 
Sektoren der Lebenshaltung die regionalen Abweichungen 
minimal oder nicht vorhanden seien. Als Beispiele werden 
Einkäufe im Internet, Lebensmittel aus Discountern, Mode-
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ketten oder Eigenmarken von Supermärkten genannt (Klatt 
2023). In Leipzig liegt der Preisindex ohne Wohnkosten mit 
100,0 genau im Bereich des Mittelwerts. München rangiert bei 
den sonstigen Lebenshaltungskosten mit einem Preisindex 
von 102,1 leicht über dem Durchschnitt. Faktisch heißt das: 
Trotz deutlich geringerer Mietbelastungsquote, „fehlen“ dem 
mittleren Leipziger Miethaushalt nach Bezahlung der Miete 
über 1.000 Euro/Monat für die Lebenshaltung im Vergleich 
zum mittleren Münchner Miethaushalt.

1. Zwischenfazit: Das Resteinkommen ist deutlich besser geeignet 
als die Mietbelastungsquote, um Unterschiede in den sozialen 
Lagen von Mieterinnen und Mietern in deutschen Städten und 
Regionen darzustellen.

Das Nettoäquivalenz-Resteinkommen 
zur Beschreibung der sozialen Lage 
von Mieter/-innen

Ein Manko des Resteinkommens ist jedoch, dass die jeweili-
gen Haushaltsgrößen und -strukturen keine Berücksichtigung 
finden. Auch Hanslmaier et al. (2023) stellen anhand ihres 
Münchner Fallbeispiels fest, dass „die Zusammensetzung der 
Haushalte berücksichtigt werden [muss], damit unterschied-
liche Haushaltskonstellationen vergleichbar sind, [denn es ist] 
von zentraler Bedeutung, wie viele Personen sich ein bestimm-
tes absolutes Resteinkommen teilen müssen“. Die Autoren 
nutzen die Logik des Nettoäquivalenzeinkommens, um Ein-
spareffekte von größeren Haushalten durch die gemeinsame 
Nutzung von Gütern zu berücksichtigen. Die Bedarfsgewichte 
des Nettoäquivalenzeinkommens werden dabei auf das Re-
steinkommen, also das Haushaltseinkommen abzüglich der 
Gesamtmiete, angewendet. Das Nettoäquivalenz-Resteinkom-
men ist folglich ein bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-Einkommen, 
dass den Mitgliedern von Haushalten nach Mietzahlung noch 
zur Verfügung steht. Dieser methodische Ansatz wird im Üb-
rigen auch in einem wissenschaftlichen Papier des DIW zur 
Beschreibung zunehmender Einkommensungleichheit ver-
wendet (Dustmann, Fitzenberger & Zimmermann 2018).
Für die Münchner Mieter/-innen ermitteln Hanslmaier et al. 
(2023) ein mittleres Nettoäquivalenzeinkommen von 1.667 

Euro/Monat. In Leipzig liegt der Vergleichswert bei ca. 1.250 
Euro/Monat. Daraus folgt, dass im Mittel Leipziger Mieter/-
innen im Monat circa 400 Euro weniger zum Leben zur Verfü-
gung stehen, und zwar nach Zahlung der Miete. Diese Einkom-
mensdifferenz betrifft folglich jedes einzelne Mitglied eines 
mittleren Leipziger Miethaushalts (Erwachsene und Kinder). 
Unterschiede in der Haushaltsstruktur und -größe zwischen 
Münchner und Leipziger Haushalten sind berücksichtigt. 

2. Zwischenfazit: Das Nettoäquivalenz-Resteinkommen ist sehr 
gut geeignet, um die finanzielle Situation von Mieter/-innen in 
unterschiedlichen Regionen und Städten abzubilden. Gegenüber 
dem einfachen Resteinkommen werden Effekte, die auf unter-
schiedliche Haushaltsstrukturen und -größen zurückzuführen 
sind, berücksichtigt.

Nicht berücksichtigt wird beim Nettoäquivalenz-Resteinkom-
men jedoch die Inflation der Verbraucherpreise (außer Woh-
nen). Um die finanzielle Situation der Mieter/-innen im Zeit-
vergleich abzubilden, ist die Inflation der Verbraucherpreise 
jedoch mitentscheidend. Ein Anzeiger für eine problematische 
Situation wäre, wenn trotz steigender nominaler Einkommen 
für die Mieter/-innen nach Abzug der Miete und bei Berück-
sichtigung der Inflation keine realen Einkommenssteigerun-
gen übrigbleiben. Zunehmende soziale Problemlagen wären 
bei realen Verlusten zu erwarten. 
Diesem Ansatz folgend soll also ein weiterer Aspekt in die 
Betrachtungen einbezogen werden, und zwar die Inflation 
der Verbraucherpreise (ohne Wohnen). 

Berücksichtigung der Inflation

Zur Berücksichtigung der Inflation der Verbraucherpreise bie-
tet sich in Leipzig der sächsische Verbraucherpreisindex (VPI) 
an. Da die Wohnkosten (über die Bruttowarmmiete) bereits ab-
gezogen sind, muss die Hauptgruppe „Wohnen“ entsprechend 
ihres Wägungsanteils im Warenkorb eliminiert werden. Im 
Ergebnis liegt ein Verbraucherpreisindex vor, der die Teuerung 
aller weiteren Lebenshaltungskosten repräsentiert. 
Abbildung 9 zeigt die Entwicklung des sächsischen VPI mit 
und ohne Hauptgruppe Wohnen. Angesichts vergleichsweise 
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geringer Mietenanstiege im Freistaat Sachsen, liegt die Infla-
tionsrate ohne Wohnen höher als der gesamte VPI. Leipzigs 
Mietpreisentwicklung weicht vom sächsischen Entwicklungs-
trend ab, was Berücksichtigung findet, da die Wohnkosten in 
Form der Bruttowarmmiete bereits vom Haushaltseinkommen 
abgezogen wurden. 

Über den Inflationsrechner des Statistischen Bundesamtes 
wurde geprüft, ob die Inflationsrate für Niedrigeinkommens
bezieher/-innen nennenswert vom amtlichen Verbraucher-
preisindex (VPI) abweicht.6 Angesichts kaum bestehender 
Unterschiede kommt der sächsische Verbraucherpreisindex für 
alle zu betrachtenden Einkommensgruppen zur Anwendung, 
also für niedrige, mittlere und hohen Einkommensgruppen. 
Für die Leipziger Mieter/-innen bedeutet die Preisentwicklung 
in Abb. 9, dass ab dem Jahr 2020 die sonstigen Verbraucher-
preise verstärkt anzogen, mit Beginn des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine stiegen sie schließlich sehr stark.
Das Ergebnis der Berechnungen ist ein Indikator, der sowohl 
die reale Mietpreisentwicklung (im Bestand), die Haushalts-
strukturen und die Inflation der weiteren Verbraucherpreise 
(ohne Wohnen) berücksichtigt. Der Indikator repräsentiert folg-
lich das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen zur Basis 2012. 
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Das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen 
am Leipziger Beispiel

Die nachfolgenden Abbildungen zeigen die Ergebnisse für 
den berechneten Indikator am Beispiel der Stadt Leipzig. Das 
reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen wird für den Median 
des Nettoäquivalenzeinkommens sowie das untere und das 
obere Fünftel (20. und 80. Perzentil) dargestellt. Der Median re-
präsentiert die Einkommensmitte und folglich die so genannte 
Mittelschicht. Das 20-Prozent-Perzentil repräsentiert die ein-
kommensschwache Mietergruppe, das 80-Prozent-Perzentil 
die einkommensstarke Mietergruppe. 
Das Nettoäquivalenzeinkommen der Mieterinnen und Mie-
ter liegt in Leipzig im Jahr 2022 im Mittel (Median) bei rund 
1.710 Euro und folglich circa 70 Euro unter dem mittleren 
Wert für die Gesamtstadt, der auch die Einkommenswerte 
der Wohneigentümer/-innen enthält.
Zu den Ergebnissen: Im Vergleich zum Vorjahr konnten Leip-
zigs Mieter/-innen zwar ein um circa 70 Euro höheres Netto-
äquivalenzeinkommen realisieren. Nach Mietzahlung verbleibt 
im Mittel noch ein Nettoäquivalenz-Resteinkommen von rund 
1.250 Euro (Abb. 10, graue Linie). Im Vergleich zum Vorjahr 
entspricht dies jedoch nur noch einer nominalen Steigerung 

 

 

  

1.169 

1.709 

1.251 

850 
1.000 

0

500

1.000

1.500

2.000

2.500

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

EU
R

Anstieg real nach Mietzahlung seit 2012: +150 Euro (+18 %)

Nettoäquivalenzeinkommen der Mieter/-innen

nominales Nettoäquivalenz-Resteinkommen

reales Nettoäquivalenz-Resteinkommen

Abb. 10 Nominales und reales Netto-
äquivalenz-Resteinkommen 
– mittlere Bevölkerung –

Mittlere Bevölkerung: Median des 
Nettoäquivalenzeinkommens der
 Mietglieder von Miethaushalten

*ermittelt über sächsischen Verbrau-
cherpreisindex (VPI) ohne Hauptgruppe 
Wohnen, 2012 =̂ 100
Haushalte, n = 816 (2022)

Amt für Statistik und Wahlen Leipzig, 
Kommunale Bürgerumfragen 
2012 bis 2022

Stadtforschung



82	 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK     1|2024

von rund 30 Euro. Berücksichtigt man alle weiteren Preisstei-
gerungen (Inflation der weiteren Verbraucherpreise), haben 
Leipzigs Mittelschicht-Mieter/-innen im Jahr 2022 reale Ein-
kommensverluste verzeichnet. Das reale Nettoäquivalenz-
Resteinkommen sank von 1.045 Euro in 2021 auf 1.000 Euro 
im Jahr 2022 (Abb. 10, blaue Linie).7 
Blicken wir auf die einkommensschwächsten 20 Prozent der 
Mieterinnen und Mieter, zeigt sich, dass das Nettoäquivalenz-
Resteinkommen bereits zwischen 2015 und 2018 und ab 2020 
stagnierte (Abb. 11, graue Linie). Wird ferner die Inflation der 
weiteren Verbraucherpreise berücksichtigt, sank das reale 
Nettoäquivalenz-Resteinkommen bereits seit 2021, also vor 
Beginn der starken Inflation. Für die einkommensschwächsten 
Leipzigerinnen und Leipziger trat folglich bereits vor Beginn 
des russischen Angriffs auf die Ukraine und der anschließen-
den starken Preissteigerungen ein faktischer Kaufkraftverlust 
ein. 
Im Langzeitvergleich muss zudem auf die sehr geringen abso-
luten Einkommenssteigerungen der Einkommensschwächs-
ten hingewiesen werden. In den letzten zehn Jahren stieg 
ihr reales Nettoäquivalenz-Resteinkommen um lediglich 70 
Euro (Abb. 11, blaue Linie). Angesichts dieser sehr geringen 
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Abb. 12 Nominales und reales Nettoäquivalenz-Resteinkommen – einkommensstarke Bevölkerung –
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Einkommensstarke Bevölkerung: oberes 
20 Prozent (80. Einkommensperzentil); 
Die dargestellten Werte für das 80. 
Perzentil sind folgendermaßen zu inter-
pretieren: Die einkommensstärksten 20 
Prozent aller Leipziger Mieter/-innen ha-
ben ein Nettoäquivalenzeinkommen von 
1.077 Euro oder mehr. Das 80. Perzentil 
repräsentiert folglich den minimalen 
Einkommensbetrag der Gruppe.
*ermittelt über sächsischen Verbrau-
cherpreisindex (VPI) ohne Hauptgruppe 
Wohnen, 2012 =̂ 100

Haushalte, n = 816 (2022)

Zuwächse, insbesondere im Vergleich zur Mittelschicht und 
den Einkommensstarken, verschärfen sich ungleiche Lebens-
bedingungen durch eine zunehmende soziale Ungleichheit 
der finanziellen Möglichkeiten.
In der Gruppe der einkommensstärksten Mieterinnen und 
Mieter steigen dagegen die Äquivalenzeinkommen vor und 
nach Mietzahlung deutlich, und zwar um gut 140 Euro im Ver-
gleich zum Vorjahr (Abb. 12, rote und graue Linie). Dennoch: 
Bei Berücksichtigung der Inflation der weiteren Verbraucher-
preise in 2021 und 2022 haben auch die Einkommensstärksten 
reale Kaufkraftverluste erlitten. Das reale Nettoäquivalenz-
Resteinkommen sank von ca. 1.630 Euro im Jahr 2020 auf 1.590 
Euro im Jahr 2022. Im Langzeitvergleich seit 2012 konnten die 
einkommensstärksten Leipziger/innen ihr reales Nettoäquiva-
lenz-Resteinkommen um immerhin 275 Euro steigern.
Insgesamt ist eine Stagnation und insbesondere ein Rückgang 
des realen Nettoäquivalenz-Resteinkommens ein Indikator für 
gestiegene Lasten bei Mieterinnen und Mietern. Zunehmende 
soziale Problemlagen sind in der Folge zu erwarten. In Leipzig 
ist das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen für die Mittel-
schicht erstmalig im Jahr 2022 gesunken. In der einkommens-
schwächsten Mietergruppe ist bereits seit 2021 (d. h. schon 
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vor Beginn der starken Inflation) ein Rückgang festzustellen. 
Außerdem: Das einkommensschwächste Fünftel der Leipzi-
ger Mieterschaft konnte seine finanzielle Situation in realen 
Preisen seit 2012 nur um 70 Euro steigern, die einkommens-
stärkste Gruppe jedoch um 275 Euro. Die soziale Ungleichheit 
innerhalb der Mieterschaft wächst folglich. 
Die Kaufpreisentwicklung von Immobilien kann als „Frühin-
dikator“ für einen zunehmenden Druck auf die Mietenent-
wicklung dienlich sein. Insbesondere bei der Etablierung 
wohnungspolitischer Maßnahmen sollten die Kaufpreisent-
wicklung (zum Beispiel über das Kaufpreis-Mietverhältnis) be-
rücksichtigt werden, damit wohnungspolitische Maßnahmen 
bereits vor spürbaren sozialen Folgen für Mieterinnen und 
Mieter etabliert werden können. Denn das reale Nettoäquiva-
lenz-Resteinkommen ist ein Anzeiger für bereits eingetretene 
soziale Folgen für Mieter/-innen und Mieter. 

Das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen 
als Indikator absoluter Belastungssituationen 
– Fazit und Ausblick

Das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen berücksichtigt 
zur Beschreibung der finanziellen Lage der Mieterinnen und 
Mieter folgende Aspekte: 
-	 Mietpreissteigerungen: durch den Abzug der Miete vom 

Haushaltseinkommen
-	 Haushaltsgrößen und -strukturen: durch die Bedarfsge-

wichtung nach Äquivalenzskala
-	 die Teuerung der weiteren Verbraucherpreise: durch den 

Verbraucherpreisindex (ohne Hauptgruppe Wohnen).

Mit dem Indikator gelingt es, absolute Belastungssituationen 
abzubilden. Das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen stellt 
folglich die soziale Lage von Mieterinnen und Mietern deutlich 
exakter dar, als es beispielsweise über das Resteinkommen 
möglich wäre. Mehr noch: Während bei der Nutzung der Miet-
belastungsquote die Gefahr der Fehleinschätzung besteht8, 
bildet das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen die finan-
zielle Situation der Mieter/-innen direkt und im absoluten 
Umfang ab. Mit dem realen Nettoäquivalenz-Resteinkommen 
sind Zeitvergleiche (inflationsbereinigt) ebenso wie Regional- 
und Städtevergleiche (Berücksichtigung der Haushaltsgrößen 
und -strukturen) seriös abbildbar. 
Die für das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen benötigten 
Daten stehen für Leipzig aus der Kommunalen Bürgerumfrage 
jährlich zur Verfügung. Auch in anderen Städten mit kommu-
nalen Statistikstellen sind vergleichbare Daten (z. B. München) 
vorrätig, um den Indikator berechnen zu können. 
Der Mikrozensus erhebt als zentrale Bundesstatistik ebenfalls 
im Turnus von vier Jahren alle erforderlichen Daten. Folglich 
könnte mit dieser Datenquelle sogar deutschlandweit auf 
Ebene der Kreise bzw. auf Ebene der regionalen Anpassungs-
schichten das reale Nettoäquivalenz-Resteinkommen berech-
net werden. Im Vier-Jahres-Turnus wäre ein flächendeckendes 
und kontinuierliches Monitoring der Lebenslagen von Miete-
rinnen und Mietern seitens der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder umsetzbar. 

Trotz der Breite abgebildeter Einflussfaktoren werden bei 
weitem nicht alle Dimensionen und Folgen angespannter 
Wohnungsmärkte abgebildet. Da das reale Nettoäquivalenz-
Resteinkommen die Bestandsmieter/-innen repräsentiert, wird 
der Aspekt, mit welchen finanziellen Bedingungen sich zuzie-
hende oder umziehende Personen bei der Beschaffung von 
Wohnraum konfrontiert sehen, nicht berücksichtigt. Insofern 
sollte bei der Betrachtung von sozialen Lagen der Mieterin-
nen und Mieter in jedem Fall auch das Angebot an Mietwoh-
nungen Berücksichtigung finden. Daten zu Angebotsmieten 
werden feingranular von mehreren privaten Datendienstleis-
tern verkauft. Sinnvoll wären Vergleiche von Angebots- und 
Bestandsmietpreisen für bestimmte Nachfragesegmente 
(Schultz 2023). Gleichermaßen sollten auch Trends bezüglich 
des Umfangs an Inseraten hinzugezogen werden. Der Umfang 
an Inseraten für bestimmte Nachfragesegmente (Single-Woh-
nungen, Familienwohnungen) kann die Anspannungssitua-
tionen für zu- und umzugswillige Haushalte abbilden. Über 
diese Kriterien ließe sich die bedarfsgerechte Verfügbarkeit 
von Wohnraum aufzeigen. 
Die bereits angeführten Empfehlungen zur Berücksichtigung 
der Kaufpreisentwicklung können dienlich sein, um die Gefahr 
angespannter Mietwohnungsmärkte frühzeitig zu erkennen. 

	
1	 Jacobs & Diez (2021) bemängeln beispielsweise in ihrer Wohnungs-

marktstudie im Auftrag der Stadt Leipzig, dass nicht klar sei, welche 
Mieten (Angebotsmieten oder Bestandsmieten) gemeint seien. Zu-
dem hinterfragen sie kritisch, warum der Anspannungsgrad einer Ge-
meinde oder eines Gemeindeteils in Bezug auf die gesamtdeutsche 
Situation gemessen wird und weisen auf eine nicht ausreichende 
Datenverfügbarkeit hin. Jacobs & Diez (2021) resümieren schließ-
lich, dass die „Sinnhaftigkeit und Handhabbarkeit der aufgeführten 
Kriterien […] in der Fachwelt umstritten“ seien.

2	 Für Berlin und das Berliner Umland wiesen beispielsweise Schrödl, 
Hackelberg, Germin, & Sackenheim (2021) auf eine Entkopplung von 
Kauf- und Mietpreisen hin.

3	 Zahlen zum Anteil börsenorientierter Wohnungsunternehmen am 
Leipziger Wohnungsbestand liegen nicht vor.

4	 Die Bruttowarmmiete wird für Miethaushalte hier näherungsweise 
als Wohnkosten definiert.

5	 Angaben zum Haushaltsnettoeinkommen der Miethaushalte liegen 
nicht vor. Alternativ wurden daher die Nettoäquivalenzeinkommen 
aller Mitglieder von Haushalten genutzt, um die unterschiedlichen 
Einkommensniveaus in den Städten darzustellen. 

6	 Diese Prüfung wurde anhand der Zusammensetzung der Regelsätze 
für Leistungsempfänger/-innen nach dem Regelbedarfsermittlungs-
gesetz vorgenommen. Diese Regelbedarfe wurden auf Basis von 
empirischen Befunden der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
zum Verbrauchsverhalten von Personen mit Niedrigeinkommen 
festgelegt. Beispielsweise sind im Bürgergeld 35 Prozent für Nah-
rungsmittel, Getränke, Tabakwaren oder 8 Prozent für Bekleidung, 
Schuhe vorgesehen (Stand 2023). Der Inflationsrechner des Statisti-
schen Bundesamtes ermittelte eine Inflationsrate, die um 0,1 Punk-
te vom amtlichen VPI abwich. Angesichts hoher Preissteigerungen 
im Bereich Gas und Energie wirkt die Übernahme der Kosten der 
Unterkunft dämpfend auf den „Bürgergeld-VPI“; der höhere Anteil 
der Lebensmittel zieht den „Bürgergeld-VPI“ dagegen nach oben, 
der geringere Anteil an Kraftstoffen wirkt wiederum dämpfend. In 
Summe heben sich die Unterschiede zum amtlichen VPI nahezu auf.

7	 Mögliche Einkommenssteigerungen durch Tariferhöhungen im Jahr 
2023 zeigen sich erst in den Daten des Folgejahres, die ab ca. April 
2024 vorliegen. 

8	 Wie der Vergleich Leipzig – München aufgezeigt hat.
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Warum braucht es ein Befragungspanel?

Das Statistische Amt der Landeshauptstadt Stuttgart führt 
über 30 Befragungsprojekte im Jahr durch. Nach der Miet-
spiegel- und Wohnungsmarktbefragung stellt die Stuttgart-
Umfrage (ehemals Bürgerumfrage) das größte städtische 
Befragungsprojekt dar. Seit 1995 werden alle zwei Jahre im 
Rahmen der Stuttgart-Umfrage rund 10.000 zufällig ausge-
wählte Bürgerinnen und Bürger zu den unterschiedlichsten 
Themenfeldern befragt. Die gewonnenen Erkenntnisse lie-
fern der Verwaltung und den politischen Gremien eine wich-
tige Arbeits- und Entscheidungsgrundlage. Als etabliertes 
Erhebungsinstrument geht die Stuttgart-Umfrage jedoch mit 
langen Vorlaufzeiten einher. Diese speisen sich aus dem sehr 
breit angelegten Prozess der Fragebogenentwicklung, an dem 
viele städtische Stellen beteiligt sind, der auf den Weg zu brin-
genden Anordnung, der Beteiligung des Datenschutzes und 
nicht zuletzt der weiterhin bestehenden Möglichkeit, den 
Fragebogen mit Stift und auf Papier auszufüllen. Die damit 
einhergehenden Vorlauf- und Verarbeitungszeiten stehen der 
zuletzt erheblich gestiegenen Nachfrage, innerhalb kürzester 
Zeit Befragungsergebnisse zu relevanten Themen zur Verfü-
gung stellen zu können, entgegen.
Aus diesem Grund baut das Statistische Amt derzeit ein Befra-
gungspanel für Ad-hoc-Befragungen auf. Davon versprechen 
wir uns, Stuttgarterinnen und Stuttgarter, die ihre Bereitschaft 
zur Teilnahme an einem solchen Panel erklärt haben, nieder-
schwellig, spontan und per E-Mail kontaktieren zu können 
und sie über einen Link zu einer Online-Befragung einzuladen. 
Neben zeiteffizienten Ad-hoc-Befragungen erlaubt der Auf-
bau eines solchen Panels zudem, dass Personen wiederholt 
befragt werden können. Solche Vorher-Nachher-Befragungen 
können bei der Evaluation von städtischen Programmen eine 
bedeutende Rolle spielen. Hinzu kommt die Aussicht, dass es 
uns mithilfe von Panelanalysen besser gelingen kann, kausalen 
Zusammenhängen im Rahmen von Längsschnittuntersuchun-
gen nachzuspüren. 

Wie wird für das Befragungspanel rekrutiert?

Befragungspanels für Ad-hoc-Befragungen gehören zum Kern-
geschäft privater Meinungs- und Marktforschungsinstitute. Für 
diesen Zweck halten die Institute einen Stamm an verifizierten 
Mitgliedern bereit, die sich je nach Thematik, und nicht selten 

Till Heinsohn

Aufbau eines Befragungspanels 
für Ad-hoc-Befragungen:
Jüngste Erfahrungen aus Stuttgart

Der Beitrag beschreibt den Aufbau eins Befragungspanels für Ad-
hoc-Befragungen und Längsschnittuntersuchungen in Stuttgart. 
Der Antwort auf die Frage, warum es ein solches Befragungspa-
nel überhaupt braucht, folgen Ausführungen zur Rekrutierung 
der Panelmitglieder. Daran schließt sich eine Betrachtung der 
bisherigen Zusammensetzung des Panels und ein Abgleich mit 
der Grundgesamtheit an. Wie sich an späterer Stelle durch Ge-
wichtung ein näherungsweise repräsentatives Abbild erzeugen 
lässt und welche Merkmale dabei berücksichtigt werden können, 
geht der Diskussion über die grundsätzliche Sinnhaftigkeit eines 
Poststratifikationsgewichts voraus. Der Beitrag endet mit einem 
Ausblick auf die noch umzusetzenden Schritte und methodischen 
Weiterentwicklungen, bevor es in Stuttgart dann mit dem Befra-
gungspanel ins Feld gehen kann.
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gegen Bezahlung, zur Beantwortung interessierender Fragen 
zur Verfügung halten. Mithilfe von Gewichtungs- und Quotie-
rungsverfahren entsteht so im besten Fall ein repräsentatives 
Abbild der Gesamtbevölkerung. Die eigentliche Rekrutierung 
der Panelmitglieder erfolgt zunehmend im Zusammenhang 
mit Echzeitbefragungen auf reichweitestarken Webseiten. 
Auch das gehört zum Geschäftsmodell der Institute.
Aus verschiedenen Gründen werben wir an dieser Stelle 
dafür, die kurzfristige Ergründung von Stimmungsbildern 
mindestens ebenso gut – wenn nicht sogar besser – in der 
Kommunalstatistik anzusiedeln. Unter der Bedingung, dass 
entsprechende Expertise und Ressourcen bestehen, hat dies 
zunächst den Vorteil der Kosten- und Zeitersparnis, da sich 
teure und zeitintensive Vergabeverfahren erübrigen. Darüber 
hinaus sind kommunale Statistikstellen der Unabhängigkeit, 
Wissenschaftlichkeit und Integrität verpflichtet. Im Gegensatz 
dazu erweisen sich in Auftrag gegebene und von kommerzi-
ellen Meinungs- und Marktforschungsinstituten erhobene 
Ad-hoc-Stimmungsbilder nicht selten als tendenziös. Nicht 
zuletzt besteht in abgeschotteten Statistikstellen nach dem 
Landesstatistikgesetz Baden-Württemberg die Möglichkeit 
Daten dauerhaft zu speichern. Dies stellt die Voraussetzung 
für Längsschnittuntersuchungen und die Evaluierung von 
Maßnahmen dar.
Als Kompetenzzentrum für Befragungen tritt auch das Statis-
tische Amt in Kontakt mit vielen Bürgerinnen und Bürgern. Im 
Rahmen einiger dieser Befragungen liegt es nahe, den Befrag-
ten die grundsätzliche Teilnahme an weiteren Befragungen 
anzubieten.
Nach längerer Pause erfolgte ein solches Angebot nun erst-
mals wieder im Zuge der Stuttgart-Umfrage 2023 (s. Infokas-
ten). Im Rahmen der erforderlichen Anordnung wurde das 
Datenschutzkonzept entsprechend erweitert und mit dem 
Datenschutzbeauftragten abgestimmt. Aufgrund der Zielset-
zung, nur solche Mitglieder für ein Panel zu rekrutieren, die 
niederschwellig und zeiteffizient kontaktiert werden können, 
wurde das Angebot aber nur denjenigen zufällig ausgewähl-
ten Teilnehmenden unterbreitet, die den Fragebogen online 
ausgefüllt haben. In Summe betrifft dies 2.957 Personen (vgl. 
hierzu den Artikel Gieck in diesem Heft). Von diesen Personen 
haben insgesamt 891 erklärt, dass sie per E-Mail zu weiteren 
Online-Umfragen eingeladen werden wollen. Dies entspricht 
einem Anteil von 30 Prozent und übertrifft unsere vorherigen 
Erwartungen an die Panelbereitschaft der Befragten. Gleich-
wohl liegt die von uns angestrebte Zielmarke für die Anzahl 
der Panelmitglieder perspektivisch höher. Denn bei weitem 

Das Statistische Amt der Landeshauptstadt Stuttgart möchte Ih-
nen die Möglichkeit bieten an weiteren Befragungen zum Leben in 
Stuttgart teilzunehmen. Wenn Sie gerne an weiteren Befragungen 
teilnehmen möchten, speichern wir Ihre E-Mail-Adresse in einer 
getrennten Datei, um Sie erneut kontaktieren zu können. 

[   ]	 Ich möchte per E-Mail zu weiteren Online-Umfragen 
	 eingeladen werden.

Wenn Sie an weiteren Online-Befragungen des Statistischen Amtes 
teilnehmen möchten, werden Sie zu einer getrennten Datei weiterge-
leitet, in der Sie uns Ihre E-Mail-Adresse mitteilen können.

nicht alle Panelmitglieder werden sich auch an jeder Befra-
gung beteiligen und für die Erzeugung genauerer, d. h. mit 
kleinerem Stichprobenfehler behafteter Schätzwerte, ist eine 
ausreichend große Fallzahl erforderlich. Immer dann, wenn es 
also sinnvoll erscheint, aus dem Adressatenkreis zukünftiger 
Befragungen neue Panelmitglieder zu gewinnen, wird dieser 
Versuch ab jetzt durch das Statistische Amt unternommen. 
Darüber hinaus spricht auch nichts dagegen, das Panel aktiv 
zu bewerben. So erlauben uns die Verfahren der Poststra-
tifikation auf die aus einem Opt-in-Verfahren resultierende 
Selbstselektion adäquat zu reagieren. Die Ausweitung der 
Panelmitglieder ist auch deshalb erforderlich, weil die Panel-
bereitschaft versiegen kann (Attrition). Gründe hierfür können 
zum Beispiel darin liegen, dass Befragte der Stadt den Rücken 
kehren, versterben oder einfach die Lust an der Teilnahme 
verlieren (Schnell 2019: 334).  

Stellen die Panelmitglieder ein repräsenta-
tives Abbild der Gesamtbevölkerung dar? 

Da es sich bei der Abfrage der Panelbereitschaft (und bei der 
späteren Teilnahme an der Befragung) um ein weitestgehend 
ungesteuertes1, selbstrekrutierendes Verfahren handelt, muss 
davon ausgegangen werden, dass die Zusammensetzung des 
Panels (und der dann später an einer Befragung Teilnehmen-
den) nicht mit den zentralen Parametern der Grundgesamtheit 
übereinstimmt. Dies gilt es im Folgenden zu prüfen. Die Über-
prüfung erfolgt anhand der uns bekannten soziodemografi-
schen Parameter der Grundgesamtheit. Diese stammen aus 
dem Einwohnermelderegister2 und umfassen die Verteilungen 
nach Alter, Geschlecht und Staatsbürgerschaft. Mit Blick auf 
die Verteilung nach Altersgruppen in Abbildung 1 müssen 
wir zunächst feststellen, dass wir aufgrund der Altersgrenze 
bei Befragungen (ab 16 Jahre) niemals ein exaktes Abbild der 
Gesamtbevölkerung erzeugen werden. Der in Befragungen 
altersbedingt ausgeklammerte Bevölkerungsteil umfasst am 
15. März 2023 in Stuttgart insgesamt 85.866 Personen – dies 
entspricht rund 14 Prozent der Gesamtbevölkerung.
Um diese Einschränkung wissend, wenden wir uns in Abbil-
dung 1 den verbleibenden zwölf gebildeten Altersgruppen 
zu. Dem prozentualen Anteil einer Altersgruppe in der Grund-
gesamtheit (in Blau) wird der prozentuale Anteil der entspre-
chenden Altersgruppe im Panel gegenübergestellt (in Rot). Mit 
Blick auf die Altersverteilung lassen sich für ausnahmslos alle 
der gebildeten Altersgruppen Abweichungen zwischen Panel 
(Stichprobe) und Grundgesamtheit beobachten. Personen 
unter 24 und Personen ab 72 Jahren sind im Panel unterre-
präsentiert. Gerade für Personen im vorangeschrittenen Alter 
kommt dies nicht überraschend, da sie vergleichsweise selten 
auf den Online-Fragebogen zurückgreifen. Personen zwischen 
24 und 71 Jahren sind im Panel dagegen überrepräsentiert. 
Besonders deutlich trifft dies für die Gruppen der Personen 
zwischen 32 und 63 Jahren zu.
Auch der Abgleich der Geschlechterverteilung in Abbildung 
2 deutet auf eine Verzerrung zugunsten männlicher Panel-
mitglieder hin. Demnach scheint die Panelbereitschaft unter 
Männern signifikant höher als unter Frauen. Mit Blick auf die 
Verteilung nach Staatsbürgerschaft in Abbildung 3 zeigt sich 
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Abb. 1 Verteilung nach Altersgruppen (ab 16 Jahren)

Abb. 2 Verteilung nach Geschlecht (ab 16 Jahren)

Anmerkung: Anteil in der Gesamtbevölkerung (in Blau) und unter den Panelmitgliedern (in Rot inkl. 95 %-KIBoot)

Quelle: Abzug Einwohnermelderegister vom 15.03.2023

Abb. 3 Verteilung nach Staatsbürgerschaft (ab 16 Jahren)

eine signifikante Überrepräsentation von Panelmitgliedern mit 
ausschließlich deutscher Staatsangehörigkeit. Demgegenüber 
sind Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit im Panel 
unterrepräsentiert. Für Panelmitglieder mit doppelter Staats-
bürgerschaft gilt, dass deren Anteil im Panel näherungsweise 
deren Anteil in der Grundgesamtheit entspricht.

Wie lässt sich durch Gewichtung ein nähe-
rungsweise repräsentatives Abbild erzeugen?

Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt, dass die 
Zusammensetzung des Panels hinsichtlich zentraler Merkmale 
nicht mit der Zusammensetzung der Grundgesamtheit über-
einstimmt – das Panel also verzerrt ist. Das ist nicht ungewöhn-
lich und selbst bei einem anfangs noch unverzerrten Panel 
tritt diese aufgrund von Attrition gewöhnlich über die Zeit auf.
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Ein verzerrtes Panel ist auch nicht das Hauptproblem. Denn 
entscheidend ist am Ende, dass die tatsächlich antwortgeben-
den Panelmitglieder näherungsweise mit der Grundgesamt-
heit übereinstimmen.3 Da wir uns aber derzeit noch in der 
Aufbauphase des Panels befinden und noch keine Befragung 
mit dem Panel durchgeführt haben, setzten wir hier zu Veran-
schaulichungszwecken die Panelmitglieder mit demjenigen 
Teil gleich, der später dann auch tatsächlich an unseren Umfra-
gen teilnehmen wird. Mit anderen Worten: Wir gehen an dieser 
Stelle davon aus, dass sich alle Panelmitglieder geschlossen 
an einer hypothetischen Befragung beteiligen.
Im Kern geht es nun darum, durch Poststratifikation eine Über-
einstimmung zwischen Panel (später: tatsächlich Teilnehmen-
den) und Grundgesamtheit zu erreichen und der bestehenden 
Verzerrung zu begegnen. Denn nur so lässt sich wahrschein-
lich ein näherungsweise repräsentatives Abbild erzeugen. 
Nach der isolierten Betrachtung der Merkmalsverteilung in 
den Abbildungen 1 bis 3 richten wir unseren Blick nun auf die 
Randverteilung der Variablenkombinationen (Tab. 1). Denn im 
Zuge der Poststratifikation werden die Verteilungen aller mög-
lichen Variablenkombinationen im Panel an die uns bekannte 
Verteilung in der Grundgesamtheit angeglichen. Wir prüfen 
demnach, ob alle 72 möglichen Merkmalskombinationen (Al-
tersgruppe mit 12 Ausprägungen; Geschlecht mit zwei Ausprä-
gungen; Staatsbürgerschaft mit drei Ausprägungen) im Panel 
anteilig so häufig vorkommen wie in der Grundgesamtheit. 
Im Panel über- oder unterproportional vertretene Gruppen 
werden entsprechend ihrem Anteil in der Grundgesamtheit 
in ihrem Gewicht angepasst.
Der Abgleich des Häufigkeitsvorkommens und die daraus 
resultierende Berechnung der einzelnen Gewichtungsfaktoren 
erfolgt mit Hilfe des Statistikprogramms R und der rake-Funk-
tion aus dem survey-Package. Der hinter dem Gewichtungs-
verfahren stehende Algorithmus wird als Iterative Proportio-
nal Fitting bezeichnet. Hieraus können Gewichte resultieren, 
die als zu groß (oder zu klein) angesehen werden müssen. 
Zählt ein Panelmitglied nach der Gewichtung für 20 andere 
Personen, so müsste man sich schon sehr sicher sein, dass 
dieses eine Panelmitglied auch wirklich stellvertretend für 20 
andere stehen kann und soll. Eine solche Annahme erscheint 

Tab. 1 Randverteilung der Variablenkombinationen vor und nach der Stratifikation

ID Altersgruppe Geschlecht Staatsbürgerschaft Anteil in der 
Grundgesamtheit 

(gerundet)

Anteil im Panel 
vor Gewichtung 

(gerundet)

Anteil im Panel 
nach Gewichtung 

(getrimmt; gerundet)

11 16–23 Mann Deutsch 2,90 % 1,92 % 3,07 %

12 16–23 Mann Doppelt 0,87 % 0,02 % 0,69 %

13 16–23 Mann Nicht Deutsch 1,27 % 0,10 % 0,34 %

14 16–23 Frau Deutsch 2,87 % 1,58 % 3,02 %

15 16–23 Frau Doppelt 0,84 % 0,45 % 0,88 %

16 16–23 Frau Nicht Deutsch 1,07 % 0,68 % 1,14 %

17 24–31 Mann Deutsch 4,46 % 6,89 % 5,03 %

… … … … … … …

82 104–111 Frau Nicht Deutsch 0,00 % 0,00 % 0,00 %

uns als sehr gewagt. Entsprechend folgen wir der Faustregel 
und schneiden die Gewichte am oberen Ende bei 3 ab.4 Dies 
betrifft die Gewichte von insgesamt 29 Panelmitgliedern und 
hat zur Folge, dass die Anteile im Panel nach der Gewichtung 
zwar deutlich näher an den Anteilen in der Grundgesamtheit 
liegen, aber dennoch nicht exakt übereinstimmen (Tab. 1). 
Weiterhin bestehende größere Abweichungen lassen sich bei 
den fallzahlenmäßig schwach besetzten Merkmalskombina-
tionen ausmachen. Ein Eingreifen am unteren Ende (< 0,3) ist 
nicht erforderlich.5

Alter, Geschlecht und Staatsbürgerschaft – 
ist das schon alles?

Neben den drei aus der Grundgesamtheit bekannten Parame-
tern, für die soeben mittels Poststratifikation ein korrigieren-
des Gewicht erzeugt wurde, existieren weitere Merkmale, die 
sich in der Zusammensetzung des Panels nach unserer Vorstel-
lung näherungsweise widerspiegeln sollen. Hierbei handelt es 
sich um die Verteilung des Haushaltsnettoeinkommens und 
der Bildungsabschlüsse. Da in der amtlichen Statistik kein 
Einkommens- oder Bildungsregister existiert, können wir uns 
der entsprechenden Verteilung in der Grundgesamtheit ledig-
lich annähern, indem wir auf die Angaben zum monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen sowie den Bildungsabschlüssen 
im Mikrozensus zurückgreifen (Anpassungsschicht Stuttgart).6 
Eine differenzierte Betrachtung nach Merkmalskombinationen 
und Randverteilungen, wie bei den drei aus den Registerdaten 
bekannten Merkmalen, ist hier aufgrund eingeschränkter Da-
tenverfügbarkeit zwar nicht möglich. Dennoch fließen auch 
diese Informationen in das Poststratifikationsgewicht ein.
So zeigt sich für die Verteilung nach dem klassifizierten Haus-
haltsnettoeinkommen eine signifikante Verzerrung zugunsten 
höherer Haushaltsnettoeinkommen im Panel (Abb. 4). Die 
Unterrepräsentation von Panelmitgliedern mit einem Haus-
haltsnettoeinkommen von unter 2000 Euro deckt sich mit 
der Beobachtung, dass Personen unter 24 und Personen ab 
72 Jahren – also diejenigen, die häufig alleine einen Haushalt 
begründen und dann auch nur eine Person zum Haushalts-
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Abb. 4 Verteilung nach Haushaltsnettoeinkommen Abb. 5 Verteilung nach Bildungsabschluss (ab 16 Jahren)

Anmerkungen: Anteil im Mikrozensus (in Orange) und unter den Panelmitgliedern (in Rot inkl. 95 %-KIBoot)

Quelle: Mikrozensus 2022 (Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; auf Anfrage)

nettoeinkommen beitragen kann, im Panel ebenfalls unter-
repräsentiert sind. Eine Verzerrung des Panels lässt sich auch 
hinsichtlich der vertretenen Bildungsabschlüsse erkennen. 
Personen mit (Fach-)Hochschulreife sind im Panel deutlich 
häufiger vertreten, als sie nach ihrem prozentualen Anteil in 
der Gesamtbevölkerung sein dürften. Unterrepräsentiert sind 
sowohl Personen ohne Schulabschluss als auch Personen mit 
Hauptschulabschluss.

Aber ist es überhaupt zielführend auf jede 
Abweichung mit einem Gewicht zu reagieren?

Wie die vorangegangenen Ausführungen veranschaulicht 
haben, stellen die Panelmitglieder ein aus den meisten Umfra-
gen bekannt verzerrtes Bild der Grundgesamtheit dar. Dieser 
Verzerrung lässt sich durch ein Poststratifikationsgewicht, 
welches Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Haushaltsnet-
toeinkommen und Bildungsabschluss beinhaltet, begegnen. 
Gleichwohl liegt diesem Gewicht eine Homogenitätsannahme 
zugrunde. Denn für alle Mitglieder des Panels (und später 
dann für alle, die an einer Befragung teilnehmen) nehmen 
wir im Rahmen des Gewichtungsverfahrens zunächst an, dass 
sie sich von denjenigen, die nicht zur Teilnahme bereit sind, 
nicht systematisch unterscheiden. Wie die folgenden zwei 
Beispiele zeigen, ist diese Homogenitätsannahme aber höchst 
problematisch. 
Zunächst müssen wir selbstkritisch feststellen, dass bislang 
nur diejenigen ihre Panelbereitschaft erklären konnten, die 
sich freiwillig an der Stuttgart-Umfrage beteiligt haben. Unter 

den Teilnehmenden der Stuttgart-Umfrage beschränkt sich 
der Adressatenkreis dann wiederum auf diejenigen, die den 
Fragebogen online ausgefüllt haben. Im Panel landen dann 
schlussendlich nur diejenigen Personen, die Lust und Interesse 
an weiteren Befragungen haben. Entsprechend müssen wir 
davon ausgehen, dass sich unter den Panelmitgliedern ledig-
lich ein Auszug des interessierten, engagierten und onlineaffi-
nen Teils der Stadtbevölkerung befinden. Verstärkend kommt 
hinzu, dass bei der Gewichtung unterrepräsentierter Gruppen, 
diejenigen Vertreterinnen und Vertreter ein höheres Gewicht 
erhalten, die möglicherweise überhaupt nicht stellvertretend 
für die eigentlich unterrepräsentierte Gruppe stehen. Also zum 
Beispiel hoch betagte Personen, die sich wider Erwarten nicht 
von der Onlinemaske haben abschrecken lassen, sondern 
altersgruppenuntypisch eine hohe Onlineaffinität aufweisen. 
Bei der Frage nach genau dieser Onlineaffinität wäre dann 
gerade für die besagte Altersgruppe mit einer erheblichen 
Verzerrung der Ergebnisse zu rechnen. Ein weiteres Beispiel 
stellt die Gewichtung von Teilnehmenden ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft dar. Denn mutmaßlich spiegeln diejeni-
gen Personen ohne deutschen Pass, die sich an der Befragung 
beteiligt haben, nicht diejenigen Menschen ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft wider, die aufgrund von Sprachproblemen 
und Integrationsschwierigkeiten bislang noch keinen Zugang 
zu unseren Befragungen gefunden haben. Beide Beispiele 
verdeutlichen, dass „sich systematische Ausfallmechanismen 
durch solche Gewichtungsverfahren nur sehr bedingt korri-
gieren lassen“ (Schnell 2019: 167).
Dennoch sind wir davon überzeugt, dass uns das Verfahren der 
Poststratifikation auf dem Weg zur Erzeugung näherungsweise 

Statistik & Informationsmanagement



90	 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK     1|2024

repräsentativer Erkenntnisse weiterhilft. Denn im Ergebnis 
schätzen wir den Zugewinn dadurch, dass wir unterrepräsen-
tierten Gruppen durch deren höhere Gewichtung zu ihrem 
eigentlichen Anteil verhelfen höher als die Gefahr ein, dass 
es sich bei denen aus diesen Gruppen vertretenen Personen 
um eher untypische Charaktere handelt. Denn bei allen be-
stehenden Differenzen gehen wir davon aus, dass sie sich in 
vielen Einstellungen und Ansichten dann doch näherstehen, 
als wir es etwa für Personen mit und ohne deutsche Staats-
bürgerschaft annehmen dürfen. 

Wie geht es weiter?

Durch die Speicherung der E-Mail-Adressen in einer getrenn-
ten Datei (s. Infokasten) können wir nun zwar Aussagen über 
die Zusammensetzung des Panels machen, eine Verknüpfung 
der Angaben mit den hinter den E-Mail-Adressen stehenden 
Personen ist jedoch nicht möglich. Aus diesem Grund planen 
wir eine zeitnahe Kontaktaufnahme mit den Personen, die ihre 
Panelbereitschaft erklärt haben. In diesem Zusammenhang 
werden wir die für uns erforderlichen soziodemografischen 
und sozioökonomischen Merkmale erneut erheben. Bei allen 
zukünftigen Befragungswellen wird es dann nur noch erfor-
derlich sein sicherzustellen, dass eine befragte Person auch 
noch tatsächlich in Stuttgart wohnt.
Mit Blick auf die perspektivisch zu erhöhende Anzahl der 
Panelmitglieder starten wir bei anstehenden Befragungen 
zudem weitere Rekrutierungsbemühungen. Dies betrifft etwa 
kommende Stuttgart-Umfragen oder gruppenspezifische Be-
fragungen wie den Alterssurvey. Sollte sich herausstellen, dass 
bestimmte Bevölkerungsgruppen im Panel dennoch unterre-
präsentiert bleiben, dann bieten sich konkrete Bemühungen 
an, diese durch direkte und gezielte Ansprache und öffentlich-
keitswirksame Werbung für das Panel zu gewinnen. 
In Baden-Württemberg muss eine Kommunalstatistik gemäß 
§8 LStatG durch den Bürgermeister angeordnet werden. Die 
Anordnung enthält neben Erhebungsmerkmalen und Hilfs-
merkmalen auch die Art und Weise der Erhebung, den Be-
richtszeitraum, den Berichtszeitpunkt, die Periodizität und 
den Kreis der zu Befragenden. Um bei Bedarf möglichst rasch 
ins Feld gehen zu können, muss der Abstimmungsprozess mit 
dem städtischen Datenschutzbeauftragten und dem zustän-
digen Bürgermeister gestrafft werden, was im Rahmen des 
Geschäftsprozessmanagements angegangen werden soll. 
Mittelfristig wird es zudem darum gehen, eine App zu ent-
wickeln und den Panelmitgliedern zur Verfügung zu stellen. 
Insbesondere bei Ad-hoc-Befragungen erscheint der Weg, 
bei dem die Mitglieder über eine push-Benachrichtigung zur 
Teilnahme eingeladen werden, erfolgsversprechend. Hierfür 

wurden ebenso Mittel bewilligt wie für ein etwaig zu imple-
mentierendes Anreizsystem. In der Zusammenarbeit mit pri-
vaten Meinungs- und Marktforschungsinstituten schon lange 
etabliert und akzeptiert, wird es im Kontext der öffentlichen 
Verwaltung verstärkte Überzeugungsarbeit erfordern, mit 
kleinen finanziellen Anreizen für eine höhere Beteiligung zu 
sorgen. Gleichwohl arbeiten wir bereits in unseren bisherigen 
Befragungen mit dem Anreiz, dass unter den Teilnehmenden 
Eintrittskarten für Bäder, Museen und die Wilhelma verlost 
werden. Auf den Umstand, dass dadurch perspektivisch viel-
leicht auch Mitglieder für das Panel gewonnen werden, die 
eine Teilnahme aus finanziellen Gründen erwägen, kann dann 
entsprechend reagiert werden.
In methodischer Hinsicht besteht die Absicht das Verfahren 
der Poststratifikation perspektivisch nicht allein anhand der 
bekannten Randverteilungen (Raking), sondern unter Zu-
hilfenahme einer Mehrebenanalyse durchzuführen (MrP – 
Multilevel Regression and Poststratification). Hierzu besteht 
ein Kooperationsprojekt mit Studierenden des Statistischen 
Beratungslabors (StaB-Lab) am Institut für Statistik der LMU 
München.
Schließlich werden wir das in diesem Beitrag beschriebene 
Gewichtungsverfahren dann nicht –  wie hier zu Veranschau-
lichungszwecken – auf alle Panelmitglieder, sondern auf die 
Personen anwenden müssen, die sich an unseren Panelbefra-
gungen tatsächlich auch beteiligen. Denn dass nicht alle Mit-
glieder an jeder Befragung teilnehmen, kann mit Gewissheit 
vorhergesagt werden.

	
1	 Der einzige Eingriff besteht darin, dass nur Personen als Panelmit-

glieder angefragt werden, die den Fragebogen online beantworten.
2	 Abzug vom 15.03.2023.
3	 Tatsächlich wird es zu einem späteren Zeitpunkt darum gehen, die 

Gewichtung an denjenigen Panelmitgliedern auszurichten, die sich 
tatsächlich auch an einer konkreten Befragung beteiligt haben.

4	 Vgl. hierzu: https://www.r-bloggers.com/2014/04/survey-compu-
ting-your-own-post-stratification-weights-in-r/ (aufgerufen am 
10.07.2023).

5	 Deskriptive Statistik für das nicht getrimmte Gewicht (Minimum: 
0,41 – 1st Quantil: 0,57 – Median: 0,65 – Mean: 0,99 – 3rd Quantil: 
0,97 – Maximum: 13,00). 

6	 Sehr zeitnah dürften auch die Daten aus dem Zensus 2022 (Ziel 2) 
zur Verfügung stehen. Diese versprechen eine noch höhere Qualität 
und bieten eine Alternative, wenn nicht auf eine Anpassungsschicht 
des Mikrozensus zurückgegriffen werden kann.
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Neuerscheinung

Derzeit ist der Begriff der Resilienz in 
Wissenschaft und Politik von großer Be-
deutung: Nicht zuletzt die Ereignisse um 
die Hochwasserkatastrophe im Ahrtal, 
die Dürre im Sommer 2023, die heftigen 
Überschwemmungen in Niedersachsen 
in 2024 und die langfristigen Folgen der 
Klimaveränderung haben das Thema auf 
die politische Tagesordnung vieler Städ-
te und Gemeinden gebracht. Bereits in 
2016 hatten die Vereinten Nationen 17 
Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sus-
tainable Development Goals – SDGs) 
definiert, unter Ziel 11 ist die nachhalti-
ge Entwicklung von Städten und Stadt-
regionen besonders aufgeführt. Unter 
anderem zwei aktuelle Publikationen 
befassen sich mit dem Thema Resilienz 
für Städte: eine Übersichtspublikation 
und eine Studie zum Resilienzdenken 
in der kommunalen Wohnungspolitik in 
Leipzig.

Kabisch, Sigrun, Dieter Rink und Ellen 
Banzhaf (Hrsg.). (2024). Die Resiliente 
Stadt. Konzepte, Konflikte, Lösungen. 
Springer Spektrum (eBook).

„Resilienz ist eine wesentliche Kompo-
nente der langfristigen Zielsetzung einer 
nachhaltigen Entwicklung des Raumes“ 
schreiben die Autorinnen und Autoren 
im Buch zur resilienten Stadt (Seite V). 
Stadtforschung, Stadtentwicklung und 
Statistik beschäftigen sich vermehrt mit 
den Trends des Klimawandels und der 
Klimaanpassung, den Möglichkeiten der 
Verkehrswende mit der Zielsetzung ge-
ringerer Luft- und Lärmbelastungen so-
wie dem Zugang zu angemessener Woh-
nungs- und Infrastrukturversorgung für 
die städtische Bevölkerung. Jedoch setzt 
die aktuelle Finanzkrise der Kommunen 

Die Resiliente Stadt
Zwei aktuelle Publikationen

bei der Krisenbewältigung und -vorsor-
ge den Bemühungen um eine resiliente 
Stadt enge Grenzen. Trotz alledem gilt 
Resilienz heute als zentrale Herausforde-
rung für die Zukunftsfähigkeit der Stadt. 
Doch was steckt hinter diesem relativ 
neuen Begriff?
Resilient wird eine Strategie genannt, die 
Städte auf Krisen und Katastrophen bes-
ser vorbereitet, um diese gut zu bewäl-
tigen und gestärkt aus ihnen hervorzu-
gehen. Das Konzept der Resilienz wurde 
meist nicht unmittelbar auf Städte bzw. 
die Stadt angewandt, sondern ab dem 
Jahr 2000 auf gesellschaftliche Prozes-
se bzw. soziale, sozioökonomische oder 
sozial-ökologische Systeme. Dabei geht 
es um Anpassungsleistungen sozialer 
Systeme gegenüber verschiedenen, oft 
als zerstörerisch wahrgenommenen Be-
lastungen der Gesellschaft. Die Beiträge 
in der Publikation von Kabisch und an-
deren zeigen konkrete Beispiele dafür, 
wie Städte resilienter gestaltet werden 
können.
Der erste Teil widmet sich der histori-
schen Entwicklung des Begriffs und den 
konzeptionellen Auseinandersetzungen, 
im zweiten Teil werden Quartiersansätze 
für die resiliente Stadt vorgestellt: „Ur-
bane Quartiersentwicklungen als ‚labor-
ähnlich‘ zu fassen hat in der Stadtsoziolo-
ge eine lange Tradition, wie eindrücklich 
die klassischen Studien der Chicagoer 
Schule der Soziologie zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts zeigten (vgl. Park 1929, 
weiterführend auch Gieryn 2006, Gross 
2009, Steverson und Melvin 2021). Das 
hiervon inspirierte Konzept des Real-
experiments geht von dem Normalfall 
aus, dass man über das, was man nicht 
weiß, doch einiges wissen kann und dass 
geordnetes Ausprobieren in Realexpe-
rimenten der effektivste Weg ist, sich 

selbst zu korrigieren und weiterzukom-
men“ (S. 25). Dabei ist auch das Scheitern 
der Prozesse der Quartiersentwicklun-
gen möglich, was die Autorinnen und 
Autoren nicht verschweigen.
Teil 3 widmet sich den Widersprüchen 
und Konflikten zwischen der notwendi-
gen ökologischen Transformation von 
Städten und deren sozialen bzw. ge-
rechtigkeitsbezogenen Auswirkungen 
am Beispiel des Stadtgrüns. „Im Zent-
rum stehen wohnungs- und immobili-
enmarktbezogene Prozesse in Städten 
und Wohnquartieren, welche steigende 
Boden- und Mietpreise sowie eine sym-
bolische Aufwertung des Gebiets zur 
Folge haben“ (S. 40).
Umweltstressoren und Extremereignisse 
als Herausforderungen für die resiliente 
Stadt werden in Teil 4 behandelt: „Res-
iliente Städte sind u. a. durch robuste 
Ver- und Entsorgungssysteme gekenn-
zeichnet, die es ihnen ermöglichen, die 
verfügbaren lokalen Ressourcen für eine 
zuverlässige und nachhaltige Deckung 
des Bedarfs der Gesellschaft zu verwal-
ten […]“ (S. 55). 
Nach den theoretischen Einführungen 
zum Thema werden in den Kapiteln 5 
bis 17 Beispiele für konkrete kommuna-
le Resilienzprojekte vorgestellt, die auf 
eindrückliche Weise Möglichkeiten und 
Probleme der quartiersbezogenen Res-
ilienz erörtern. 
Hier finden sich exzellente Beispiele 
für die interdisziplinäre Zusammenar-
beit von Stadtforschung, Statistik und 
Stadtentwicklung, die Anregungen für 
weitere kommunale Projekte geben 
können: Vom Leipziger Stadtlabor über 
Sanierungsprozesse in Bestandsquar-
tieren, die Gestaltung der kommunalen 
Wärmewende, Resilienz am Beispiel von 
Großwohnsiedlungen, Gründächer im 
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urbanen Raum, Straßenbäume im Klima-
wandel, Fassadenbegrünung als multi-
funktionales Anpassungsinstrument 
gegen Hitze, gesunde und resiliente 
Quartiere für Kinder, individuelle ge-
sundheitsrelevante Umweltexpositionen 
im Rad- und Fußverkehr und Hitzestress 
in Stadtquartieren. Per Bürgerumfragen, 
statistischen Auswertungen zu demo-
grafischen Entwicklungen und einer Ge-
bäudestatistik hat die Städtestatistik ein 
großes Potenzial in der Zusammenarbeit 
mit z.B. der Stadtentwicklung über enge 
Fachgrenzen hinaus.
Die Publikation ist als E-Book kosten-
los zum Download unter dem Sprin-
ger-Link https://link.springer.com/
book/10.1007/978-3-662-66916-7 be-
ziehbar, kostet als Hardcover 53,49 Euro.

Frieler, Friederike. (2023). Resilienzden-
ken in der kommunalen Wohnungspo-
litik. Eine Konzeptionierung und empi-
rische Untersuchung am Beispiel der 
Stadt Leipzig. Berlin: Logos Verlag.

Friederike Frieler hat ihre Doktorar-
beit unter dem Titel „Resilienzdenken 
in der kommunalen Wohnungspolitik. 
Eine Konzeptionierung und empirische 
Untersuchung am Beispiel der Stadt 
Leipzig“ veröffentlicht. Sie eröffnet ihre 
Publikation mit der Frage, welche Rolle 
Wohnungspolitik im Kontext urbaner 

Resilienz spielt: Im Ringen um urbane 
Zukünfte stellt sich die Frage nach einem 
krisenfesten und zugleich an sozialen Be-
darfen orientierten Wohnungsbestand. 
Sie lässt sich nicht lösen, ohne die kom-
plexen Zusammenhänge demografi-
scher, sozioökonomischer und ökologi-
scher Krisen zu beachten (S. 6).
Bislang wurden laut der Autorin Resilienz 
und Wohnungspolitik auf wissenschaft-
licher Ebene kaum zusammenhängend 
diskutiert, mit ihrer Arbeit will sie diese 
Lücke schließen. Im Rückblick gesehen 
muss die Stadt Leipzig mit extremen Ent-
wicklungen von Demografie und Woh-
nungsmarktlagen seit der Deutschen 
Einheit 1989/90 umgehen. Starker Be-
völkerungsschwund und anschließend 
starker Zuwachs an Bevölkerung stellen 
die wohnungspolitischen Konzepte der 
Stadt Leipzig vor große Herausforderun-
gen. Frieler untersucht in ihrer Fallstudie 
zur Wohnungspolitik fünf Prinzipien res-
ilienten Wohnens: Sicherheit, Geeignet-
heit, Bezahlbarkeit, Ressourceneffizienz 
und soziale Integration. 
Mit ihrer theoretischen Einführung in 
das Thema (Kapitel 2) stellt die Autorin 
ein methodisches Instrumentarium vor, 
das für die Städtestatistik von großer 
Bedeutung ist, da sie alle Aspekte und 
Datengrundlagen für eine resiliente 
Wohnungsanalyse berücksichtigt. Be-
sonders lesenswert sind die Ausführun-
gen zu Demografie und Sozialstruktur, 

soziodemografischem Wandel sowie 
Sozialstruktur der Haushalte.
Vor allem Kapitel 4 (Methodik) und Kapi-
tel 5 (Empirie) sind eine Fundgrube für die 
Stadtforschung und Städtestatistik, da sie 
hier ihr Untersuchungsdesign ausführlich 
vorstellt und wichtige Hinweise für eine 
qualitative Einzelfallstudie gibt. Kapitel 5 
ist für alle am Thema Resilienzforschung 
in der Wohnungspolitik unverzichtbar, 
da die Autorin jene thematischen Pro-
blemlagen aufgreift, die die Städtesta-
tistik generell umtreiben: Entwicklung 
von Wohnungsmarkt, Demografie und 
Wohnraumversorgung, kleinräumiges 
Wohnungsmarktmonitoring und Prog-
nosen der weiteren Entwicklung.
In ihrer Schlussbetrachtung sind – neben 
einer Analyse der Ergebnisse – beson-
ders jene Teile von Bedeutung, die über 
die Leipziger Situation hinausgehen und 
mit „Bewertung der Anwendbarkeit“ so-
wie „Übertragbarkeit auf andere Städte“ 
wichtige Hinweise für Stadtforscherin-
nen und Stadtforscher sowie für die 
Städtestatistik insgesamt geben. Zuletzt 
machen die im Anhang aufgeführten In-
strumente wie der Interviewleitfaden, 
die Datenquellen zur Wohnungsmarkt-
situation sowie die Codesysteme zur 
Interviewauswertung diese Publikation 
zu einem Standardwerk für die Stadtfor-
schung und Städtestatistik. Preis: 58.00 €.

Günther Bachmann
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